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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich darf die 27. Sitzung für eröffnet erklären. Ich darf Sie alle recht herzlich begrüßen.

Ich darf mitteilen, dass bis 11.00 Uhr Herr GR Hatzl entschuldigt ist und ganztägig Frau GRin Tomsik.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/01784/2003/0002-KGR/GM) wurde von Frau GRin Mag Ringler an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet: Die Grünen monieren wegen intransparenter Vergabe öffentlicher Mittel im Bereich der Darstellenden Kunst schon seit Jahren die Erstellung und Anwendung klarer Richtlinien für die Vergabe von Dreijahresverträgen und anderer Finanzierungsformen. Vor einigen Monaten haben Sie gemeinsam mit den Kultursprecherinnen und Kultursprecher aller im Gemeinderat vertretenen Parteien eine Studie in Auftrag gegeben, welche die Freie Theaterszene in Wien untersuchen soll. Es ist aber weiterhin nicht klar, nach welchen inhaltlichen und ökonomischen Kriterien die anstehenden Verlängerungen der Dreijahresverträge vorgenommen werden sollen. Nach welchen konkreten Kriterien werden welche Dreijahresverträge verlängert?

Ich darf um Beantwortung ersuchen.

(Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny begibt sich zum vorderen Rednerpult.)

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Da Sie zum wiederholten Male eine angeblich intransparente Vergabe öffentlicher Mittel kritisieren, muss ich Ihnen an dieser Stelle einmal heftig widersprechen. Wie kaum in einer anderen Gebietskörperschaft werden die Kulturförderungen der Stadt Wien vor und nach ihrer Vergabe in den dafür zuständigen Gremien diskutiert, überprüft und kontrolliert. Sowohl die Dreijahresverträge als auch die daraus folgende jährliche Förderung werden im Vorhinein im zuständigen Ausschuss und im Gemeinderat beschlossen und im Ergebnis kontrolliert. Jeder einzelne Posten ist daher von der Öffentlichkeit genau nachvollziehbar. 

Darüber hinaus gibt es seit der Einführung der Dreijahresvereinbarungen klare Richtlinien zur Vergabe dieser Dreijahresverträge. Die Eckpunkte dieser Richtlinien wurden Ihnen auch vor geraumer Zeit übermittelt. Die Kulturverwaltung geht dabei von künstlerischen, wirtschaftlich-organisatorischen und budgetären Kriterien aus.

Bei den künstlerischen Kriterien werden die Qualität, der Spielplan, die kontinuierliche Tätigkeit und die Integration ins kulturelle Angebot ebenso bewertet wie die Einbeziehung anderer Kunstrichtungen und die Publikumsakzeptanz.

Für die wirtschaftlich-organisatorischen Kriterien werden die wirtschaftliche Notwendigkeit, die Planbarkeit und die Flexibilität bewertet.

Für die budgetären Kriterien wird der Grad der Bindung des Gesamtbudgets und die Deckelung der vereinbarten öffentlichen Finanzierung herangenommen.

In den jeweiligen Vereinbarungen, die die Kulturverwaltung mit den Partnern trifft, sind spezielle Parameter festgelegt - und damit allen Beteiligten bekannt -, die erfüllt werden müssen, um für eine Verlängerung in Frage zu kommen: Anzahl der Produktionen, Anzahl der Vorstellungen, Eigendeckung, maximale Subvention pro Besucher und seit der letzten Verlängerungsphase auch Stücke bislang nicht aufgeführter, junger österreichischer Autoren, die so genannte Adoption einer freien Truppe und die internationale Relevanz. Diese Kriterien und Parameter sind allen Beteiligten bekannt. Gemeinsam mit Beschluss und Kontrolle durch den Gemeinderat ergeben sie einen für alle jederzeit nachvollziehbaren Fördervorgang. 

Nach all diesen Kriterien wurde bisher vorgegangen. Ihre Erfüllung würde demnach auch rechtfertigen, die meisten der nun anstehenden Verlängerungen der Dreijahresverträge zu argumentieren und beschließen zu lassen. 

Ich meine, dass diese Vorgehensweise eine höchst transparente, nachvollziehbare und für alle Beteiligten daher auch günstige ist.

Was nun die von mir in Absprache mit den Kultursprecherinnen und Kultursprechern der im Gemeinderat vertretenen Parteien beauftragte Studie angeht, so werden die Ergebnisse abzuwarten sein. Diese Studie sollte generell eine Evaluierung der Situation der freien Gruppen im Bereich der darstellenden Kunst in Wien vornehmen und wird damit zusätzlich zu einer Öffentlichkeit und zu einem öffentlichen Diskurs, damit auch zu einem transparenten Diskurs über die Wiener Theaterlandschaft beitragen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke für die Beantwortung. 

Die erste Zusatzfrage, Frau GRin Mag Ringler. - Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Danke für diese Ausführungen, die mich nicht zu überraschen wissen. Denn dass wir zweiseitige Akte mit einem daran gehängten Excel Spreadsheet bekommen, ist mir bekannt. Das halte ich allerdings nicht für eine transparente Offenlegung dessen, auf welcher Basis hier entschieden wird.

Sie haben den Bereich der künstlerischen Kriterien angesprochen. Mir ist nicht bekannt, dass eine einzige Verlängerung - zumindest in meinem Beisein - von Dreijahresverträgen in irgendeiner Form qualitativ bis dato bewertet worden wäre. Vielleicht geschieht dies unter Ausschluss der Öffentlichkeit. Das ist gut möglich. 

Das mag die Vorgehensweise sein, die wir auch derzeit beim Tanzquartier haben. Ich entnehme Medienberichten, dass es eine von Ihnen nicht dementierte zehnprozentige Kürzung dieses wirklich wichtigen Hauses in Wien geben wird, eines Hauses, das in allen internationalen, aber auch nationalen Medien als ein Musterbeispiel für kulturpolitische Vorgehensweise im zeitgenössischen Bereich bezeichnet wird und das derzeit einer so genannten internen Evaluierung unterliegt, die für mich auch nicht transparent ist, weil ich bis zum heutigen Tag nicht weiß, wer die mit welchen Kriterien macht und wie diese Evaluierung dann zu dieser zehnprozentigen Kürzung kommt.

Allerdings erkenne ich bei dieser Vorgangsweise einen gewissen roten Faden, der sich durch den ganzen Bereich des aktuellen Schaffens zieht, nämlich den aktuellen Faden, dass jene Institutionen in dieser Stadt, die wirklich interessante Arbeit machen, am Puls der Zeit von Ihnen tendenziell nicht ausreichend gefördert werden und das Tanzquartier jetzt um zehn Prozent gekürzt wird.

Weil Sie die Stirn runzeln: Wir haben heute den Akt des Depots auf der Tagesordnung. Dieses Geld ist sicher nicht ausreichend, um ein so wichtiges Haus in dieser Stadt sicherstellen zu können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Frau Gemeinderätin, zur Frage kommen, bitte.

GRin Mag Marie Ringler (fortsetzend): Herr Stadtrat, wie ist das nun mit Ihrer kulturpolitischen Vision, wenn Sie zehn Prozent des Tanzquartierbudgets kürzen werden? Können Sie mir diese bitte ausführen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin!

Ich weiß nicht, worauf Sie die Meinung begründen, dass das Tanzquartier um zehn Prozent gekürzt werden soll. Wenn Sie Medienberichte ansprechen, dann können Sie sich offensichtlich nur auf einen Bericht beziehen und nicht auf Berichte. Hätten Sie nämlich die Medienberichte verfolgt, unter anderem auch das, was ich gestern im Kulturjournal gesagt habe, dann würde sich die Frage erübrigen. Offensichtlich beziehen Sie sich auf einen Artikel in der Zeitung "profil", in dem auch nicht ich zitiert werde, sondern andere Personen zitiert werden. 

Ich wiederhole gerne, was ich auch in anderen Medien schon gesagt habe, dass es sich beim Tanzquartier selbstverständlich genauso verhält wie bei allen anderen Kulturinstitutionen mit Dreijahresverträgen. Von einer zehnprozentigen Kürzung kann überhaupt keine Rede sein. Weil Sie gesagt haben, es sei nicht ausreichend dotiert, möchte ich an dieser Stelle nur festhalten, dass allein die Investition für das Tanzquartier das Sechseinhalbfache dessen ist, was der Bund insgesamt für den Tanz ausgibt. Und das Tanzquartier ist, wie Sie wissen, nur ein Teil dessen, was die Stadt Wien überhaupt für den Tanz investiert. 

Ich glaube auch nicht, dass irgendjemand behauptet, das Tanzquartier sei nicht ausreichend dotiert. Das wird nicht einmal die Intendantin machen. Wir gehen im Bereich des Tanzquartiers genau so vor wie bei allen anderen Institutionen. Dazu sind wir im Übrigen als Subventionsgeber und Verwalter von Steuergeldern auch veranlasst und angehalten. Wir werden uns selbstverständlich in diesem Bereich wie in allen anderen genau anschauen, was die von mir vorher sehr ausführlich genannten Kriterien bedeuten, wie und auf welche Weise sie erfüllt werden und danach unsere Entscheidungen treffen, die im Übrigen, wie alle anderen auch, den Organen und Gremien vorgelegt werden. Eine andere Form der Transparenz gibt es, glaube ich, nirgendwo auf der Welt. Ich kann auch nicht nachvollziehen, wie wir das anders handhaben sollten. 

Was das von Ihnen angesprochene Depot anbelangt, gebe ich noch einmal zu bedenken, das Depot war ursprünglich eine Bundeseinrichtung, ist ausreichend dotiert gewesen und ist dann im letzten Jahr, nicht zuletzt auf Grund einer einmaligen Förderung von uns, von Bundesseite noch einmal gekürzt worden. Wir haben uns für heuer entschlossen, nachdem wir entsprechende Mitteilungen bekommen haben, dass sich der Bund eventuell doch dazu bewegen lassen könnte, das zu unterstützen, das mit dem selben Betrag wie im letzten Jahr zu machen. Dass das unter Umständen nicht ausreichend ist, mag vielleicht sein, aber das gilt für viele Institutionen in Wien, die von Bundesseite unterstützt werden und die gekürzt wurden. 

Wenn Sie mich nach meiner kulturpolitischen Vision diesbezüglich befragen, dann sage ich, es gibt weiterhin selbstverständlich das Bekenntnis der Stadt Wien zum Tanz, ein ausreichend materiell unterlegtes Bekenntnis der Stadt Wien zum Tanz. Alles, was in Medienberichten spekuliert wird, ist eines, was wir dann auf Grund des Dialogs mit unserem Partner, mit dem Tanzquartier und der Evaluierung machen, ist ein anderes.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die zweite Zusatzfrage, Herr Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich bin zunächst beeindruckt, wie gut vorbereitet heute sowohl der Stadtrat als auch die Kultursprecherin der Grünen am Morgen antreten. Ob Sie mit Ihrer Argumentation richtig liegen, kann ich nicht beurteilen, das muss man objektiv feststellen. Dass Sie meiner Meinung nach heute hier falsch stehen, ist aber objektiv, ist, glaube ich, eindeutig. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Dr Salcher, seien Sie mir nicht böse. Wichtig ist, ob Sie eine Frage ordentlich beantwortet bekommen. Ja oder nein? Egal ob von vorne oder von hinten.

GR Dr Andreas Salcher (fortsetzend): Wollen Sie damit sagen, es ist egal, von wo eine Antwort gegeben wird? Gut! Ich wollte nur fragen. Vielleicht sitzt der Vorsitzende das nächste Mal dann auch wo anders. Ich bin sowieso die Flexibilität in Person.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Haben wir jetzt wichtige kulturpolitische Themen oder haben wir jetzt ein Protokollproblem?

GR Dr Andreas Salcher (fortsetzend): Es war nur eine Frage der Orientierung, weil am Morgen weiß man nie so genau, wo man hingehört. 

Sehr geehrter Herr Stadtrat, die Frage des Dreijahresvertrages ist eine sehr wichtige. Sie haben die Kriterien aufgezählt, die am Papier festgeschrieben sind, aber ich glaube, was die Frau Mag Ringler einfordern möchte und was auch uns interessiert, ist die Frage der Handhabung. Auf der einen Seite bieten die Dreijahresverträge die Möglichkeit einer Sicherung einer langfristigen Planung, aber auf der anderen Seite sollen sie natürlich auch dazu beitragen, dass sich Strukturen verändern, dass bessere Gruppen letztlich mehr bekommen können. 

Da ist die Fragestellung: Treten Sie eigentlich rechtzeitig, schon jetzt, bevor Verlängerungen anstehen, in einen Dialog mit den Theatern, um sicherzustellen, dass diese Kriterien auch tatsächlich eingehalten werden? Weil es ist schon ein Faktum, dass es in der Handhabung der Kriterien bisher eigentlich zu keinen konkreten Konsequenzen gekommen ist, weder im Positiven noch im Negativen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat!

Zunächst einmal habe ich mir gedacht, ich stelle mich hier hin, weil in der Früh ist es vielleicht bei meiner Größe noch schwieriger, hinaufzuschauen. Ich glaube, das Wichtige ist letztendlich die Antwort, die kommt.

Sehr geehrter Gemeinderat, natürlich treten wir in einen Dialog. Wir sind - wie Sie sicherlich wissen, nachdem Sie die Kulturverwaltung lange genug kennen - nicht so gelagert, dass wir alle drei Jahre plötzlich mit den Kunstschaffenden, mit den Theaterleuten, zu sprechen beginnen, sondern dieser Dialog ist ein laufender. Selbstverständlich sind die Kriterien dazu da, um auch an ihnen gemessen zu werden. 

Also die Antwort auf Ihre Frage ist: Ja, wir sind im Dialog, wir treten in Dialog und wir werden weiter im Dialog mit den Theaterschaffenden und allen, die im Bereich der darstellenden Kunst tätig sind, sein. Selbstverständlich werden wir mit ihnen auch die einzelnen Kriterien in einem Dialog durchgehen. Das geschieht auch laufend. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Zusatzfrage, Herr Mag STEFAN.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Unsere Kritik an der Vergabe an die freien Gruppen ist schon geradezu traditionell. Man kann beobachten, dass sie in der Wiener Kulturpolitik besonders beliebt sind. Böse Zungen könnten behaupten, es liegt daran, dass die Vergabe gerade in diesem Bereich nicht nachvollziehbar, nicht kontrollierbar ist und wir in die Entscheidung auch nicht eingebunden sind. 

In diesem Zusammenhang ist es daher ganz interessant, zumindest ein weitaus objektiver zu beurteilendes Kriterium als die künstlerische Seite, nämlich die Abrechnung, zu betrachten, die diese Gruppen zu liefern haben. Ich nehme an, Ihnen ist der Kontrollamtsbericht auch zur Kenntnis gebracht worden und Sie kennen Ihn, wo doch zum Teil sehr vernichtend darauf eingegangen wurde, dass Abrechnungen nicht einmal geliefert wurden, manchmal über zwei, drei Jahre hindurch, aber trotzdem neue Subventionen erteilt wurden. 

Daher meine Frage auch im Sinne dessen, dass auch die Steuerzahler ein Recht darauf haben, zu wissen, wie mit ihrem Geld umgegangen wird: Wird in Zukunft auch die ordnungsgemäße Abrechnung ein Kriterium sein und wird der Kontrollamtsbericht mit seinen Hinweisen auch berücksichtigt werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Gemeinderat!

Wenn Sie sagen, Sie seien in die Entscheidung nicht eingebunden, dann kann ich nur noch einmal darauf hinweisen, selbstverständlich ist jeder einzelne Fördervorgang im Ausschuss und im Gemeinderat zu beraten und zu beschließen. Also, Sie sind, wie wohl kaum in einer anderen Gebietskörperschaft, in die Entscheidungen eingebunden. Ob Sie sich mit Ihrer Meinung durchsetzen oder nicht, ist etwas anderes, aber Sie sind jedenfalls in die Entscheidung eingebunden. 

Die Antwort auf Ihre Frage ist: Wir nehmen selbstverständlich jeden Bericht des Kontrollamts ernst. Wir nehmen jede Kritik des Kontrollamts auf und werden sie auch umsetzen. 

Dass dies selbstverständlich auch in Zusammenarbeit mit den jeweiligen Gruppen, Initiativen, mit den Förderwerbern geschieht, ist klar. Das ist jedenfalls eine nicht ganz leichte Zusammenarbeit, wenn man darauf Rücksicht nimmt, dass viele, vor allem auch der kleineren Initiativen oft unter Ausbeutung ihrer Arbeitskraft und ihrer künstlerischen Kreativität Arbeiten machen müssen. Da muss man auch sagen, es wird ihnen vom Bundesgesetzgeber nicht immer ganz leicht gemacht, wenn man an die Werkvertragslösung und an anderes denkt. Neben der künstlerischen Arbeit ist die organisatorische, betriebswirtschaftliche Arbeit für viele dieser kleinen Initiativen und Kleinstinitiativen nicht immer ganz leicht. 

Ich glaube, wir haben daher ein ganz gutes System mit einem Dialog, mit einer Zusammenarbeit mit diesen Gruppen, Initiativen, mit den Kunstschaffenden entwickelt. Selbstverständlich versuchen wir, uns nach Möglichkeit immer danach zu richten, dass das, was unter den Förderverträgen vorgegeben ist, auch erfüllt wird. Gleichzeitig müssen wir aber berücksichtigen, dass das Kulturleben der Stadt weitergeht und einen guten Fortgang nimmt. Aber selbstverständlich berücksichtigen wir das, was uns das Kontrollamt empfiehlt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die letzte Zusatzfrage, Frau Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Internationale Beispiele dafür, wie man Vergabe noch nachvollziehbarer machen kann, gibt es. Wir werden sie Ihnen gerne zur Kenntnis bringen.

Dass es auch in der Stadt damit ein Problem gibt, zeigt ein anderer Tagesordnungspunkt, nämlich der der Rahmenbeträge für die freien Gruppen, wo uns im Ausschuss keine Auskunft darüber gegeben werden konnte, wofür das Geld ausgegeben wird. Nichtsdestotrotz glaube ich, dass die Anzeichen dieser medialen Diskussion sehr deutlich zeigen, dass eine breite Diskussion in dieser Stadt notwendig ist. Bei mir schrillen immer dann die Alarmglocken, wenn der Herr Woller und die Frau Unterreiner fast schon einer Meinung sind, wie zum Beispiel beim Fall Tanzquartier. Ich bin sehr bestimmt der Meinung und der Hoffnung, dass wir diese öffentliche Diskussion tatsächlich mit allen Theaterschaffenden führen sollten. Im Ausschuss war leider keine sehr präzise Antwort von Ihnen zu bekommen, ob wir das tun werden. 

Daher frage ich ganz präzise nach: Wird es vor dem Sommer eine Veranstaltung unter Einbeziehung aller Theaterschaffenden in dieser Stadt geben, wo Sie gemeinsam mit uns, den Kultursprecherinnen und Kultursprechern der anderen Parteien, die Ergebnisse der Studie diskutieren und weiterführende Schritte besprechen werden. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin!

Sie werden verstehen, dass ich Ihre Alarmierung oder die Alarmglocken, die schrillen, nicht nachvollziehen kann. Weder sehe ich eine mediale Diskussion in dieser Richtung, noch habe ich bisher das dringende Bedürfnis der Theaterschaffenden nach zusätzlichen politischen Runden vernommen. Ich selbst habe die Kultursprecherinnen und Kultursprecher zu dieser Diskussion eingeladen. Ich selbst habe diese Studie, die wir in Auftrag gegeben haben, angeregt und initiiert. Ich selbst habe mich bereit erklärt, mit den Kultursprecherinnen und Kultursprechern eine intensive Diskussion und eine intensive Auseinandersetzung zu führen, weil ich zumindest bislang der Auffassung war, dass wir gemeinsam ein Interesse daran haben, dass wir die Vorgangsweise gemeinsam abgesprochen haben. Ich bin daher überrascht, wenn es jetzt plötzlich heißt, es läuten irgendwo Alarmglocken. Man kann mir das auch jederzeit in den Gesprächen, die wir ohnedies führen, sagen. Wir werden dann gemeinsam zu beraten haben, erstens was die Ergebnisse der Studie sind und zweitens wie die Studie umgesetzt werden soll. Für Alarmglocken sehe ich beim besten Willen keine Veranlassung 

Weil Sie im Übrigen versuchen, bezüglich des Tanzquartiers unterschiedliche Meinungen herauszuhören, weise ich darauf hin, dass wir in unserer Gesprächsrunde der Kultursprecherinnen und Kultursprecher einmal ein sehr konstruktives und interessantes Gespräch über das Tanzquartier hatten, wo die ganze Bandbreite dessen, was an Meinungen möglich ist, auch ausgesprochen wurde. Ich sehe überhaupt keinen Anlass dazu, von unserer Vorgangsweise abzugehen. Ich glaube auch nicht, dass es andere diesbezügliche Meinungen gibt. Es gibt, wie gesagt, einen einzigen Artikel, der vieles verkürzt und jedenfalls aus meiner Sicht in keiner Weise die ganze Bandbreite abdeckt. Es gibt viele andere Medienberichte, die gegenteilig sind. Ich verstehe, dass Sie die nicht erwähnen, aber wie gesagt, für Alarmstimmung ist aus meiner Sicht absolut kein Grund gegeben. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Dankeschön. Somit ist die Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP/01783/2003/0001-KVP/GM). Herr GR Mag Wolfgang Gerstl hat sie an den amtsf StR der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gestellt: Wie hoch werden die Kosten für die in der SUPerNOW vorgestellten Varianten der 6. Donauquerung angesetzt?

Ich bitte um Beantwortung.

(Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker begibt sich ebenfalls zum vorderen Rednerpult.)

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath‑Pokorny: Du stehst auch falsch!)

Du bist schon falsch gestanden, dann bleibe ich auch am falschen Platz. 

Herr Gemeinderat!

Die Frage, die Sie gestellt haben, verstehe ich insofern, weil Sie bei der letzten Aktuellen Stunde schon gesagt haben, dass die Variante, die ich plane, dreimal so teuer als jedes andere Autobahnstück ist. Ich darf Ihnen, soweit man das zu diesem Zeitpunkt überhaupt sagen kann, denn es kann sich nur um grobe Kostenschätzungen handeln, mitteilen, dass die beiden in der strategischen Umweltprüfung Nord-Ost herausgekommenen Varianten in den Kosten folgendermaßen liegen:

Die Variante Trassenführung am rechten Donauufer, Querung der Donau auf der Höhe "Roter Hiasl" und Weiterführung bis zum Flugfeld Aspern plus A22, Ausbau bis zum Knoten Seestern kostet ungefähr 1,4 Mil-liarden EUR. 

Die Variante Donauquerung als Verbindung zwischen dem Knoten A4 und dem Knoten Lobau, Unterquerung der Lobau an der schmalsten Stelle bis zum Flugfeld Aspern, weiter bis Süßenbrunn und Anbindung an die ursprüngliche Planung verursacht Kosten von 1,2 Milliarden EUR, inklusive der eingehausten Verlängerung der A22 vom Knoten Kaisermühlen bis zum Knoten Lobau. 

Diese Zahlen verringern sich, wenn man eine Brücke baut, um 150 Millionen EUR. 

Ich darf Ihnen dazu im Vergleich die geschätzten Kosten für die außen liegende Variante sagen. Hier sind die Schätzungen drei Jahre alt. Die Zahlen, die ich Ihnen bisher gesagt habe, basieren auf Berechnungen aus dem heurigen Jahr. Die Umfahrung Großenzersdorf und Stadtgrenze würde für den selben Abschnitt mit Errichtung einer Brücke 900 Millionen EUR betragen. Inkludierend die A22, die man dann auch benötigt, vom Ölhafen bis zum Knoten Seestern, würde das Projekt dann 1,15 Milliarden EUR betragen. Wenn man hier die Untertunnelung dazunimmt, so landen wir bei 1,3 Mil-liarden EUR. 

Also die dreimal so teure Lösung entpuppt sich als Lösung, die de facto kostenneutral gegenüber der ursprünglichen Planung ist. Zurückzuführen ist das darauf, dass die Strecke wesentlich kürzer ist und dass wir mit der Verkürzung der Strecke sozusagen die Mittel hereinbekommen, um die Eindeckung, die Überdachung und die Unterführung von Donau und Lobau zu finanzieren. 

Fraglos ist diese eine Trasse mit der Untertunnelung der Donau eine, die auf technische Rahmenbedingungen stößt, die nicht einfach sind. Genau das ist der einzige Grund, wo man sagen kann, die Untertunnelung der Donau geht vielleicht technisch nicht, denn eine eingehauste Brücke, sozusagen mit einem Tunnel auf der Brücke, ist mit Sicherheit auch nicht das Attraktivste, das man sich im Nahbereich eines Nationalparks wünschen kann. 

Ich darf Ihnen aber zum Vergleich, weil Sie in der letzten Aktuellen Stunde darauf hingewiesen haben, dass ich keine Kooperationsbereitschaft mit dem Bund hätte und ich mir aus Bundessteuergeld die teuersten Lösungen wünsche, Ihnen ein paar Vergleichszahlen nennen, die vielleicht mehr rationale Lösungen in die Diskussion bringen:

Zum Beispiel die Umfahrung Klagenfurt: 260 Mil-lionen EUR Kosten, Einwohnerzahl 80 000, Pro-Kopf-Kosten auf die Einwohner gerechnet 3 250 EUR. 

Die Umfahrung Landeck kostete 120 Millionen EUR. Landeck hat 7 300 Einwohner, das bedeutet 16 400 EUR pro Einwohner.

Umfahrung Zell am See: 130 Millionen EUR, 9 600 Einwohner, macht 13 500 EUR pro Einwohner.

Den Gipfel - ich vergönne das den Spitälern - schießt Spital am Semmering mit einer Umfahrung mit zwei Tunneln zu 250 Millionen EUR bei nicht einmal 1 800 Einwohnern ab. Das macht 140 000 EUR pro Einwohner. 

Herr Kollege Gerstl, dazu im Vergleich kostet die Umfahrung Wien - ich rechne es nur auf die Einwohner der Donaustadt um, damit Sie nicht sagen können, die Döblinger rechne ich mit hinein, also nur die 140 000 Einwohner der Donaustadt -, wenn ich die Lösung nehme, die gestern auch im Arbeitsausschuss der Stadtentwicklungskommission referiert wurde, 8 700 EUR pro Donaustädter, also deutlich weniger als bei Landeck, Zell am See oder Spital am Semmering. 

Ich denke, dass das die Wiener dem Bund aus dem Bundesbudget - von dort wird es nicht bezahlt, sondern es wird aus den Mitteln der Autofahrer, die bei der ASFINAG in Verwendung sind, bezahlt - wert sein müssten, die auch den höchsten Beitrag zur Straßenfinanzierung leisten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! 

Ich glaube, dass die Zahlen, die Sie hier präsentiert haben, eine sehr einseitige Darstellung sind, wenn sie nur die unmittelbar dort wohnenden in Ihre Kosten-Nutzen-Rechnung einbeziehen. Ich glaube, dass es sehr wichtig ist, dass man hier auch die NutzerInnen hineinnimmt, die an diesen großen Straßen Anteil haben können. Das nur auf die Bewohner zu beziehen, ist, glaube ich, eine Milchmädchenrechnung. Aber es ist Ihre Entscheidung wie Sie das rechnen wollen. 

Wir nehmen zur Kenntnis, dass eigentlich alle Lösungen, die vorgeschlagen wurden, fast alle gleich teuer sind, zwischen 1,1 und 1,4 Milliarden EUR. Natürlich ist ein Unterschied von 300 Millionen EUR zu sehen. Aber aus unserer Sicht ist es jetzt nicht wirklich nachvollziehbar, wie das ist. Wir werden uns das sicher näher anschauen.

Ich möchte hier eher den Leiter der MA 29 zitieren, Herrn Dipl Ing Eduard Winter, der in der Bauzeitung vom 11.4.2003 auf die unterschiedlichen Kosten der Donauquerung drastisch Rücksicht nimmt und sagt, dass bei einer unterirdischen Donauquerung mit 437 Mil-lionen EUR, mit einer Unsicherheit von plus 40 Prozent im schlechtesten Fall, zu rechnen ist. Er sagt, dass eine Brücke nebst optischem Reiz - wie es hier heißt - nur rund 296 Millionen EUR kosten würde und der Neubau einer Brücke nur zweieinhalb bis drei Jahre lang dauern würde, während ein Tunnel mindestens vier Jahre benötigen würde, um fertig zu sein. Noch dazu kommt, dass die Tunnellösung das insgesamt Schwierigste ist. "Wenn gegraben wird", heißt es so schön, "wird verschollen Geglaubtes aus dem Zweiten Weltkrieg wieder auftauchen." Um den Ölhafen Lobau, befürchten Experten, wird wohl die eine oder andere Umweltsünde aus längst vergessenen Zeiten noch schlummern. Dann heißt es noch, Sie wissen angeblich um die Problematik Bescheid. 

Stimmen Sie nun dieser Aussage des Leiters der MA 29 zu, dass die Tunnellösung die viel problematischere und die viel unsicherere ist, auch zeitlich gesehen diejenige ist, die viel länger dauern würde? Oder glauben Sie, dass die Meinung des Leiters der MA 29 nicht richtig ist?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Meine Informationen und Zahlen, die ich Ihnen hier präsentiere, beruhen zum überwiegenden Teil auf den Informationen von SR Dipl Ing Winter. Damit können Sie nur sehr schwer konstruieren, dass hier unterschiedliche Meinungen zwischen einem meiner Abteilungsleiter und mir bestünden, zumal die Zahlen, die Sie genannt haben, durchaus bestätigen, was ich gesagt habe, eine Differenz von 150 Millionen EUR zwischen Tunnel und Brücke. Dass die Bauzeit für ein sehr schwieriges Tunnelbauwerk durchaus länger ist als für eine Brücke, das weiß ich auch. Das ist kein Geheimnis. Das hat SR Dipl Ing Winter mir natürlich auch gesagt. 

Sie müssen bedenken, welche Konflikte Sie sich einhandeln, wenn Sie gerade an einem der wichtigsten Erholungsquartiere Wiens mit einer Brücke vorbeigehen. All das zu vermeiden, dass die Donauinsel, dass die Neue Donau, dass die Erholungsflächen rund um die Lobau massiv beeinträchtigt werden durch diesen Bau, alles dazu zu tun, dass wir auch dann im Betrieb die geringstmögliche Beeinflussung an diesen Stellen haben, ist es mir wert. 

Das heißt nur, dass wir in der Behandlung, in der Detailplanung des Projektes sehr zügig voran gehen sollten und uns nicht mehr in Diskussionen verlieren sollten, ob denn das billiger oder teurer ist, ob die Zahlen ernst gemeint oder ob sie echt sind, sondern dass wir endlich anfangen sollten, dass die ASFINAG und die ÖSAG, mit denen ich schon die Gespräche dazu geführt habe, sehr schnell in die Detailplanung kommen sollten, damit man die Umweltverträglichkeitsprüfung durchführen und dann die notwendigen Ausschreibungen und Baumaßnahmen setzen kann. Je länger wir hier eine politisch motivierte Diskussion führen, was denn jetzt vielleicht noch günstiger sein könnte oder anders gemacht werden könnte, kommen wir nie zu einem Ergebnis, wo man rasch diesen Umfahrungsring, den wir benötigen, bauen kann.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die zweite Zusatzfrage, Frau GRin Trammer.

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Am 7. April hat im HdB Donaustadt eine Informationsveranstaltung der SUPerNOW stattgefunden. Die betroffenen Bürger waren sehr skeptisch, was die vorgestellten Bezirksdurchfahrten an Stelle einer echten Bezirksumfahrung angeht. Sie haben Ihnen zwar Einzelgespräche bei Kaffee und Kuchen angeboten, nur denke ich, dass Sie den Bürgern die Angst vor mehr Lärm und Abgasen dennoch nicht nehmen konnten, denn die Betroffenen haben große Skepsis was die Finanzierung der Untertunnelungen beziehungsweise Einhausungen angeht.

Das Flugfeld Aspern soll wirtschaftlich genutzt werden. Daher wird auch diese Bezirksdurchfahrt geplant, nehme ich einmal an. 

Meine Frage bezieht sich darauf: Wie groß ist die Finanzierungsbeteiligung der Firmen über PPP, die sich dort am Flugfeld Aspern ansiedeln?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin! 

Wir haben am 7. April das Ergebnis einer strategischen Umweltprüfung präsentiert und mit den BewohnerInnen und den TeilnehmerInnen an der Veranstaltung intensiv diskutiert. Ich habe dort diese Ängste, die Sie formulieren, so nicht entnommen. Mir hat dort niemand gesagt, dass es um die Kosten ginge, sondern um die Befürchtungen bei jedem Projekt, egal ob das ein U‑Bahnbau, ein Straßenbahnbau, eine Busspur, ein Straßenbau oder was auch immer ist. Die Befürchtungen der BewohnerInnen in der Gegend sind immer vergleichbar und immer ernst zunehmen, nämlich: Welchen Lärm habe ich während der Bauzeit? Was habe ich nach der Bauzeit zu erwarten? Habe ich unter Umständen Reduzierungen meiner Lebensqualität auf Dauer? Genau diese Fragen sind beantwortbar und genau um diese Fragen geht es. 

Wir werden - Sie haben das gestern beim Arbeitsausschuss der Stadtentwicklungskommission auch vernommen - nicht nur in der Planungswerkstatt Anfang Mai die Ausstellung über das Projekt machen, sondern wir werden versuchen, in den Bezirk zu gehen, möglichst genau dorthin, wo die Problemlagen von den Anrainerinnen und Anrainern befürchtet werden, werden dort die Ausstellung hinstellen, werden gemeinsam mit der ÖSAG und der ASFINAG dort die Informationen weitergeben und jeden einzelnen Bewohner, jede einzelne Bewohnerin, jeden einzelnen Grundstückseigentümer und jede einzelne Grundstückseigentümerin informieren und dann die entsprechenden Planungsschritte setzen.

Was ich sehr ungern höre ist, dass das Ganze nur gemacht wird, weil das Flugfeld Aspern entwickelt werden soll. Frau Trammer, wir werden dieses Flugfeld Aspern zu entwickeln haben. Wenn wir damit rechnen, dass diese Stadt weiter wächst, dann werden wir am Flugfeld Aspern Entwicklungsmöglichkeiten benötigen. Dann ist es notwendig, dass - wie gestern im Arbeitsausschuss in der Stadtentwicklungskommission einstimmig beschlossen worden ist - die U2 auf das Flugfeld Aspern verlängert wird. Dann ist es notwendig, dass wir dort, unmittelbar bei der Endstation der U2 auch den Anschluss ans hochrangige Straßennetz finden, damit die BewohnerInnen aus der Umlandregion dort umsteigen können, dass die PendlerInnen dort umsteigen können und nicht die weiten Wege bis in die Stadt mit dem PKW zurücklegen.

Wir werden auch klarlegen können, dass es nicht die Frage der Entwicklung dieses Gebiets ist, sondern es ist die Frage, wo die Entwicklung jenseits der Donau stattfindet. Findet sie dort statt, wo ein Gebiet hochrangig mit öffentlichem Verkehr erschlossen werden kann, wie das Flugfeld Aspern? Oder findet sie jenseits der Wiener Stadtgrenzen auf der grünen Wiese statt? Und da gibt es vollkommen berechtigte Argumente dagegen, dass so etwas auf der grünen Wiese stattfinden soll, weil das nicht nur den Verkehr aus Niederösterreich, sondern auch den Verkehr aus Wien auf der Straße anzieht. Wir haben die Berechnungen ja nicht gemacht, damit man das Flugfeld Aspern möglichst wenig mit Verkehr belastet, sondern sowohl Aspern, der Bereich Biberhaufenweg als auch Eßling vom Individualverkehr entlastet werden können. Deswegen sind die Berechnungen gemacht worden.

Frau Kollegin, Sie brauchen nicht daran zu zweifeln. Ich werde mich im Mai und im Juni schon bei sehr vielen dieser Treffen im Bezirk befinden. Das ist schon fix vereinbart. Ich gehe auch dorthin, wo ich keinen Kaffee und Kuchen bekomme, aber wenn ich dazu eingeladen werde, werde ich das nicht ausschlagen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mag Maresch, bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich war auch bei dieser Veranstaltung in der Donaustadt und habe zur Kenntnis genommen, dass die SUP eine hervorragende Angelegenheit ist und dass die Informationen ganz wichtig waren. Heute wurden sie in dem Geplänkel mit dem Herrn Kollegen Gerstl um Prozentzahlen beziehungsweise um Pro-Kopf-Ausgaben für die Donaustädterinnen und Donaustädter ergänzt, was ich ganz witzig finde, weil im Grunde genommen, wenn man die S1, damals noch B301, pro Kopf der Rannersdorfer und Rannersdorferinnen rechnet, denke ich mir, ist wahrscheinlich der Rannersdorfer noch viel mehr wert als der Landecker oder die Landeckerin. Ich glaube, es ist ein bisschen verwegen, das so zu vergleichen, weil es ist ein bisschen wie Kiwis und Äpfeln zu verwechseln oder auch nicht zu verwechseln.

Aber jetzt ganz kurz zurück. Man könnte natürlich polemisch sagen, die billigste Variante wäre gar keine Donauquerung und gar keine S1 durch die Lobau. Das ist keine Frage. Aber das wäre doch ein bisschen zu polemisch. Wir glauben - da haben wir die SUP durchaus gut verstanden -, eine sechste Donauquerung wird höchstwahrscheinlich notwendig sein. Sie kennen unsere Meinung, wir glauben, keine Lobauquerung, aber eine sechste Donauquerung.

Deswegen hätte ich von Ihnen gerne gewusst: Gibt es Berechnungen oder Abschätzungen, wie viel eine sechste Donauquerung auf Höhe "Roter Hiasl", und zwar ohne Auf- und Abfahrt in diesem Bereich, also das berühmte Riesen-Jonas-Reindl beim "Roten Hiasl" nicht, sondern direkt eine Donauquerung in die Verlängerung der A22, kosten könnte?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ich kann Ihnen diese Berechnung zurzeit nicht sagen. Sie liegt mir nicht vor. Aber es wird unschwer in dieser Qualität, wie die anderen Zahlen zurzeit sind, auch herstellbar sein.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Die Frage, glaube ich, werden Sie erwartet haben: Wenn Sie die Tunnellösung bevorzugen, die wahrscheinlich aus Umweltschutzgründen und auch aus Lärmschutzgründen die beste Variante, aber eben auch die teuerste Variante ist, sind Sie dann bereit, für diese beste Lösung für die Wienerinnen und Wiener auch von Seiten der Stadt Wien Geld in die Hand zu nehmen? Und haben Sie diesbezüglich bereits mit dem Finanzstadtrat und dem Bürgermeister Gespräche aufgenommen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Mag. Gerstl!

Ich weiß nicht, wen Sie hier vertreten. Sie befinden sich im Wiener Stadtparlament und nicht im Nationalrat. Sie befinden sich nicht im Büro des Verkehrsstaatssekretärs, sondern Sie sind Vertreter der Wienerinnen und Wiener, gewählter Vertreter der Wienerinnen und Wiener. Ich wäre wirklich sehr daran interessiert, dass Sie sich genauso wie alle anderen darum kümmern, dass die Kompetenzen und die Zuständigkeiten, die es gibt, eingehalten werden. Diese sind eindeutig. Es gibt eine klare Zuständigkeit, wer die Finanzierung, die Bauführung und die Detailplanung für das Asfinag-Straßennetz zu machen hat. Das ist die ASFINAG und die ÖSAG im Auftrag der ASFINAG. 

Wir sind als Stadt Wien, als Behörde, hier in vielen Fragen gefragt. Deswegen setzen wir uns natürlich von Beginn an ins enge Einvernehmen mit diesen beiden Trägern und werden natürlich versuchen, dass die Kosten nicht ins Exorbitante steigen, denn wir wissen auch, wenn dieses eine Projekt exorbitant teuer wird, dass andere Projekte in Wien dann vielleicht ein bisschen später drankommen. 

Was die Beteiligung der Stadt Wien an den Kosten betrifft, so sehe ich hier absolut keine Notwendigkeit, denn die Gespräche mit der ASFINAG zeigen, dass die Finanzierung aus Mitteln der ASFINAG nicht das Problem ist. Die Einnahmen aus der LKW-Maut und die Einnahmen aus der Autobahnvignette reichen für die Finanzierung des gesamten, im Generalverkehrsplan Österreichs enthaltenen Straßennetzes aus. Die Frage ist der Zeitraum. Wenn es so sein sollte, dass der Zeitraum für die Ertüchtigung des Straßennetzes in der gesamten Ostregion, also nicht nur in Wien, sondern auch auf niederösterreichischem und teilweise burgenländischem Gebiet, wenn ich an die A6 in Richtung Bratislava denke, so ist, dass die ASFINAG das nicht in einer vertretbaren Zeit finanzieren kann, dann werden wir - die Vorbereitungen dafür sind weit gediehen - uns auch in ein PPP‑Modell mit Bauträgern begeben, wo dann die drei Länder gemeinsam vorkommen, um eine Beschleunigung der Planung, der Genehmigung und der Umsetzung zu erreichen. Aber eine finanzielle Beteiligung am Bau selbst durch Mitteln der Stadt Wien ist wohl aus Kompetenzgründen nicht möglich und erforderlich. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Somit ist die 2. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP/01782/2003/0001-KFP/GM). Sie ist von der Frau GRin Mag Unterreiner an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet: Zur Zeit läuft in der Kunsthalle ein Video der Mexikanerin Theresa Margolles, in dem ein totes Baby auf unerträgliche Weise malträtiert wird. Was sagen Sie zu dieser Leichenschändung?

Herr Stadtrat, nehmen Sie bitte das rückwärtige Rednerpult.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Jetzt sehen Sie, warum ich vorher das untere genommen habe. 

Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Was die FPÖ als unfassbare Provokation und enorme Schande für Wien als Kunst- und Kulturstadt zur erkennen glaubt, ist in Wahrheit die Dokumentation eines karitativen und zugleich gesellschaftskritischen Aktes. Solche Ausdrucksformen sind in der zeitgenössischen Kunst häufig anzutreffen, da sich zahlreiche Künstlerinnen und Künstler mit den Bedingungen des menschlichen Lebens beschäftigen. Die angesprochene Videoarbeit "Bañando el Bebé" der in Mexiko City lebenden Künstlerin Theresa Margolles bezieht sich auf die tragische, existenzielle Erfahrung des Todes. Die Arbeit zeigt das Präparieren eines tot geborenen Kindes. Dazu hat dessen Mutter ihr ausdrückliches Einverständnis gegeben. 

Theresa Margolles ist eine renommierte Künstlerin, deren Werk international anerkannt ist. Sie war bisher außerhalb Mexikos in Ausstellungen in Madrid, Barcelona, Paris, New York und Berlin vertreten. Die Kunsthalle Wien stellt somit eine wichtige Position der zeitgenössischen Kunst vor, in der sich grundsätzliche Erfahrungen widerspiegeln, die vor allem außerhalb der europäischen Welt anzutreffen sind. Die Arbeit von Theresa Margolles ist vor deren persönlichem Lebenshintergrund in Mexiko City zu sehen. Margolles beschäftigt sich seit mehr als zehn Jahren mit der Geschichte des Todes in der lateinamerikanischen Metropole, die vor allem durch Überbevölkerung und Armut charakterisiert ist. Sie ist außerhalb von Mexiko City geboren und gründete vor rund zehn Jahren gemeinsam mit anderen Künstlerinnen und Künstlern eine Gruppe mit dem Namen "Forensisch-medizinischer Service", die sich mit Todesformen in Mexiko City und damit verbundenen gesellschaftspolitischen Hintergründen auseinander setzt. Theresa Margolles arbeitet sehr bewusst und mit großer Achtung vor dem Leben und gegenüber der Würde der Toten. Es ist ihr ein Anliegen, Spuren von der Existenz der Toten im kollektiven Bewusstsein zu bewahren. 

Das wird auch in einem für alle Besucherinnen und Besucher aufliegenden Vermittlungstext erklärt, in dem ausdrücklich darauf hingewiesen wird, dass die Auseinandersetzung mit den Inhalten der Ausstellung eine starke psychische Belastung darstellen kann. Die Besucher werden darüber informiert, dass der Zutritt auf eigene Verantwortung erfolgt. Jugendlichen unter 18 Jahren wird der Eintritt nur gemeinsam mit ihren Eltern gestattet. Des Weiteren wird allgemein verständlich erklärt, warum die Künstlerin dem Kind das Andenken sichern wollte. Damit soll eine bewusste Provokation des Publikums vermieden werden. Die Auseinandersetzung mit der Ausstellung erfolgt freiwillig. 

Das Kind, das Thema des Videos ist, ist im neunten Monat im Mutterleib verstorben. Damit hat sich eine besondere Rechtssituation ergeben, auf welche die Künstlerin hinweist. In Mexiko unterliegen Kinder, die nicht länger als drei Stunden nach der Geburt atmen, also am Leben sind, keinem Gesetz oder Recht. Sehr wohl werden aber tot Geborene oder gleich nach der Geburt gestorbene Kinder üblicherweise wie Erwachsene bestattet. Die Mutter dieses toten Kindes hatte jedoch keine Mittel für die Beerdigung, denn sie zählt zu jenem großen Teil der Stadtbevölkerung, dessen Pro-Kopf-Tageseinkommen weniger als fünf US‑Dollar beträgt. Die einfachste vom mexikanischen Staat gebotene Bestattung kostet dagegen 250 US‑Dollar. 

Indem Theresa Margolles das tote Kind in eine Skulptur transformiert und zu diesem Zweck präpariert, schafft sie nicht nur einen Ort der Erinnerung für die Betroffenen, sondern auch einen Ort der Anklage gegen diejenigen, die für diese verheerende soziale Situation in Mexiko City verantwortlich sind. Theresa Margolles bringt das folgendermaßen zum Ausdruck. Ich zitiere: "Mein Vorwurf richtet sich an eine Gesellschaft, in der Gewalt fast eine Gewohnheit und Allegorie ist und in der die Schmerzunempfindlichkeit, der Mangel an Solidarität und das Einzelkämpfertum immer mehr zunehmen." - Zitat Ende. 

Es wäre nicht richtig zu behaupten, dass die Künstlerin Theresa Margolles ein Kind malträtiert hätte. Vielmehr geht es ihr in diesem Werk, wie auch in anderen ihrer Arbeiten, um die Würde gegenüber dem Leben. Mit dieser Arbeit wird das Schicksal eines Babys vor der Folie des globalen Raubkapitalismus, für den die Menschenwürde nachrangig ist, angeprangert. Theresa Margolles möchte es so dem Vergessen entreißen und setzt ihm stellvertretend für Tausende andere ein Mahnmal. 

In ein solches Ausstellungskonzept, aber auch in andere Ausstellungen von Seiten der Politik einzugreifen, würde den Grundsatz der Freiheit der Kunst widersprechen. Da die Besucherinnen und Besucher bereits am Eingang durch einen Zettel und das Personal der Kunsthalle darauf hingewiesen werden, dass es sich um ein Projekt handelt, das mitunter verstören kann, halte ich den Umgang mit der Kunst von Theresa Margolles wie auch mit dem Publikum der Kunsthalle für korrekt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Mag Unterreiner.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Ich habe damit gerechnet, dass Sie eine ausweichende Antwort finden werden, aber ich bin zutiefst empört über Ihre Antwort. Sie flüchten sich nämlich in diese pseudointellektuelle Phrasenhaftigkeit, die man immer wieder hört, wenn man sich umhört, wenn so genannte Kulturschaffende in Wien ihr Unwesen treiben. Ich sage jetzt ganz bewusst "ihr Unwesen treiben" und ich habe auch ganz bewusst das Wort der "Leichenschändung" gewählt. Sie sind darauf nicht eingegangen. 

In unserem Kulturkreis hat man unter dem Begriff "Störung der Totenruhe" einige Verhaltensweisen aufgezählt, die man unter dem Begriff der "Leichenschändung" zusammenfasst. Geschützt wird die Pietät gegenüber dem Toten. Dazu gehört auch, dass man einen Leichnam nicht misshandeln darf. Es wird auch genau beschrieben, dass die Misshandlung einer Leiche gleichzusetzen ist mit der Misshandlung eines Lebenden. 

Ich spüre, dass Sie dieses Video nicht gesehen haben. Hätten Sie dieses Video gesehen, hätten Sie sich niemals in das Ablesen dieser Broschüre, die ich auch habe, geflüchtet, sondern Sie hätten sich gestellt und hätten Haltung bewiesen. Ich glaube, das wären Sie auch der Bevölkerung in Wien gegenüber schuldig gewesen. 

Ich muss noch erläutern, was das Video zeigt, weil Sie das anscheinend nicht wissen. Das Video zeigt, dass die Pathologin Theresa Margolles mit Werkzeugen, Nägeln, Hammer und Schere ein tot geborenes Kind - ich sage es bewusst - malträtiert. Das heißt, es werden Nägel in die Händchen hineingeschlagen. Diese werden dann wieder herausgezogen. Dieses Kind wird in Position gebracht. Es ist furchtbar, wie Sie einfach vorlesen können! Ich bin ganz entsetzt! Ich zittere, dass der Herr Stadtrat vorlesen kann, dass hier die Leiche eines Kindes präpariert wird! Was ist denn das - 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Frau GRin, darf ich Sie bitten, zur Frage zu kommen.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (fortsetzend): Ich komme, Herr Vorsitzender, gleich zur Frage, aber das ist in Wien ein sehr wichtiges Thema.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Es ist alles okay, aber wir haben trotzdem pro Frage zwei Minuten und die sind um. 

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (fortsetzend): Gut. Ich sage, es wird hier ein Kind malträtiert, es wird misshandelt. Jetzt kommt man noch auf die perfide Idee, man wendet selber Gewalt an und sagt dann, das sei eine Anklage gegen die sozialen Zustände in Mexiko City! Unserer Meinung nach ist das Malträtieren eines toten Kindes Mord an der Seele und zutiefst abzulehnen!

Ich frage Sie jetzt noch einmal allen Ernstes, und lesen Sie nicht noch einmal das herunter, sondern sagen Sie Ihre ganz persönliche Meinung als Stadtrat dazu, weil Sie die Verantwortung zu tragen haben: Was hat so ein Video in Wien, in der Stadthalle, zu tun, wieso wird so etwas vorgeführt und warum ist das kunst- und förderungswürdig?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin!

Erstens ist das Video nicht in der Stadthalle, sondern in der Kunsthalle. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich habe mich versprochen, natürlich in der Kunsthalle!)

Zweitens weise ich mit aller Entschiedenheit Ihre Feststellung, in Wien trieben Kulturschaffende ihr Unwesen, zurück! Ich kenne keinen Kulturschaffenden, der in Wien ein Unwesen treibt. 

Drittens, sehr geehrte Frau Gemeinderätin, das, was ich hier vorgetragen habe, ist meine persönliche Meinung. Dass das Ihnen vielleicht nicht passt, akzeptiere ich, es ist aber meine Meinung.

Zu der Frage, ob diese Förderung angemessen ist: Wir sind zum Glück in einem Staat und in einem Land und in einer Gesellschaft, wo wir nicht in der Situation sind, dass die Politik sich jede Ausstellung, jedes geschriebene Wort, jedes gemalte Bild, jeden komponierten Ton vorlegen lässt, um dann zu entscheiden, ob das gefördert wird oder nicht und weil etwas vielleicht politisch nicht passt, dann nicht gefördert wird. (GR Mag Helmut Kowarik: Das hat damit nichts zu tun!) Ich bin mir sicher, sehr geehrte Frau Gemeinderätin, dass Sie und Ihre Fraktion eine solche Gesellschaft auch nicht haben wollen. Die Kunsthalle ist eine ausgegliederte Organisation, die von Förderungen und von privaten Geldern lebt, Förderungen auch der Stadt Wien. 

Ich werde es selbstverständlich auch in Zukunft so halten, dass mir nicht einzelne Ausstellungsprojekte, einzelne Videos oder sonstige Performanceprojekte zur politischen Genehmigung vorgelegt werden, weil das in Wahrheit natürlich nichts anderes als Zensur ist. Wir werden das auch in Zukunft so halten. 

Es gibt Verantwortliche in dieser Kunsthalle, die ihr Programm zu rechtfertigen haben. Das tun sie auch. Sie stehen mit Rede und Antwort zur Verfügung. Jedenfalls ist das mein Stil von Kulturpolitik, dass wir Verantwortliche einsetzen, die dafür auch eine schöne Summe Geld bekommen. 

Es gibt ein Programm, das hier im Gemeinderat zur Debatte steht und vom Gemeinderat genehmigt wird. So werden wir es auch in Zukunft halten. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Zusatzfrage, Frau Mag Ringler. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich bin sehr dankbar dafür, dass Sie sehr offene und meines Erachtens nach sehr fundierte Worte dafür gefunden haben, warum es sehr wichtig ist, dass wir es in dieser Stadt möglich machen, dass derartige Kunstwerke gezeigt werden und dass künstlerisches und aktuelles Schaffen nicht nur vom Geschmack der einen oder anderen Gemeinderätin abhängt, sondern tatsächlich auch die Möglichkeit gibt, Grenzerfahrungen und das, was wir in unserer Gesellschaft nicht als das Schöne bezeichnen würden, deutlich zu machen. Ich finde das sehr wichtig und ich bin Ihnen sehr dankbar für diese klaren Worte. 

Allerdings glaube ich, dass man durchaus darüber nachdenken sollte, wie wir damit umgehen, dass in unserer Gesellschaft diese Arbeiten und zeitgenössisches Schaffen oft Menschen mit einem vielleicht etwas nicht ausreichenden Bildungsstand und mit nicht ausreichenden Erfahrungen oder auch nicht ausreichendem Hintergrundwissen betrachten und dadurch auch Unverständnis herauskommt. Ein Anliegen der Grünen ist immer schon gewesen, dass die Vermittlungsarbeit gerade im Bereich des aktuellen Schaffens intensiviert wird. Die Kunsthalle hat hier durchaus vorbildhaft gezeigt, wie man damit umgehen kann. 

Andererseits denke ich, dass diese Anwürfe der FPÖ immer wieder zu sehen sind, auch bei Institutionen, die leider über die Mittel nicht verfügen, diese Vermittlungsarbeit zu leisten.

Daher meine Frage an Sie, ob Sie sich vorstellen können, dies zum Anlass zu nehmen, zu sagen, ja, wir gehen darauf ein, dass manche Leute nicht verstehen, was der eine oder andere Künstler hier meint oder gesagt hat und deshalb geben wir Gelder gerade und explizit für die Vermittlungsarbeit, um Institutionen, die derartige schwierige Arbeiten zeigen ,die Möglichkeit zu geben, sie besser an das Publikum zu vermitteln.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin!

Gerade das Beispiel Kunsthalle zeigt, dass die Kunsthalle - da waren wir maßgeblich daran beteiligt - ausführliche Vermittlungsprogramme hat. Ich meine auch, dass die Art und Weise, wie gerade diese Ausstellung präsentiert, argumentiert und vermittelt wird, durchaus eine vorbildliche ist, was aber nicht davon abhält, dass trotzdem versucht wird, politisches Kleingeld daraus zu schlagen. Ich fürchte, dies wird man nie ganz verhindern können. Dazu leben wir auch in einer Demokratie, um diese Meinungen ebenso anzuhören und zu respektieren. 

Der Kern Ihrer Frage ist ein sehr berücksichtigungswürdiger. Wir haben in vielen unserer Förderprogramme auch den Aspekt der Vermittlung. Es wird von vielen Institutionen ernst genommen. Bei manchen Kunstschaffenden und auch Institutionen ist allerdings ab und an tatsächlich die Tendenz bemerkbar, dass man sagt, das Kunstwerk muss für sich sprechen und es bedarf dazu keiner weiteren Vermittlung.

Ich glaube, dass wir diese Bemühungen noch intensivieren werden und müssen, unter Umständen sogar darüber nachzudenken haben, ob man eine Vorgangsweise wie in England wählen kann, wo bestimmte Prozentsätze des Förderungsanteils oder der Förderungssumme für die Vermittlung vorgesehen werden müssen. Ich habe davon bislang immer Abstand genommen, sage ich ganz offen, weil so eine Dekretierung dann oft Gefahr läuft, in eine sehr formalisierte Geschichte zu laufen. Aber ich nehme das gerne zum Anlass, das noch einmal zu überdenken und auch in den Fördergesprächen verstärkt darauf hinzuweisen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Der Standpunkt der Volkspartei war hier immer ein klarer, der, glaube ich, mit Ihrer Position, was das Formale betrifft, in Übereinstimmung tritt, nämlich zu sagen, dass die Verantwortung für die Dinge, die kulturell in der Stadt stattfinden, einmal primär bei den Intendanten zu liegen hat, weil es bei den Künstlern vom Überblick her gar nicht anders geht. 

Wenn dann allerdings ein Thema wie dieses, das sicher ein Grenzfall ist, an die Öffentlichkeit kommt, dann hat der verantwortliche Politiker - in dem Fall Sie - eine einzige Grenze abzuklären, das ist die Grenze der Gesetze. Wenn gegen Gesetze verstoßen wird - Gesetze gelten auch für Künstler -, dann hat der politisch Verantwortliche zu reagieren. In diesem Fall gibt es einen schweren Vorwurf von den Freiheitlichen, den ich nicht werten möchte, aber den Sie, glaube ich, als politisch Verantwortlicher werten müssen, nämlich ob ein Verstoß gegen Gesetze vorliegt oder nicht. 

Das möchte ich Sie fragen, wie Sie das gesetzlich beurteilen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat!

Ich bin als Politiker sozusagen nicht der oberste Interpret der Gesetze. Ich kann Ihnen nur in Beantwortung Ihrer Frage sagen, dass die Kunsthalle eine angesehene Rechtsanwaltskanzlei mit der Beurteilung der Frage beauftragt hat und diese ist negativ ausgefallen. Das Gutachten lautet dergestalt, dass im gegenständlichen Fall keine Gesetze gebrochen wurden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Mag Unterreiner.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

In jeder Kultur geht man mit Toten mit sehr viel Respekt und mit sehr viel Würde um. Das ist eine Grundvoraussetzung. Ich wundere mich, wie sehr manche Teile unserer Gesellschaft schon so verblendet sind, das sie nicht mehr spüren, wenn das nicht mehr vorkommt. In diesem Fall sagen Sie, das ist ein Kunstwerk. Wir sagen, es ist eine Schändung der Totenruhe. Sie empfinden da etwas ganz anderes als wir es bezeichnen. Ich bin davon überzeugt, dass ein Großteil der Menschen, wenn sie in die Kunsthalle gehen würden - ich war allein dort, sonst war kein Mensch dort, noch dazu riecht es nach diesem abgenommenen Leichentuch, aber das ist eine andere Sache -, das zutiefst und empört ablehnen würden, weil es nicht unseren Sitten und Gebräuchen entspricht.

Ich würde sagen, weil Sie mich gefragt haben, wer denn da ist, wen man denn noch nennen kann: Dr Matt ist zum Beispiel mitverantwortlich. Auch er hat ein Gewissen. Auch er muss mit überlegen. 

Wenn ich mit der Rechtslage begonnen habe, und man wird sich mit dieser noch auseinander setzen müssen, so bleibt doch letztendlich Ihre moralische Einstellung übrig, die als Kulturstadtrat auch gefragt ist, wie Sie zu dieser Sache stehen, weil in unserem Kulturkreis wird die Intimität des Sterbens und des Todes gewahrt und geachtet. Das ist in diesem Fall wirklich nicht der Fall!

Jetzt frage ich Sie noch einmal, wie Sie in Zukunft zu Pietätlosigkeit stehen werden und ob Sie aus diesem Fall Konsequenzen ziehen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin!

Ich möchte Sie bei aller Übereinstimmung nur daran erinnern, dass natürlich dem Tod mit Würde, so das möglich ist, zu begegnen ist. Ich habe auch in meinem Eingangsstatement, das Sie offensichtlich nicht akzeptieren wollten, darauf hingewiesen, dass aus der Sicht der Künstlerin das jedenfalls der Versuch ist, unwürdigen Tod, so wie er in Mexiko oder in vielen anderen gesellschaftlichen Situationen stattfindet, mit Würde zu begegnen. Das ist die Form der Künstlerin. Man muss nicht ihrer Meinung sein, aber man hat jedenfalls zu akzeptieren, dass das aus ihrer Sicht ihre Meinung ist. 

Im Übrigen ist die Kunstgeschichte voll mit Auseinandersetzungen sehr kritischer, wenn Sie so wollen, zum jeweiligen Zeitpunkt auch pietätloser, Form - unter Anführungszeichen - mit dem Tod, aber auch mit dem menschlichen Körper. Ich brauche Ihnen jetzt nicht alle einzelnen Fälle vom Wiener Aktionismus bis heute aufzuzählen. Es gibt im Übrigen auch im Laufe der Kirchengeschichte eine sehr reiche, intensive Auseinandersetzung damit.

Ich möchte es mit diesen Verweisen bewenden lassen und jedenfalls darauf hinweisen, dass ich akzeptiere, dass die Künstlerin versucht hat, auf ihre Weise einem würdelosen Tod Würde zu geben, einem Anheimfallen der Gedächtnislosigkeit und des Vergessens wieder ein Gedächtnis zu geben. 

Ich bitte Sie auch zu akzeptieren, dass ich selbstverständlich akzeptiere, dass es eine Institution wie die Kunsthalle gibt, die ihre eigenständige Programmauswahl trifft. Die Grenze, bei der ein Politiker einzuschreiten hat - da schließe ich mich dem Herrn GR Salcher an -, ist das Gesetz.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP/01482/2003/0002-KSP/GM). Sie ist von Herrn GR Norbert Scheed wiederum an den amtsführenden StR der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Der Entwurf des französischen Architekten Dominique Perrault wurde als Siegerprojekt für die Bebauung des Kernbereichs der Donau City ausgewählt. Wie sieht der aktuelle Stand der weiteren Entwicklungen aus? 

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender ! Herr Gemeinderat!

Wir haben vor zehn Jahren mit der Entwicklung der Donaucity begonnen. Damals gab es einen Masterplan. Dieser Masterplan ist in die Jahre gekommen. Die WED hat in enger Abstimmung mit der Stadt Wien für diesen noch freien Bereich auf der Donaucity - etwa 40 Prozent sind noch frei - einen Gestaltungswettbewerb, einen städtebaulichen Wettbewerb mit international renommierten Architekten durchgeführt. Sieger dieses Wettbewerbs war Dominique Perrault, der die französische Nationalbibliothek in Paris geplant und errichtet hat. Im Anschluss an diesen Wettbewerb wurde der Masterplan für dieses Areal konkretisiert. Sie werden Gelegenheit haben, in den nächsten zwei oder drei Gemeinderäten diesen Masterplan zur Beschlussfassung vorgelegt zu bekommen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die erste Zusatzfrage, Herr Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus):Herr Stadtrat!

In den letzen Wochen gab es einiges lautes Nachdenken rund um das Mozartjahr, aber auch eine Pressekonferenz vom Herrn Bürgermeister, wo vage angedeutet wurde, dass auf dem ursprünglich für das Guggenheim-Museum vorgesehenen Standort auf der Donauplatte ein Kulturbau gedacht sei. Einmal war das rund um die Neuausrichtung der Vereinigten Bühnen diskutiert, dann rund um das Mozartjahr. Da gab es schon viele Projekte und viele Ideen. Mit dem Geld ist es dann ein bisschen knapp geworden, aber ich glaube, dass Kulturbauten wichtig sind und man nicht mit einem allgemeinen "Es ist kein Geld mehr da" nichts mehr in diese Richtung bauen darf. 

Meine Frage: Wo konkret steht dieses Unterfangen, auf der Donauplatte einen Kulturbau zu errichten? Für welche konkrete Nutzung ist es vorgesehen? Und ist auch eine Finanzierung aus Ihrer Sicht gesichert?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Dieser Platz für den Kulturbau ist seit der Errichtung der WED gemeinsam zwischen Stadt Wien und WED gesichert. Er ist am Ende der so genannten Diagonale von der U-Bahnstation UNO-City zum Ufer der Neuen Donau. Der Unterschied zum Bisherigen ist, dass das Ufer der Neuen Donau beim jetzt gültigen Masterplan nicht integriert war, sondern hier eine starke Barriere zwischen dem, was Copa Kagrana betrifft, und dem, was die Donaucity betrifft, war. Der neue Plan - das war das Spannende am Entwurf von Dominique Perrault - war die Integration des Uferbereichs und der Station Donauinsel in die Donaucity. Dadurch bekommt der Standort für den Kulturbau am Ende der so genannten Diagonale vor dem jetzt in Fertigstellung befindlichen STRABAG-Hauptge-bäude besondere Bedeutung. 

Ich denke, dass wir als Stadt Wien diesen Platz nicht aufgeben sollten, denn gerade eine neue Stadt, wie die Donaucity es ist, auch entsprechende kulturelle Einrichtungen und nicht nur ein Konferenzzentrum benötigt. Also bin ich guten Mutes, dass dieser Standort tatsächlich für einen hervorragenden, für die Stadt besonders wichtigen Kulturbau genutzt werden kann. Wenn es ein Musiktheater ist, dann passt es mit Sicherheit auch in diese Gegend. Was die Finanzierung betrifft, ist das nicht Gegenstand des Masterplans, wie Sie wissen, sondern anderer Überlegungen. Ich hoffe, dass in den nächsten zehn Jahren, bis zur kompletten Umsetzung der Donaucity, auch der Kulturbau errichtet werden kann.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Parzer, bitte.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Danke für Ihre Ausführungen in Bezug auf Kultur. Wir brauchen mehr in der Donaustadt, das stimmt schon.

Aber meine Frage zielt mehr noch darauf hin: Welche Auswirkungen haben die planerischen Überlegungen der Umsetzung der immer wieder geforderten Umgestaltung der Donauinsel zu einem zeitgemäßen Freizeit- und Naturparadies?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Einer der wesentlichen Punkte in diesem Mittelteil der Donauinsel ist mit Sicherheit, wie man das, was an Hochhäusern, an Büro- und Wohngebäuden auf der Donaucity entsteht, mit dem Vorfeld am Ufer der Neuen Donau verbinden und verknüpfen kann. Das kommt bei diesem neuen Masterplan sehr deutlich heraus, dass man über diesen Deckel, wo die Autobahn drinnen ist, die Bebauung herüberziehen kann, die Stufe zwischen der Decke über der Autobahn zum Ufer mit drei- bis maximal viergeschossigen Gebäuden nutzen kann und damit den Eindruck vermittelt, dass die Gebäude bis ans Ufer reichen. Gleichzeitig ermöglicht das dort, von den temporären Einrichtungen der Copa Kagrana zu dauerhaften Einrichtungen, Restaurationsbetrieben, Gastronomie bis hin zu Spiel und Unterhaltung zu kommen. Damit gibt es eine deutliche Verbesserung auch in der Qualität und in der Dauerhaftigkeit dieser Einrichtung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Mag Unterreiner, bitte.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Auch ich habe mit großem Interesse gelesen, dass der Herr Bgm Häupl jetzt für Kulturbauten auf der Platte ist. Ich würde sagen, zwölf Jahre zu spät, denn wir haben damals, als diskutiert wurde, ob die Fischer-von-Erlach-Hofstallungen missbraucht werden sollen und dass man dort Betonbunker hineinsetzt, immer wieder gesagt, warum man denn moderne, riesige Türme in das Fischer-von-Erlach-Areal hineinpflocken will, wenn wir doch einen so schönen Standort für Museums- und Kulturbauten haben. Wir haben immer wieder gesagt - damals war Swoboda, später Görg -, es ist eine vertane Chance, dieses Areal, das für Kulturbauten ideal war, zu nützen. Ich kann mich daran erinnern, die Diskussion hat sich jahrelang hingezogen. Leider ist man von der Idee nicht abgegangen, zum Beispiel das Museum für Moderne Kunst unbedingt in die Hofstallungen zu setzen, sondern wir haben jetzt dort riesige Betonklötze, die Hofstallungen sind zerstört, zum Teil zerbröseln sie auch, weil Sie nicht nur schlecht geplant sind, sondern auch schlecht gebaut wurden. Sie wissen, dass zum Beispiel das Museum für Moderne Kunst wieder für einige Monate zugesperrt werden musste. 

Jetzt frage ich: Was soll dort entstehen? Die Chance, ein Museum für Moderne Kunst ist vertan. Was ist mit der Idee eines Guggenheim-Museums, das wir damals immer wieder gefordert haben, wo wir dann voll Neid auf den Bau in Bilbao geschaut haben, wo die moderne Architektur eine schöne Chance erhalten hat, sich zu präsentieren?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin!

Sie fordern mich auf, in anderen Geschäftsgruppen zu wildern. Der Kulturstadtrat sitzt hier. 

Ich werde mich auf den städtebaulichen Teil beschränken. Da kann ich nur sagen, dass bei der Frage der Hofstallungen, sprich Museumsquartier, jetzt deutlich zu erkennen ist, dass diese Anlage die moderne Kunst, die moderne Architektur verbirgt und dass die Möglichkeit durchaus sinnvoll wäre, mit einem Fingerzeig, wie zum Beispiel Leseturm, dass dieses Quartier sichtbar wird und man es besser wahrnimmt. Gegen den Flakturm dahinter, in der Stiftskaserne, sagt auch niemand etwas und den finde ich bedeutend hässlicher, auch wenn er in der Achse steht.

Der zweite Punkt, was die Donaucity betrifft: Es ist dort fixiert, festgelegt und mit der Entwicklungsgesellschaft ganz klar determiniert. Es gibt einen Platz, der für einen Kulturbau reserviert ist und ich wage zu behaupten, wenn wir an Stelle des Museumsquartiers die Museen gleich von Beginn an auf die Donaucity verlagert hätten, wie Sie das vorgeschlagen hatten, hätten wir hier zwei Problempunkte mit heftigsten Diskussionen gehabt, nämlich die Hofstallungen nicht weiterentwickelt, nicht saniert, nicht weitergebracht und Museen auf einer noch nicht fertig gestellten Platte, wo alle gesagt hätten: "Kultur auf der Baustelle, das kann es doch nicht sein!". 

Wir sind jetzt auf der Donaucity so weit, dass mehr als 60 Prozent verbaut sind, mehr als 60 Prozent mit moderner, hervorragender Architektur versehen sind und dass es um die Verbauung der restlichen 40 Prozent geht. Hierzu gibt es die neuen Vorstellungen von Dominique Perrault, die hervorragend in diese Gegend passen. Jetzt ist der richtige Zeitpunkt zur Abrundung dieses gesamten Donaucitybereichs und dafür, den Kulturbau ernsthaft in Angriff zu nehmen. Das hat der Bürgermeister in seiner Dienstagspressekonferenz begonnen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir haben noch eine Zusatzfrage. Herr GR Scheed, bitte.

GR Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat!

Für die Bewohner und die Beschäftigten im Bereich der Donaucity ist sicherlich die Frage des Zugangs zur U1 von großer Bedeutung. 

Daher meine Frage: Ist im Zusammenhang mit diesem Projekt auch an eine Attraktivierung und Verbesserung des Zugangs zur U1-Station gedacht?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Diese Verbesserung wird sich ganz eindeutig ergeben, indem künftig zwei Stationen die Erschließung der Donaucity komplett erfüllen können, nämlich die Station Donauinsel und die Station Konferenzzentrum. Beide Stationen werden es ermöglichen, dass die großen Volumina von Bediensteten und Bewohnern - sehr technisch gesprochen - auch von der U-Bahn bewältigt werden können. 

Wir werden auch - da gibt es sehr intensive Überlegungen zwischen den Bauträgern der WED und der MA 19 - Gestaltungsvorschläge machen, wie man die besonders schwierige Situation mit dem Wind und mit den Stürmen, die dort herrschen, endlich in den Griff bekommen kann. Hier wird es in Kürze entsprechende Vorschläge geben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Dankeschön. Somit ist die 4. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen noch zur 5. Anfrage (FSP/01784/2003/0001-KGR/GM). Sie ist von Frau GRin Waltraud Cecile Cordon an den Bürgermeister gerichtet: Die Stadt Wien kaufte 2002 die Sammlung Straß-Meyszner zurück. Bis heute wurde keine Planstelle zur Erforschung dieser Sammlung bei der zuständigen Magistrats-abteilung 9 eingerichtet, obwohl Sie bereits im Mai vergangenen Jahres eine diesbezügliche Weisung zur Umsetzung dieses, Ihres dringenden Wunsches, an Herrn Stadtrat Mailath-Pokorny gaben. Bis wann, Herr Bürgermeister, wird nun Ihr Wunsch nach der Einrichtung einer Forschungsstelle umgesetzt? 

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich will einmal völlig davon absehen, dass ich die ganze Zeit, die ich jetzt in der Wiener Stadtregierung tätig bin, eigentlich keine Weisungen gebraucht habe, um meine Vorstellungen durchzusetzen. Ich habe auch im gegenständlichen Fall keine Weisung gegeben, sondern ich habe in der Pressekonferenz, die ich gemeinsam mit dem Wiener Kulturstadtrat gegeben habe, als wir die Restitution, respektive den Rückkauf der Strauß-Sammlung, vorgestellt haben, gemeint, dass man neben der Katalogisierung und wenn man so will archivarischen Aufbereitung auch die wissenschaftliche Zugänglichkeit und die wissenschaftliche Aufarbeitung gewährleisten soll. Zu dem stehe ich ungebrochen. Zu dem steht auch der Herr Kulturstadtrat ungebrochen. Das wird selbstverständlich auch in Zukunft gewährleistet sein. 

Wenn Sie so wollen, wird dies binnen Monatsfrist auch in formeller Hinsicht erledigt werden. Ob das ein Planstelle ist oder ein bereits bestehender Dienstposten, ist mir völlig egal, nur die wissenschaftliche Aufarbeitung muss gewährleistet sein.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Erste Zusatzfrage.

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Danke, das freut mich natürlich zu hören. Ich glaube, es gibt allerdings Meinungsverschiedenheiten. Mir wurde gesagt, es war eine Weisung und ein dringender Wunsch des Herrn Bürgermeisters. Aber egal, wie auch immer, nachdem ich jetzt höre, dass es umgesetzt wird, was, wie ich glaube, sehr dringend ist, weil wie Sie wissen werden, ist 2004 ein Jubiläumsjahr, das heißt der 200. Geburtstag von Johann Strauß Vater. Johann Strauß Vater wurde bis jetzt überhaupt noch nicht erforscht.

Meine Frage ist: Glauben Sie, dass es bis zum nächsten Jahr geschafft sein wird, einiges schon auch auf diesem Gebiet zu erforschen und herauszubringen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin!

Zunächst ist es nicht nur eine Wortspielerei, wenn ich auf den Unterschied zwischen "dringendem Wunsche" des Bürgermeisters und "Weisung" beharre, weil es dabei eine Rechtsrelevanz gibt. Dringende Wünsche des Bürgermeisters haben zwar eine faktische Relevanz, aber keine Rechtsrelevanz. Bei einer Weisung ist es vielleicht umgekehrt der Fall, das halte ich für durchaus denkmöglich. Also bitte ich um Verständnis dafür, dass ich das nicht als Wortspielerei betrachte.

Zum Zweiten: Was ich Ihnen zusagen kann, ist, dass es ganz sicherlich die Voraussetzung dafür geben wird, dass eine wissenschaftliche Aufarbeitung gewährleistet ist. Welche Projekte zu diesem Zeitpunkt in welchem Entwicklungszustand sein werden, werden wir beide den Wissenschaftern überlassen müssen. Das ist letztendlich das Wesen von Wissenschaft. Aber die Voraussetzungen werden sicherlich geschaffen werden, denn der Herr Kulturstadtrat, ich und alle anderen Interessierten haben zweifelsohne ein ganz hohes Ausmaß an Interesse daran, dass neben der Archivierung, wenn man das fast mit einer musealen Begrifflichkeit versehen hat, auch die wissenschaftliche Aufarbeitung und somit die öffentliche Zugänglichmachung der entsprechenden Arbeiten gewährleistet ist. Das wollen wir auch tun.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Zusatzfrage, Herr Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Kolportierterweise hat der Finanzstadtrat dem Kulturstadtrat ungefähr 54 Millionen S - ich darf das noch in Schilling sagen, weil es damals Schilling waren - für diesen Ankauf zur Verfügung gestellt, nach dem Motto: "Wenn es weniger kostet, dann kannst du dich darüber freuen und das im Kulturbudget verwenden, wenn es mehr kostet, musst du das aber aus eigenen Mitteln tragen." Wir finden das natürlich sehr positiv, dass die Stadt Wien und Sie, Herr Bürgermeister, sich sehr schnell dafür eingesetzt haben, diesen Nachlass anzukaufen, aber die tatsächlichen Kosten sollen unserer Information nach deutlich über 70 Millionen S liegen. Das heißt, es gibt hier einen Differenzbetrag und die dringenden Wünsche eines Kultursprechers der ÖVP haben natürlich bei weitem weder die rechtliche noch die faktische Relevanz, die ein Bürgermeister hat. 

Herr Bürgermeister, wären Sie bereit, sich dafür einzusetzen, dass der gesamte Differenzbetrag für den Ankauf dieses Archivs aus den Mitteln des Finanzkontos, nicht aus den Kulturmitteln gezahlt werden muss, weil sonst klarerweise diese Gelder für die Kulturarbeit abgehen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Ich bin davon überzeugt, dass diesen dringenden Wunsch des Kultursprechers der ÖVP durchaus der Kulturstadtrat teilt. Das war in der Vergangenheit so, wird in Zukunft so sein und wird wahrscheinlich immer so sein. Darüber mache ich mir keine Sorgen. 

Der Bürgermeister hingegen ist extrem gut beraten, sich in so genannte Budgetnachverhandlungen, die da offensichtlich moniert werden, nicht einzumischen und ich folge dieser guten Beratung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die dritte Zusatzfrage, Herr Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Anlässlich der Diskussion über den Bericht der Restitution vom Historischen Museum und der Wiener Stadt- und Landesbibliothek 2001 haben Sie gesagt, es gab 1949 und 1954 Restitutionen, wo das offensichtlich übersehen wurde, weil es als wenig bedeutsam eingeschätzt wurde. Jetzt ist der Nachlass Strauß-Meyszner das, was das Historische Museum restituiert hat, 1 900 Gegenstände, was die Stadt- und Landesbibliothek restituiert hat, zirka 1 800 Notendrucke und auch Manuskripte, von der Fledermaus, von anderen Operetten von Johann Strauß und von vielen Walzern. Das als wenig bedeutsam anzusehen, ist vielleicht aus der Zeit geboren. Beim Johann Strauß und seiner Familie ist es halt so, dass das doch ein Identitätsträger für Wien ist, dass der Wiener Walzer mit der Familie Strauß untrennbar verbunden und auch ein Werbeträger für Wien ist. 

Ist es Ihrer Meinung nach, abgesehen von einer Aufarbeitung einer Planstelle, weil wir dieses Gedenkjahr haben, nicht wünschenswert, wenn wir als späte Wiedergutmachung vielleicht eine Ausstellung über diese restituierten Güter machen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Ich habe das damals berichtend so dargestellt, nicht wertend, geschweige denn, dass es meine Meinung gewesen wäre. Ich war im Jahr 1954 vier Jahre alt, habe mich damals zugegebenermaßen also noch sehr marginal mit Strauß beschäftigt, war damals wahrscheinlich einer anderen Musik eher zugänglich. 

Im Kerne stimmen wir überein. Selbstverständlich ist Strauß ein identitätsstiftender Wiener Kulturträger, wenn man das allgemein so sagen kann. Es steht außer jedem Zweifel, dass dies auch eine der Hauptbegründungen dafür gewesen ist, dass wir den Strauß-Nachlass nicht an eine andere Stadt verlieren, sondern dass wir mit der Restitution diesen Nachlass zurückkaufen. Das war eines der wesentlichen Argumente und der Sinn der Sache. 

Selbstverständlich ist gerade zu dem erwähnten Jubiläum eine entsprechende Ausstellung geplant. Ich würde mir wünschen, dass solche geplanten Ausstellungen zunächst in einem Konzept entworfen werden, bevor selbiges schon vor der Zeit verrissen wird. Also es wäre wirklich vernünftig, wenn man den Weg gehen würde, zuerst das Konzept zu erstellen, das man dann später verreißen kann und nicht umgekehrt. Daran kann ich wenig Sinn erkennen, aber eine derartige Ausstellung ist in Planung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die letzte Zusatzfrage. Frau Cordon, bitte.

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Es freut mich natürlich, dass die Ausstellung auch zur Sprache kam, denn es hat ursprünglich geheißen, wenn die Strauß-Meyszner-Sammlung wieder zurückgekauft ist, gibt es sozusagen eine Eröffnungsfeier in der etwas stiefmütterlich behandelten Strauß-Gedenkstätte in der Wohnung in der Praterstraße und dass man eben die Exponate ausstellt. Also ich höre gerne, dass das geplant ist.

Meine letzte Frage ist, noch einmal auf das Budget zurückzukommend, nachdem mir immer gesagt wurde, es ist so schwierig mit der Planstelle, es gibt keine zusätzliche und es gibt kein Budget, aus welchem Topf dieses Budget kommt, mit der die Planstelle, oder wie es dann auch immer heißt, geschaffen wird.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geschätzte Frau Gemeinderätin!

Es wird Sie wahrscheinlich nicht überraschen, wenn ich Ihnen sagen, das ist mir vollkommen egal. Es hat die wissenschaftliche Aufarbeitung zu erfolgen. Daher ist es auch von der Verwaltung so durchzuführen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. Somit ist, spät aber doch, die Fragestunde beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Die Privatisierung der Bank Austria - eine Zwischenbilanz" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 ordnungsgemäß beantragt. 

Ich ersuche nun den Erstredner, Herrn Mag Neuhuber, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Ich darf bemerken, dass Ihre Redezeit mit zehn Minuten beschränkt ist. 

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Viele von Ihnen kennen sicher die Millionenshow mit Armin Assinger. Wenn Sie sich die des Öfteren anschauen, dann kennen Sie auch seine obligatorische Frage an die Kandidaten: "Was würden Sie denn mit 1 Million EUR anfangen?" 

Wir können uns heute als Wiener Gemeinderäte und Gemeinderätinnen fragen, was die Stadt Wien mit 1,5 Milliarden EUR zusätzlich hätte anfangen können. Dabei würde natürlich jeder andere Vorstellungen haben. Einer würde es in die Infrastruktur investieren, der Nächste in die Forschung, mancher würde Schulen und Kindergärten bauen, Schulden tilgen und so weiter. Der Unterschied zur Millionenshow, meine lieben Damen und Herren ist, bei uns hätte diese Denksportaufgabe Realität werden können. 

Warum? Ich gehe noch einmal kurz zur Historie zurück. Ich lasse dabei die Frühgeschichte, also die Fusion von Z und Länderbank und dann die Übernahme der CA durch die Bank Austria im Jahre 1997 aus und komme gleich quasi zum Spätmittelalter. Im Februar 2001 wurde mittels eines Aktientausches, übrigens um die Abfindung von Kleinaktionären zu vermeiden, die Bank Austria von der zweitgrößten deutschen Bank, der Hypo Vereinsbank übernommen. Der Börsenkurs des Instituts stand damals bei 63 EUR. Die 22,7 Prozent Beteiligung der Anteilsverwaltung Zentralsparkasse waren demnach zu diesem Zeitpunkt rund 1,7 Milliarden EUR wert und wurden gegen 5,3 Prozent an der HVB getauscht. In letzten zwei Jahren hat es leider einen wahrlich katastrophalen Kurssturz des Papiers auf derzeit knapp über 10 EUR gegeben, wobei der Niedrigstwert schon einmal unter 7 EUR gelegen war. Der Ordnung halber muss noch angemerkt werden, dass es anderen deutschen Banken und selbst solchen in der Schweiz ähnlich geht und diese ähnliche Probleme haben.

Ziel des Aktientausches war unter anderem, den damals neu gegründeten Wiener Technologiefonds aus den Dividenden der Beteiligung zu speisen. Wie Sie wissen, entfällt für 2002 die Dividende der HVB und 2003 ist sie keinesfalls sicher. Traurige Tatsache ist damit, dass rund 1,5 Milliarden EUR verschwunden sind, und es schaut so aus, als wäre keiner Schuld. Wirklich keiner? Irren wir uns alle und es ist vielleicht gar nichts passiert? Ist der Betrag nur eine Lappalie? Der Bürgermeister Häupl sagte unlängst zu dieser Thematik, die Stadt Wien hat keinen Schaden erlitten. 

Da, meine Damen und Herren, irrt er leider dramatisch, und zwar in dreierlei Hinsicht. Wäre nämlich im Jahr 2001 nicht getauscht, sondern der Anteil verkauft worden, hätte die Gemeinde direkt oder indirekt 1,7 Milliarden EUR verfügbares Vermögen. Selbst wenn dieses Vermögen in eine Stiftung geflossen wäre, könnten wir bei einer vier- bis fünfprozentigen Kapitalmarktrendite 60 bis 70 Millionen EUR im Jahr an Zinsen lukrieren. Chorherr wird das dann sicher noch einmal bringen. Der Technologiefonds bekommt weniger Geld. Da die Dividende für 2002 entfällt, meine Damen und Herren, gibt es weniger Jahresüberschuss. Das ist nicht wegzuleugnen. Daraus resultiert zweifelsfrei ein Verlust für die Gemeinde.

Ich bin sehr interessiert, wie der Kollege Hufnagl und die SPÖ diesen Verlust durch den Entfall der Dividende werden wegleugnen wollen. Ich weiß schon, da werden wieder Formalismen kommen. Darauf gehe ich jetzt gar nicht ein. Es kann sich gern dann auch der Kollege Salcher damit beschäftigen, falls es wieder von Ihnen kommen wird.

Die Stadt Wien hat ohne jeden Zweifel exorbitant viel Geld verloren und in absehbarer Zeit ist leider auch keine Besserung zu sehen, meine Damen und Herren. (GR Heinz Hufnagl: Derzeitiger Kurswert!) Die Aktie müsste fast wieder um 300 Prozent steigen, um auf das alte Niveau zurückzukommen. Dies ist angesichts der Situation der europäischen Finanz- und Wirtschaftsmärkte im Augenblick wohl kaum möglich. 

Die Frage, die uns hier zu interessieren hat, ist: Wer trägt für dieses Desaster die politische Verantwortung? (GR Dipl Ing Martin Margulies: ÖVP und SPÖ!) Wenn ein Bergewerk und eine Brücke einstürzen, meine Damen und Herren, wird nach der Verantwortung eines Ministers und eines Stadtrats gefragt. Wenn 1,5 Milliarden EUR oder Ausschüttung, zumindest aus der Dividende der Beteiligung, auch nur theoretisch futsch sind, dann trägt niemand Schuld? 

Ich sage Ihnen dazu nur, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, ein Zitat von der SPÖ Niederösterreich, die ein ähnliches Thema bezüglich der niederösterreichischen Wohnbaugelder vor kurzem angezogen hat. (GR Heinz Hufnagl: Die sind verkauft worden!) Dort hat nämlich der Redner gesagt, persönlich verantwortlich sei der Finanzlandesrat und daher politisch nicht mehr akzeptabel. Das ist nicht unsere Aussage, sondern die der SPÖ Niederösterreich. Halten Sie sich bitte daran, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Jetzt kommen wir zur Haltung der ÖVP in dieser Causa. Ich bin davon überzeugt, Sie sind schon gespannt darauf. Wir hätten schon, meine Damen und Herren, von Anfang eine ganz andere Lösung bevorzugt, was die CA‑Übernahme anbelangte. In Anbetracht der Tatsache, dass die Aktie der ERSTE Bank im selben Zeitraum, nämlich in den letzten zwei Jahren, um 30 Prozent gestiegen ist, sieht man, dass wir und Teile der österreichischen Finanzlandschaft damals sehr wohl Recht gehabt hätten. Leider wurde von Ihnen und Ihrem damaligen Finanzminister und Bundeskanzler ein anderer Weg gewählt. 

In der Folge war dann für die Volkspartei eine Privatisierung der Bank Austria aus drei Gründen von eminenter Bedeutung:

In erster Linie waren wir - das ist der Kernsatz - für eine Vollprivatisierung, also den Verkauf an institutionelle Investoren oder über den Streubesitz, um damit dann verschiedene Infrastruktureinrichtungen und andere Dinge der Stadt Wien finanzieren zu können.

Zweitens wollten wir die Bank Austria aus der Umklammerung der Sozialdemokratie befreien.

Drittens wollten wir - das ist auch von eminenter Bedeutung - die Haftung der Gemeinde Wien wegbekommen. (GR Christian Oxonitsch lacht.) Da lachen Sie, Herr Oxonitsch!

Am Beispiel Bank Burgenland hat sich gezeigt, wie wichtig es ist, eine Haftung wegzubekommen. Oder ist dort nichts schlagend geworden? Glauben Sie, man kann es weglächeln?

Die VP hat - ich bin davon überzeugt, ein oder mehrere Nachredner werden darauf eingehen - dem letztlich zugestimmt, d'accord, überhaupt keine Frage, aber als zweitbeste Lösung. So hat der damalige VBgm DDr Görg etwa in einem "profil"-Interview im Dezember 2000 Folgendes gesagt. Er wurde zitiert, er hat jahrelang vergeblich darum gekämpft, die Bank Austria voll zu privatisieren und sieht in der Stiftung immerhin einen Teilerfolg seiner Bemühungen. "Immerhin ist die Haftung der Gemeinde für die BA los. Zwei meiner wesentlichen Forderungen wurden erfüllt, aber eben die dritte, die Vollprivatisierung, leider nicht." (GR Kurt Wagner: Passt eh! Ausverkauf!) Da waren Sie von der Sozialdemokratie immer davor, so wie die Gitti Ederer am 22.7.2000: "Ein Verkauf der Anteile kommt überhaupt nicht in Frage."

Aus heutiger Sicht - das sehen wir sehr deutlich - wäre es eindeutig besser, den Weg, den wir vorgeschlagen haben, den Weg der Vollprivatisierung, zu gehen und nicht einen Kompromiss zu machen. Aber besser wir haben überhaupt etwas getan, als die Gemeinde hätte noch immer die Haftung. Aber Sie müssen einmal die Größe haben, herauszugehen und zu sagen, es war ein Fehler, dass wir keine Vollprivatisierung durchgeführt haben, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Kollegen, wenn Sie sachdienliche Hinweise zum Verbleib der 1,5 Milliarden EUR haben, dann kommen Sie bitte heraus und helfen Sie uns das aufzuklären.

Auch die Rolle der Betriebsratschefin wäre aufklärungsbedürftig. (GR Kurt Wagner: Die geht Sie aber gar nichts an!) Die hat mit verhindert, dass diese Vollprivatisierung durchgeführt werden konnte. Ihr Ziel war es immer, völlig zu Recht, Arbeitsplätze zu sichern. Das ist voll in die Hose gegangen. Ich zitiere Ihnen aus dem Geschäftsbericht der Bank Austria 2002: "Die anspruchsvollen Personalstandsziele für 2002 wurden nicht nur erreicht, sondern sogar übertroffen." Es wurde - das hat auch GenDior Randa in einem Interview gesagt - von 15 000 auf 11 000 abgebaut. Das Geld aus der Beteiligung ist futsch, meine Damen und Herren, und die Arbeitsplätze sind auch weg. (GR Kurt Wagner: Darüber sind Sie froh! Da haben Sie in der ERSTE Bank andere Möglichkeiten!) Das ist Finanzpolitik à la Betriebsratschefin.

Es gibt aber nicht nur die Frage der moralischen Verantwortung für die Politik. Es gibt auch eine Frage der Managementverantwortung. (GR Kurt Wagner: Schauen wir uns das in der ERSTE Bank an!) Es geht hier nicht nur um das Geld der Gemeinde, sondern auch um viele kleine Anleger, meine Damen und Herren. Wenn Sie nämlich im Jahr 2001 etwa 15 000 EUR in die HVB-Aktie als Anleger investiert haben, dann haben Sie heute noch 2 500 EUR über. Da ist es schon sehr zynisch, wenn der Generaldirektor von der Geduld, die die Anleger aufbringen müssen, spricht, meine Damen und Herren. Die Geduld ist nämlich in vatikanischen Dimensionen zu messen, einerseits was die Dauer betrifft, weil es wird sehr lange dauern, bis wir wieder auf ein höheres Niveau kommen, und zweitens auch was die Geduld und den Willen zur Vergebung der Sünden betrifft.

Meine Damen und Herren, gerade über das Management wäre noch sehr viel zu sagen, auch über das, was ein Manager sagen darf und wie ehrlich er in der Öffentlichkeit sein muss, wenn Sie etwa an die Faschingsscherze denken, von denen der Generaldirektor bei der Bank-Austria-Übernahme noch gesprochen hat, oder die dummen Hirngespinste, dass die BA wieder auf den Kurstitel der Wiener Börse zurückkommt, und das ungefähr eine Woche vor der Vorankündigung. Also mit der Wahrheitsliebe des Managements ist es auch nicht immer zum Besten. (GR Kurt Wagner: Sie wissen schon, dass der Randa Generaldirektor ist?) Ich glaube, das ist in Zukunft eine typische Frage für das Corporate Government, für die Ethik und Moral auch in der Unternehmensführung.

Oder ein anderer Spruch, den ich Ihnen noch zum Abschluss präsentieren möchte, weil er gut hineinpasst.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Mag Neuhuber, ich hoffe, es ist Ihnen nicht entgangen, die Redezeit ist schon vorbei.

GR Mag Alexander Neuhuber (fortsetzend): Ich bin gerade beim Schluss, Frau Vorsitzende.

Ein anderer Spruch des Generaldirektors lautet: "Bank Austria alleine zu spielen zu wollen, wäre nachteilig für die Zukunft." Das, meine Damen und Herren, war offensichtlich der falsche Titel. Es hätte besser heißen sollen: "Titanic, Teil 2, bis das Bild der Wienerinnen und Wiener in den Fluten der deutschen Bankenwirtschaft verschwunden ist." 

Es geht hier um eine moralische Verantwortung der Politiker, aber auch um eine moralische Verantwortung des Managements, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: In den Spiegel schauen!)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass man nur noch fünf Minuten zur Verfügung hat und sich nur einmal zum Wort melden darf. 

Als nächster Redner ist Herr Mag Chorherr gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Mein Vorredner fragt nach der politischen Verantwortung. Noch spannender wäre es gewesen, wenn nicht der Herr Neuhuber gesprochen hätte, sondern der Herr Tschirf oder der Herr Görg. Denn wer ist denn dafür verantwortlich, dass in der Tat der größte Flop in der Wirtschaftsgeschichte Wiens des letzten Jahrzehnts passiert ist? Es wurde richtig gesagt, 90 Prozent des Vermögens, das im Einflussbereich der Stadt Wien stand, ist - dass ist die Aktienentwicklung - hinuntergegangen. Wer trägt denn dafür die Verantwortung? 

Zum Glück gibt es die APA. Ich zitiere jetzt ein paar Leute. 

Ich zitiere den Herrn Tschirf: "Meilenstein intelligenter Wirtschaftspolitik und Privatisierung". (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) "Und wem ist das zu verdanken? Dem unermüdlichen Einsatz der Volkspartei ist das zu verdanken." - 29. September 2000. Hier wurden Packerln ausgeteilt. Leider habe ich mir das Packerl nicht aufgehoben. Hier sind Sweeties ausgeteilt worden. Darauf ist "100 Prozent Brain Power Görg" gestanden. Das haben Sie hier ausgeteilt. Ich habe das Packerl leider weggeschmissen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Das war der Teil. Also Sie waren zu 50 Prozent an dem Flop mitverantwortlich. 

Ich habe mir etwas Zweites ausgedruckt. Das hat der Herr Neuhuber richtig andiskutiert. Es geht um die tolle Idee, an die HVB zu verkaufen. 90 Prozent ist das hinuntergegangen. "Die arme, allein gelassene Erste Oesterreichische." Sie und die SPÖ haben es gesagt. "Die Bank Austria ist allein nicht lebensfähig und muss in europäische Strukturen eingebunden sein." 

Die allein gelassene Erste Oesterreichische hat einen Zuwachs von 30 Prozent an Wert gehabt, und die intelligente unter rot-schwarzer Vorgabe geführte Bank Austria hat 90 Prozent des Wertes verloren, Geld, das jetzt der Gemeinde fehlt. Das ist der Wahnsinn! Da war ein Vermögen im Nahbereich der Gemeinde Wien, das in etwa dem gesamten Schuldenstand der Stadt Wien entsprochen hat, wo die Brain Power Görg/Tschirf, die Brain Power der Zukunft, gesagt hat, Technologiefonds. Wie wird dieser Technologiefonds in Zukunft dotiert werden? Kaufen jetzt die versprengten ÖVP-Mitglieder im Zuge ihrer Neustrukturierung HVB-Anteile, um die Kurspflege zu betreiben? Oder was passiert da? Wer trägt die Verantwortung? 

Die Verantwortung für diesen größten wirtschaftspolitischen Flop in Wien tragen zwei Parteien. Die Anteile daran können sie sich ausmachen. Das ist die SPÖ und das ist die ÖVP. 

Um nicht nur die ÖVP hier zu zitieren, auch der Herr Bürgermeister hat sich dazu geäußert. Ich finde das Zitat vom Herrn Bürgermeister gleich: "Der Aktientausch ist ein wirtschaftlicher Vorgang zum Nutzen der Bank Austria und ihrer Aktionäre." Das hat der Herr Bürgermeister gesagt. 

Minus 90 Prozent, zwei Verantwortliche, SPÖ und ÖVP. Sie sollten sich genieren! 

Die einzige Restfrage bleibt: Welcher Teufel reitet die ÖVP, dieses Thema zum Thema der Aktuellen Stunde zu machen? - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Serles gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Da gab es einmal in Wien eine Gemeindesparkasse. Die hat der alte Lueger gegründet. (GR Heinz Hufnagl: Ein Pfarrer!) Diese hat einen klaren sozialen Auftrag, nämlich die Einlagen der Bürger dieser Stadt akzeptabel zu verzinsen und gleichzeitig das Kapital zu garantieren. Weil letztlich die Gemeinde Wien eine ausgesprochen rote Gemeinde war, wurde auch aus dieser Zentralsparkasse der Stadt Wien eine ausgesprochen rote Bank, die über viele Jahrzehnte hinaus ausgesprochen erfolgreich war. Das muss man mit aller Aufrichtigkeit auch einmal in diesem Gemeinderat betonen. 

Viele Jahre später wechselte dann ein Bankmanager aus einer ausgesprochenen schwarzen Bank, der CA, in eine ausgesprochene rote Bank mit einem großen ambitionierten Anliegen, nämlich mit dem ambitionierten Anliegen, aus dieser roten Bank eine große europäische Bank machen. Zu diesem Zweck wollte er sich einen strategischen Partner hereinnehmen. Jetzt gestehe ich Ihnen durchaus zu, die Frage nach der Hereinnahme eines strategischen Partners für die damalige Bank Austria war eine berechtigte Frage. Aber es gibt Beispiele, die zeigen, wie man diese Frage intelligenter lösen kann. Die BAWAG hat diese Frage für sich mit einem potenten ausländischen Partner intelligent gelöst, intelligenter, wage ich zu sagen, als der Herr Randa mit seinem Verkauf der Bank Austria an die HVB. Damit hat das Dilemma der Bank Austria begonnen. Damit nahmen die Dinge ihren verhängnisvollen Lauf. 

Um die Bank Austria aus der politischen Diskussion zu nehmen, hat der Herr Randa mit dem Herrn Bgm Häupl vereinbart, zwar den politischen Einfluss, den die Gemeinde Wien via AVZ hatte, zu beseitigen, gleichzeitig hat man sich aber diesen politischen Einfluss der SPÖ über die neugegründete Privatstiftung gesichert. Meine Damen und Herren von der SPÖ, damit sind wir am Punkt. Über Nacht haben Sie damit eine erfolgreiche österreichische Bank, die größte österreichische Bank, zu einer Konzerntochter einer deutschen Großbank gemacht. Das ist ein schwerer wirtschaftspolitischer Fehler! Retrospektiv gesehen war das eine volkswirtschaftliche Todsünde! 

Sie, meine Damen und Herren von der ÖVP, sind leider ein gutes Stück des Weges gemeinsam mit der SPÖ gegangen. Sie waren damals in Wien in Regierungsverantwortung. Sie hätten es in der Hand gehabt, diese Stiftungslösung, welche die SPÖ letztlich gewählt hat, zu verhindern. Sie haben aber nicht den Mut, nicht die Kraft und nicht die Energie aufgebracht, die SPÖ in dieser Frage zu stoppen. 

Wenn wir heute zurückschauen, müssen wir uns eigentlich fragen: Wer hat denn von dieser Transaktion profitiert? Die Gemeinde Wien mit Sicherheit nicht. Die Gemeinde Wien hat einen Gutteil ihres Vermögens, über den sie via AVZ Zugriff gehabt hätte, verloren. Wir haben einen Wertverlust von 90 Prozent zu verzeichnen. Da geht es um exorbitante Vermögenswerte. Die AVZ-Privatstiftung mit Sicherheit nicht. Dem Bürgermeister ist entgegenzuhalten, dass die AVZ Privatstiftung zwar keinen Buchverlust erlitten hat - die haben die HVB-Aktien mit ganz niedrigen Wertansätzen in ihrer Bilanz -, aber sie hat einen schweren wirtschaftlichen Verlust erlitten. Die kleinen Aktionäre der Bank Austria, neben den großen Aktionären der Bank Austria mit Sicherheit auch nicht. Viele Mitarbeiter der Bank Austria, die Aktien an der Bank Austria gehalten haben und nunmehr Aktionäre der HVB sind, mit Sicherheit auch nicht. 

Wer hat dann letztlich Vorteile gehabt? Etwa die Kunden der Bank Austria? Ich wage das zu bezweifeln. Wenn die Bank Austria heute eine Umfrage unter deren Kunden machen würde, würde ich meinen, die Kundenzufriedenheit ist heute denkbar schlechter als noch vor einigen Jahren. Die vielen Mitarbeiter der ehemaligen CA, aber auch die vielen Mitarbeiter der ehemaligen Z trauern letztlich den alten Zeiten in der Zentralsparkasse und den alten Zeiten in der Bank Austria nach.

Meine Damen und Herren, wenn der Generaldirektor der Wiener Städtischen klar sagt, dass er, einer der Hauptgeschädigten dieses Kursverlusts, nicht im Traum daran denkt, Aktien an der HVB, die jetzt wiederum über die Wiener Börse angeboten werden sollen, zu erwerben, dann spiegelt das den Vertrauensverlust wider, den Vertrauensverlust, den diese große europäische Bank bei den Anlegern zu verzeichnen hat. Diesen Vertrauensverlust, meine Damen und Herren von der SPÖ, haben Sie zu verantworten! Für diesen trägt aber auch die ÖVP ein gutes Maß an politischer Verantwortung! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Hufnagl gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren des Wiener Gemeinderats!

Der Abend ist immer klüger als der Morgen, eine Erkenntnis, der sich offensichtlich auch die Politiker dieses Hauses, selbst wenn sie in den weisheitsbehangenen Bänken der Opposition sitzen, nicht entziehen können. Denn genau zu diesem Thema gab es bereits im September des Jahres 2000 eine Aktuelle Stunde. Ich darf ohne Anspruch auf Vollständigkeit einige Oppositionsredner zitieren. Die Rolle der ÖVP ist vom Kollegen Chorherr schon sehr detailliert und durchaus pointiert dargestellt worden. 

Vom Kollegen Tschirf, der damals der Hauptredner und Initiator der ÖVP war, wollte ich nur noch einen Satz hier authentisch wiedergeben. "In diesen Tagen werden in Wien wirtschaftspolitische Weichenstellungen vorgenommen. Es ist eine Bank, die Bank Austria, tatsächlich in eine große Bankenstruktur eingebracht, und damit geschieht das, was Teil dieser Aktuellen Stunde ist" - nämlich der vom September 2000 - "Bank Austria von der Gemeindesparkassse, wie sie 1906 gegründet wurde, zur international renommierten Großbank."

Die wirtschaftsliberale Fraktionsführerin der jetzt nicht mehr vertretenen Liberalen, Gabriele Hecht, hat gemeint: "Das ist ein gut gewähltes Thema für eine Aktuelle Stunde einer Regierungspartei, weil es eigentlich niemand in Österreich gibt, weder in den Expertenrunden noch in den politischen Parteien, der diesen Schritt der Bank Austria, eine strategische Allianz mit einem ausländischen Partner einzugehen, nicht als einen richtigen Schritt empfinden würde und so machen wir es auch."

Ich darf den heute nicht redenden Kollegen Wagner von den Freiheitlichen zitieren, der auf den Titel der damaligen Aktuellen Stunde replizierend, gemeint hat: "Das ist eine internationale Bank und es wird sich auch meiner Meinung nach diese Fusion in Europa und für Österreich nicht schlecht auswirken. Ich gebe dieser Bank Zukunft."

Schlussendlich hat der lange, stramme Freiheitliche und dann das lebende Gewissen der Wiener FPÖ und der Ordolibale Rüdiger Stix gemeint: "Ich stehe daher nicht an zu sagen, ich glaube aus meiner Sicht als Kommunalpolitiker, dass diese strategische Partnerschaft mit Bayern, soweit ich weiß, immerhin das erfolgreichste Land Mitteleuropas, wenn man es als Land nimmt, a) eine Konzentration aus Stärken ist und b) eben nicht ein blinder Ausverkauf oder gar eine Verscherbelung von Familiensilber."

So weit Zitate aus dem Jahr 2000. (GR Mag Christoph Chorherr: Und was ist der SPÖ zu dem Thema eingefallen?)

Unbeschadet dessen, meine Damen und Herren, ist das heute von der ÖVP verlangte Aktuelle Thema, nämlich "Die Privatisierung der Bank Austria - eine Zwischenbilanz", mit einem wesentlichen Schönheitsfehler behaftet. Der Titel ist nach wie vor schlicht und einfach falsch. Daher muss ich nolens volens dem Klubobmann der ÖVP und den acht mitunterzeichnenden Freunden seiner Fraktion, aber, wenn Sie so wollen, allen Damen und Herren der geschätzten Oppositionsparteien, doch eine kurze Nachhilfe in Sachen Sparkassenrecht geben. 

Die Anteilsverwaltung Zentralsparkasse ist größter einzelner Aktionär der vormaligen Bank Austria, war und ist eine eigentümerlose, de jure sich selbst gehörende Sparkasse und daher niemals Besitz der Stadt Wien. Laut Österreichischem Sparkassengesetz ist das natürlich eine Regelung, die die Eigentümerlosigkeit sämtlicher Anteilsverwaltungen Österreichs gleichermaßen regelt. Die von allen alten und neuen Oppositionspolitikern dieses Hauses so oft angesprochene Privatisierung hätte viel mehr den Charakter einer Pseudokommunalisierung gehabt. Der danach erst mögliche Verkauf des Aktienkapitals der AVZ - heute auch wieder angesprochen, was wir nicht alles mit dem Geld tun könnten - wäre lupenrein der Vorgang einer entschädigungslosen Enteignung gewesen, ein Vorgang, der übrigens von keinem der so genannten selbst ernannten Experten für Privatisierungen und Erlöse, Marke Tschirf, Serles, Neuhuber und Co, für irgendeine andere politische Einheit verlangt werden würde. Bezeichnend in diesem Zusammenhang ist übrigens auch die Tatsache, dass kein Wiener Politiker je auf die Idee käme, genauso rechtswidrige Liquidierungen zum Beispiel bei der zweiten Wiener Sparkasse, nämlich bei der ERSTE Bank zu verlangen, nur damit Geld in den Schoß der Stadt Wien fallen würde. Die eigentumsrechtliche Veränderung einer Privatisierung war daher bei der Bank Austria mangels Voraussetzung unmöglich. Daher hat auch die Argumentation des Kollegen Neuhuber von Haus aus auf einer falschen Basis fundierend aufgebaut und ist in sich selbst zusammengebrochen. 

Was war tatsächlich im September 2000 in der Bank Austria geschehen? In einer sehr gut besuchten Hauptversammlung wurde mit einer überwältigenden Mehrheit ein Merger mit der Bayrischen Hypovereinsbank in Form eines Aktientausches beschlossen. Was waren nun - das sollte die Sichtweise dieses Wiener Gemeinderats heute, im Jahr 2003, sein - die wichtigsten Ziele im Zusammenhang mit diesem Zusammengehen mit der HVB, nicht zuletzt auch aus der Betrachtungsweise und Interessenlage der Bundeshauptstadt?

Erstens: Die Stärkung und dauerhafte Absicherung der größten Universalbank unseres Landes. 

Zweitens: Die bestmögliche Beibehaltung der betriebswirtschaftlichen und der handelsrechtlichen Autonomie dieses Instituts. 

Drittens: Die sukzessive Reduzierung des Risikos der Stadt Wien als Träger einer, wenn auch nur sehr theoretischen und äußerst unwahrscheinlichen, Ausfallshaftung. 

Was wurde seither in weniger als drei Jahren erreicht? 

Erstens: Die unternehmerische Selbstständigkeit der BA-CA-Group und ihre territoriale Exklusivrolle in Österreich und CEE wurde im Regionenvertrag festgeschrieben und wird seitdem auch in diesem Haus konsequent gelebt.

Zweitens: Die Bank Austria - Creditanstalt ist das Kompetenzcenter für die Märkte in Österreich und Zentral- und Osteuropa schlechthin und besitzt damit einen überproportionalen Stellenwert innerhalb des gesamten HVB-Konzerns. 

Drittens, aus Sicht der Stadt Wien betrachtet, sehr wesentlich: Das Thema Haftung reduziert sich laufend, wie ein Blick in die Rechnungsabschlüsse der Stadt Wien beweisend darbieten kann.

Viertens: Die AVZ-Stiftung ist weiterhin in der Lage, die Dotierung des Wissenschafts- und Technologiefonds vorzunehmen, losgelöst von jeweiligen Haftungssummen und vom unmittelbaren Aktienkurs der Hypovereinsbank im Vorjahr, ... 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr GR Hufnagl.

GR Heinz Hufnagl (fortsetzend): ... weil die AVZ insgesamt ein vernünftiges Veranlagungsportfolio vorgenommen hat, und sich die Gewinne der AVZ nicht ausschließlich aus dem Halten der HVB-Aktien rekrutieren.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Kollege Hufnagl, Sie haben ihre Redezeit schon lange überschritten. Ich muss Sie daran erinnern.
GR Heinz Hufnagl (fortsetzend): Frau Vorsitzende, ich komme schon zum Schluss. 

Lassen Sie mich sagen, alle Kreditunternehmungen haben weltweit mit Rezession, mit instabilen Finanzmärkten, hohen Kreditausfällen und sinkenden Margen zu kämpfen. Neben diesen globalen Negativfaktoren kommt in Österreich die hausgemachte Krisenverschärfung durch die aktuelle Bundespolitik dazu. 

Ich kann ihnen das in zwei Sätzen ganz kurz replizieren. (GR Dr Matthias Tschirf: Aufhören!) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Kollege Hufnagl, ich muss Sie noch einmal auffordern, Ihre Rede zu beenden. (GR Günter Kenesei: Das sind schon zwei Minuten länger!)
GR Heinz Hufnagl (fortsetzend): Neben weltweiter Rezession gibt es in Österreich Stellenabbau statt Beschäftigungsprogramme, Verunsicherung der Pensionisten statt gesicherten Lebensabend, vor allem sinkende Einkommen und damit Probleme für die Banken. (GR Günter Kenesei: Was wird das jetzt? Aufhören!)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Kollege Hufnagl, ich bitte Sie jetzt wirklich aufzuhören. Das ist den anderen gegenüber extrem unfair.

GR Heinz Hufnagl (fortsetzend): Die Bilanz der Bank Austria ist jedenfalls gemessen an den Erfolgen der Bundesregierung vorbildlich und herzeigbar. (GR Günter Kenesei: Aufhören! Aufhören!) Das unterscheidet sie von der österreichischen Regierung. (GR Günter Kenesei: Aufhören! Abdrehen!) - Ich danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ. - GR Günter Kenesei: Die Rede muss man auf Tonband aufnehmen! Eine Gemeinheit ist das!) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dipl Ing Margulies gemeldet. Ich erteile ihm das Wort und bitte, dass er so fair ist und sich an das hält, was vorgegeben ist. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

1,5 Milliarden EUR Verlust, oder 19 Milliarden S sind einfach verschwunden. Niemand ist dafür verantwortlich, aber der Kollege Hufnagl stellt sich hier hin und erzählt in einer Ansammlung von Halbwahrheiten, welche Möglichkeiten die Stadt Wien nicht gehabt hätte. Andere Sparkassen, die zum Teil aufgelöst wurden und die Erträge flossen in das Budget der Gemeinde, gab es nicht in Österreich. Nur die Stadt Wien hat diese Möglichkeiten nicht gehabt. 1,5 Milliarden EUR sind einfach weg und niemand ist dafür verantwortlich. Wir wissen es, weder der Kollege Tschirf noch der Kollege Görg, vor allem nicht der Kollege Bürgermeister oder der Kollege Finanzstadtrat, die anscheinend beide heute nicht im Saal anwesend sind, was ich sehr bedauerlich finde. Wenn ich einen solchen Verlust zu verantworten habe, würde ich mich zumindest in die erste Reihe setzen und mir einmal anhören, was tatsächlich kommt. 

Noch zu Ihnen, Herr Kollege Hufnagl: Man kann über die Verschmelzung von Bank Austria und Hypovereinsbank auch zwei Jahre später unterschiedlicher Meinung sein. Das hat aber nichts damit zu tun, dass die Stadt Wien oder auch die AVZ-Stiftung in Wirklichkeit überhaupt nichts bei der Hypovereinsbank mitzureden hat. 

Das hat nichts damit zu tun, dass dieser Zusammenschluss damals in Form eines Aktientausches hätte abgewickelt werden müssen, und das hat nichts mit dem von Ihnen zitierten Sparkassengesetz zu tun. Es hätte auch damals - wie von den GRÜNEN gefordert - die Möglichkeit gegeben, die Milliardenerträge, das Milliardenvermögen tatsächlich zu realisieren. Dann hätten wir uns vor allem nicht jetzt - so, wie Sie es gemacht haben - herausstellen müssen und etwas verteidigen müssen, wovon eigentlich jeder denkende Mensch und jeder Mensch, der die Grundrechenarten beherrscht, sagen muss: Es ist ein katastrophaler Finanz-Flop!

Es ist peinlich, was Sie gemacht haben, und es ist umso peinlicher, wenn man sich anschaut, mit welchem guten Recht die Sozialdemokratie Niederösterreichs - obwohl es um eine weit geringere Summe geht - die ÖVP in Niederösterreich kritisiert. (GR Heinz Hufnagl: Da sind Wohnbauförderungsmittel verkauft worden, in Niederösterreich!) Ja! Na, wir sind nicht dafür, ich halte das für einen bodenlosen Skandal! Ich halte das wirklich für einen bodenlosen Skandal und halte es eigentlich für absurd, dass der Landesrat noch immer im Amt ist.

Aber wenn es um 19 Milliarden ATS geht, ein Siebentel des Wiener Budgets, in etwa 80 oder 85 Prozent des Schuldenstandes der Gemeinde Wien, dann stellen Sie sich heraus und sagen: Alles war super. - In welcher Realität leben Sie denn? Das ist peinlich, und in dieser Realität lebt die Sozialdemokratie seit vielen Jahren! Denn als wir im vergangenen Jahr kritisiert haben und die Technologiestiftung in Gefahr gesehen haben, da hat sich sogar Herr StR Rieder noch hingestellt und gesagt: die Dividende ist gesichert!, obwohl schon für jeden anderen absehbar war, das galt vielleicht noch für die Dividende 2001, aber für die Dividende 2002 schon sicher nicht mehr und für die Dividende 2003 wahrscheinlich auch nicht.

Jetzt kommen wir noch zur Absicherung der Technologieförderung, des größten innovativen Projektes. 1,7 Milliarden EUR mit 3,5 Prozent veranlagt, das wären 50 Millionen EUR an Technologieförderung jedes Jahr gewesen, ohne auch nur einen einzigen Schilling des Kapitals anzugreifen! Jetzt müssen wir hoffen, dass es irgendwann wieder eine Dividende für den Wiener Technologiefonds geben wird und die Finanzierung gesichert ist. Vergessen Sie das nicht: Gegründet wurde der Fonds vor knapp zwei Jahren. Da will ich jetzt überhaupt nicht den Geschäftsführer des Fonds angreifen, weil er nichts dafür kann - aber dieser innovative Fonds, der vor knapp zwei Jahren gegründet wurde: Wie viele Euro hat er bis heute an Förderung ausgeschüttet? Wer weiß es? - Zwei Jahre später: 0 EUR an Förderung ausgeschüttet!

Na klar, ein bisschen ist noch aus den vergangenen Jahren vorhanden. Von den ursprünglich geplanten mindestens 8 Millionen EUR jährlich hat dieser Betrag bis jetzt schon auf 5 Millionen EUR reduziert werden müssen, das ist für heuer gesichert; statt einer zweimaligen gibt es nur noch eine einmalige Ausschüttung, das ist für das nächste Jahr gesichert; und danach ist für den Wiener Wirtschafts- und Technologiefonds überhaupt nichts mehr abgesichert!

Sie haben die Wirtschafts- und Technologieförderung in Wien möglicherweise ins Aus manövriert. Das sollten Sie sich zum Vorwurf machen, und Sie sollten darüber nachdenken, welche politischen Konsequenzen Sie daraus ziehen. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Danke für die Disziplin in der Redezeit. 

Nächster Redner ist Herr Dr Salcher. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ja, wir als Wiener ÖVP haben den Mut, über das Verschwinden von 1,5 Milliarden EUR Steuergeld, 20 Milliarden ATS, nachzufragen! Wir als Wiener ÖVP haben auch den Mut, nach der politischen Verantwortung zu fragen für den proportional größten Schaden, von dem der Steuerzahler durch eine Nichtentscheidung getroffen wurde. (GR Mag Christoph Chorherr: Warum redet nicht Tschirf bei euch? - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Tatsache ist, dass wir damals in der Regierung die am wenigsten schlechte Variante - die schlechteste wäre es nämlich gewesen, wenn wir heute für die Verbindlichkeiten der Hypo-Vereinsbank haften würden, das muss man einmal dazusagen -, die am wenigsten schlechte Lösung mitgetragen haben. Lieber Herr Kollege Chorherr, wenn du nur ein bisschen fair bist, wirst du zugestehen, dass die Position der Volkspartei immer die der Vollprivatisierung war. Wenn wir damals diesen Weg der Vollprivatisierung gegangen wären, dann - das stimmt - wären heute 90 Prozent der Schulden der Stadt Wien weg! - Das ist einmal die Position der Volkspartei. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn hier die GRÜNEN ein bisschen ehrlich sind, dann werden sie zugeben, dass der Sündenfall passiert ist, bevor wir als Volkspartei in die Regierung gegangen sind. Der wirklich große Sündenfall ist unter Hans Mayr und unter einer absoluten sozialistischen Mehrheit passiert, als in einem schleichenden Prozess der damals immer noch vorhandene Einfluss der Wiener Steuerzahler auf das AVZ-Vermögen hinausgedrängt wurde - mit einer "genialen" finanziellen Konstruktion, das ist doch die Wahrheit! Die Situation, die wir vorgefunden haben, war nur, dass wir einmal schauen mussten, aus dieser Haftung herauszukommen und den Sozialisten den politischen Einfluss über die Bank Austria zu entziehen. Das ist die Wahrheit! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn du heute nach der Aktuellen Stunde fragst: Ja, wir als Volkspartei nehmen für uns in Anspruch, dass wir hier bei dieser Vertuschung des Verlustes von Steuergeldern nicht mittun. Auf eines könnt ihr euch auch verlassen: Wären wir heute noch in dieser Stadtregierung, dann hätten wir sicher nicht tatenlos zugeschaut, wie der Kurs immer mehr gefallen ist, sondern hätten uns rechtzeitig darum gekümmert, dass der Verlust für den Steuerzahler minimiert wird. (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Thomas Reindl: Wie hätten Sie das gemacht? - GR Mag Christoph Chorherr: Wie hättet ihr das gemacht? Die Budgetmittel ...!)
Lieber Kollege Chorherr, du hast bei den lustigen Zitaten, die du hier gebracht hast, einige vergessen, zum Beispiel jenes von einem internationalen Bankenfachmann, dem Christoph Chorherr, der am 24. 7. selbst gesagt hat: der HBV-Deal war "für Chorherr durchaus positiv" - in einer Aussendung der GRÜNEN. Wir sollten uns hier also nicht Zitate vorhalten. Die Situation wurde damals ganz anders gesehen. (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Thomas Reindl: Wie hätten Sie das gemacht? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Reden wir heute gemeinsam über die wirklich Verantwortlichen in dieser Stadt. (GR Mag Thomas Reindl: Sie kennen sich in der Wirtschaft noch weniger als in der Kultur aus!) Das sind die Sozialdemokraten mit ihrer Verleugnung der großen Skandale - beim AKH, beim Bauring und so weiter -, der mittleren Skandale - wenn irgendeine Straßenbahnremise zu teuer ist -, und bei den kleineren Geschichten wie heute bei "ViennaBike". Die Strategie der Sozialdemokraten war und ist immer dieselbe: Erstens tot stellen, nach dem Motto "Das Problem gibt es überhaupt nicht". Zweitens vernebeln und täuschen, nach dem Motto Hufnagl: "Die Stadt Wien hat mit der Bank Austria/AVZ nie etwas zu tun gehabt, dieser Gedanke ist ja völlig absurd!" Drittens leugnen, siehe Herrn Bürgermeister: "Es gibt keinen Verlust für den Wiener Steuerzahler" - nein, das ist einfach verschwunden.

Die Bilanz der SPÖ-Betonstrategie ist übrigens auch bekannt, für ihre eigenen Mitglieder, die vor noch gar nicht so vielen Jahren aus der "Arbeiter-Zeitung" die mediale Wahrheit lesen durften, im "Konsum" einkaufen gehen konnten, mit dem Reisebüro "Ruefa" - das heißt übrigens "Ruhe und Erholung für alle" - auf Urlaub fahren durften und bei der Zentralsparkasse ihr Sparbuch hatten. (Zwischenruf des GR Mag Thomas Reindl.) Heute ist alles weg, die Unternehmen sind verkauft oder in die Geschichte der größten Konkurse Österreichs eingegangen. Das Geld ist weg, und die Arbeitsplätze sind weg - das ist das Faktum! (Beifall bei der ÖVP.) Für das nichtsozialistische Parteimitglied, für den Wiener Steuerzahler, ist die Bilanz auch klar. Es ist immer dasselbe: Erst ist das Geld weg, und dann sind die Arbeitsplätze weg.

Vernebeln, täuschen, leugnen - darauf haben wir uns nicht eingelassen. Deswegen haben wir hier die Frage gestellt: Where is the money, show me the money, wohin ist das Geld verschwunden? - Über eines sind wir uns ja alle einig, das Geld für den Wiener Steuerzahler ist weg. Das wurde hier von allen Rednern, glaube ich, nicht in Abrede gestellt, und dass das irgendwann einmal etwas mit der Stadt Wien zu tun gehabt hat, wird ja, glaube ich, nicht einmal ein Sozialdemokrat in Frage stellen.

Die Konsequenzen daraus sind aus unserer Sicht auch sehr klar: selbstverständlich ja zu einem starken, aber schlanken Staat, der seine Aufgaben wahrnimmt und dafür sorgt, dass es klare Regelungen gibt (GR Mag Thomas Reindl: Den haben wir ja!); ja zu einem transparenten Finanzmarkt und Wiener Aktienmarkt, damit die Bevölkerung auch am langfristigen Wachstum der Wirtschaft teilhaben kann, aber zu strengen Regelungen, die sicherstellen, dass der Aktieninvestor nicht über den Tisch gezogen wird - ich sage nur: "Rapid"-Aktien in der Vergangenheit, oder Zwangsumtausch der Hypo-Vereinsbank-Aktien -; aber nein ...

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Dr Salcher, ich muss leider immer wieder einschreiten: Die Redezeit ist auch bei Ihnen schon vorüber.

GR Dr Andreas Salcher (fortsetzend): Schlusssatz: Nein zu einem aufgeblähten Staat, in dem politische Manager und Abhängige sich eigene Regelungen schaffen (ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN), wie Sie das bei der Bank Austria getan haben, was immer in einem Verlust für den Steuerzahler endet, in dem Fall in einem Totalverlust! Für diesen Totalverlust - um das klar und deutlich zu sagen - sind Sie verantwortlich, weil Sie einer Vollprivatisierung nie zugestimmt haben und weil Sie jetzt nicht gehandelt haben. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Strache am Wort. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Werte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Da Herr Kollege Salcher hier herausgekommen ist und gesagt hat: "der Mut, als Verantwortlicher hier herauszugehen, um die Verantwortung nachzufragen" (GR Günter Kenesei: Mut der Verzweiflung!), sage ich: Das erinnert mich an österliche Selbstgeißelung, was Sie hier heute gelebt haben. Denn die Verantwortung dafür, dass es so weit gekommen ist, liegt im Wesentlichen natürlich auch bei Ihnen. Sie hatten es damals in der Hand, dem nicht zuzustimmen, und Sie haben es in der Hand gehabt, hier auch andere Lösungen weiter zu präferieren. (GR Dr Andreas Salcher: Seit zwei Jahren nicht!) Sie haben das anders gehandhabt.

Ich denke, das ist kein Thema für eine Aktuelle Stunde, sondern es ist ein alter rot-schwarzer Hut, den wir heute hier behandeln. Ich glaube auch, dass hier eine Zwischenbilanz in Wirklichkeit nicht notwendig wäre, sondern eher ein Totengedenken über die 1,5 Milliarden EUR, die durch diesen Deal dem Steuerzahler abhanden gekommen sind.

Nachdem Kollege GR Hufnagl hier herausgegangen ist, frage ich mich auch, als was er heute eigentlich gesprochen hat: als Gemeinderat - oder als Angestellter der Bank Austria, der hier für das eigene Institut spricht? Die Frage wird er sich, glaube ich, selbst beantworten können.

Faktum ist, dass wir, nachdem am 1. Februar 2001 bei einem Schlusskurs von 62 EUR für die Bank-Austria-Aktien diese damals eins zu eins in solche der deutschen HVB getauscht wurden, eine Situation erleben müssen, die nicht zu einem 90-prozentigen Verlust geführt hat, sondern zu einem von 75 Prozent, wenn man sich die jetzige Kurssituation ansieht - 75 Prozent an Verlust, der aber trotzdem ein äußerst rasanter ist. (GR Dipl Ing Martin Margulies: 83 Prozent sind es inzwischen!) Es pendelt hin und her. Jetzt sind es 75 Prozent; es war einmal bei 90 Prozent und ist in der Zwischenzeit wieder zurückgegangen. Aber Faktum ist, dass es trotzdem ein unglaublicher Verlust ist.

Es ist immer auch verwunderlich, wenn von Seiten der sozialistischen Stadtregierung bei allem normalerweise auch die Finanzpolitik und die Verstaatlichtenpolitik der Bundesregierung aufs Korn genommen wird, obwohl gerade in dem Bereich offensichtlich ist, dass im eigenen Haus die größten Dilettanten am Werk sind, was nämlich diese Causa betrifft.

Wir hätten mit dem Geld, das wir bekommen hätten, wenn wir damals einen Totalverkauf anstelle des Tausches vorgenommen hätten, natürlich viel machen können. Es ist heute schon angesprochen worden: der Bereich der Forschung, Arbeitsmarkt-Initiativen - vieles wäre möglich gewesen. Es ist wirklich unglaublich, mit welcher Kaltschnäuzigkeit man damals vorgegangen ist, aber das ist eben dieses alte, rot-schwarze Proporzsystem gewesen, das auch hier zum Durchschlag gekommen ist. Natürlich war damals nicht absehbar, dass das World Trade Center nach einem Terroranschlag einstürzen wird, und es war nicht absehbar, dass dann ein Afghanistan- und ein Irak-Krieg die Folgen sein werden, wodurch weiterhin die Finanzmärkte ins Trudeln gebracht werden. Das alles war nicht absehbar, keine Frage, aber es war trotzdem ein Drahtseilakt ohne Netz. Das haben wir damals auch immer wieder festgehalten, aber Sie haben nicht auf uns hören wollen.

Aus unserer Sicht war es damals schon so, dass wir gesagt haben: Die Stiftungslösung ist für uns völlig inakzeptabel. Dass man aber damals die Konstruktion auch noch so gewählt hat, dass die Verfügungsgewalt der Bank selbst übertragen wurde, das kann man nur schlicht und einfach als grob fahrlässig bezeichnen. Natürlich war es so, dass Herr Bgm Häupl damals im Verein und im Verbund mit dem VBgm Görg hier dafür gesorgt hat, dass die Erträge aus öffentlichem Vermögen in den Einflussbereich einer rot-schwarz gepunkteten Fondsvorstands-Situation geführt wurden. Das war so, und es ist natürlich so, dass es Volksvermögen ist, das hier dem Volk entzogen und aus der Verantwortung herausgenommen worden ist. Selbstverständlich haben wir außerdem noch immer eine Haftung. Auch wenn diese in 20 Jahren gegen null gewandert sein wird, haben wir doch als Gemeinde nach wie vor die Haftung zu übernehmen, und zwar in einer Höhe von 800 bis 900 Milliarden ATS, welche keineswegs gering ist.

Man muss festhalten, wenn man sich diese Situation noch einmal näher betrachtet, dass das natürlich auch mit ein Grund dafür ist, dass die wirtschafts- und arbeitsmarktpolitische Situation in Wien so schlecht ist. Sie könnte besser sein. Wir haben 60 Milliarden ATS an Stadtverschuldung, wir hätten damit eine schöne Reduktion erreichen können. Allein in den letzten zehn Jahren hat sich die Stadtverschuldung von 30 Milliarden auf 60 Milliarden ATS erhöht und somit verdoppelt. Da wäre viel möglich gewesen. Daran zeigt sich, dass die Probleme in dieser Stadt auch hausgemacht sind und man es nicht immer - wie das hier reflexartig gemacht wird - der Bundesregierung in die Schuhe schieben kann.

Das Vorgehen bei dem Bank-Austria-Deal erinnert mich auf alle Fälle an einen Rückfall in ein Feudalsystem, in dem rote und schwarze Lehensherren ihre Almosen verteilt haben. Nichts anderes kann ich dazu festhalten. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Mag Reindl am Wort. Ich erteile es ihm.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ein bisschen habe ich hier den Eindruck, dass die ÖVP offensichtlich noch im Osterritual der Selbstgeißelung steckt. Ostern ist seit dem Wochenende vorbei, und ich glaube auch, dass Sie ein bisschen zu sehr - und vielleicht auch die eine oder andere Oppositionspartei außer der ÖVP - in einer virtuellen Welt leben.

Wenn wir uns heute in der Situation befinden, über die Bank Austria zu sprechen, müssen wir auch ein bisschen über den Tellerrand unseres kleinen Österreichs blicken. Wenn wir uns hier einmal die Börsenkurse anschauen, weil ja diese ach so böse HVB respektive Bank Austria solche Verluste eingefahren hat - ich bin ein bisschen erstaunt darüber, dass dies die Partei, die sich die Wirtschaftskompetenz auf ihre Fahnen heftet, mit keinem Wort erwähnt hat. (Zwischenruf des GR Mag Alexander Neuhuber.) Herr Neuhuber hat kurz darauf hingewiesen. (GR Walter Strobl: Also!)
Der DAX sich im 52-Wochen-Abstand um 60 Prozent reduziert, der Wert der Commerzbank-Aktie im 52-Wochen-Abstand um 74 Prozent. (GR Mag Christoph Chorherr - eine Graphik in die Höhe haltend -: Und die Erste Bank?) Die Erste Bank, lieber Herr Chorherr - und das ist leider auch eine Wahrheit -, notiert an einer europäischen Randbörse, die international null Beachtung findet. Den Schluss zu ziehen: weil die Erste Bank in Österreich notiert und sonst nirgends gelistet wird (Zwischenruf des GR Mag Christoph Chorherr), dass das ein Garant dafür ist, dass eine andere Bank, die auch in Wien an der Börse notiert, keinen Kursverfall hat, das müssen Sie mir vorhüpfen! (GR Dr Wilfried Serles: Was haben Sie gegen ...?) Das ist ein X für ein U.

Die Deutsche-Bank-Aktie ist um 60 Prozent im Wert gesunken, Blue Chips in der Versicherungsbranche wie Münchener Rück und Allianz um 82 und 84 Prozent. Über die Technologie-Aktien will ich mich nicht äußern, da wissen wir ohnehin, wie das Desaster ausschaut.

Leider hat diese internationale Börsenentwicklung auch vor der HVB-Bank-Austria-Aktie nicht Halt gemacht, und daher kann man nicht die Stadt für die internationale Entwicklung der Aktienkurse verantwortlich machen. Das ist der private Markt, meine Damen und Herren! Das ist die Privatwirtschaft, die von der ÖVP so sehr gefordert wird: Mehr privat, weniger Staat! (GR Gerhard Pfeiffer: ... so lange zugeschaut!) Die Konsequenz ist eben, dass die Aktienkurse nicht nur nach oben, sondern auch nach unten gehen, meine Damen und Herren. (GR Gerhard Pfeiffer: So lange zuzusehen ist nicht verantwortungsvoll!)

Ein weiteres Argument, weil die ÖVP hier so großspurig sagt: wenn wir noch weiter in der Regierung gewesen wären - der Wähler hat Sie ja klar in die Schranken gewiesen! (GR Dr Andreas Salcher: Wir haben gewonnen!) Herr Salcher, ich würde Ihnen überhaupt empfehlen, dass Sie einmal mit dem Rabenhof reden, dort könnten Sie sicher auftreten mit Ihrem Redebeitrag, den Sie heute gebracht haben. (GR Dr Andreas Salcher: Nur mit Ihnen gemeinsam!) Verraten Sie mir einmal, wie hätten Sie den Kursverfall an einer Börse verhindert? Wie verhindern Sie das? (GR Dr Andreas Salcher: Wenn wir sofort total privatisiert hätten!)

Ja, ich darf Ihnen sagen, die HVB total privatisiert - die HVB ist zu 65 Prozent in Streubesitz. 65 Prozent sind in Streubesitz, und 35 Prozent werden von institutionellen Investoren gehalten. Zum Beispiel die Stadt Wien ist einer davon, beziehungsweise die AVZ, und andere auch noch. (Zwischenruf des GR Dr Andreas Salcher.) Herr Salcher, ist die HVB eine private Bank? Eine einfache Frage: Ist die HVB eine private Bank? (GR Dr Andreas Salcher: Ist die Stadt Wien an der HVB beteiligt?) Also, Sie verstehen es nicht! Sie ist privatisiert, sie ist zu 65 Prozent in Privatbesitz.

Was wäre die Alternative gewesen? Hier wird auch von einer sofortigen Privatisierung gesprochen (GR Dr Andreas Salcher: ... das Aktienpaket!); über den Aktientausch war dies auch eine Privatisierung, übrigens ein Projekt wie bei der Erste Bank, diese hat, glaube ich, auch immer mit Aktientausch gearbeitet. Was wäre also die Alternative gewesen? - Hätten wir zum damaligen Kurs verkauft, meine Damen und Herren, dann hätten Sie uns heute geschlagen, wenn der Kurs hinaufgegangen wäre und wir damals die Aktien zu billig verscherbelt hätten.

Abschließend ist zu sagen: Ich verstehe überhaupt nicht die Wehleidigkeit, die wegen der CA bei der ÖVP noch immer herrscht. Wir glauben, dass die Bank Austria für die Stadt durchaus noch immer keine spekulative Anlage ist. Es soll eine langfristige Sicherung des Einflusses der Stadt Wien sein, und letztlich auch eine langfristige Absicherung für den Wirtschafts-, Wissenschafts- und Technologiefonds. Wir alle können nur hoffen - im Interesse der Stadt, im Interesse der Aktionäre -, dass sich die Kurse wieder erholen. Dann werden wir alle ein bisschen glücklicher über die Börse und auch über die HVB-Aktien sein. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen 3 vom Klub der Grünen und 4 vom Klub der Freiheitlichen eingelangt sind.

Von den Gemeinderäten Dr Herbert Madejski und Heike Trammer wurde eine Anfrage an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr betreffend "ViennaBike" gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten unterzeichnet.

Gemäß § 36 Abs. 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der dringlichen Anfrage unterbrochen. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern an Anträgen 2 des Grünen Klubs im Rathaus und 1 des Klubs der Wiener Freiheitlichen eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1, 3 bis 5, 7 und 8, 10 bis 12, 14 bis 16, 18 bis 20, 22, 26, 29, 31, 35, 38 bis 43, 45 und 46 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn der Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinn des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl der Mitglieder des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 48 zum Schwerpunktverhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 44, 47, 2, 6, 9, 13, 28, 30, 32, 33, 34, 36, 37, 49, 17, 21, 23, 24, 25 und 27. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 48 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Cross Border Leasing Transaktion eines Teils der Kanal- und Abwasserentsorgungsanlagen der Stadt Wien.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR VALENTIN, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Erich VALENTIN: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr Dipl Ing Margulies. Sie wissen ja, dass Sie für Ihre Ausführungen 40 Minuten Zeit haben.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

"Witnesseth

Whereas, the city, as Grantor, proposes to grant to the trust, as Grantee, a right of usufruct with respect to the systems persuant to the Grant, and the city, as the Key Parts Grantor proposes to protect the rights granted to the Trust persuant to the Grant by granting to the Trust, as Key Parts Grantee, a right of usufruct with respect to the Key Parts persuant to the Key Parts Grant;" (GR Heinz Hufnagl: Die Verhandlungssprache ist Deutsch im Wiener Gemeinderat!)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Zitieren Sie etwas, oder wird jetzt die ganze Rede in Englisch gehalten?

GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): "Whereas, the Trust, as Lessor, proposes to lease the System to the city, as Lessee, persuant to the lease;" (GR Walter Strobl: Kein Pidgin-Englisch, bitte! - GR Mag Thomas Reindl: Vollkommen klar!)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Zitieren Sie etwas? Antworten Sie auf meine Frage, bitte. (GR Godwin Schuster: Er zeigt uns, dass er eine schlechte Aussprache hat!)
GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): "And whereas, each of the lender has agreed to finance a portion of the Lessor's cost."

For example "22e) Governing Law: This participation Agreement shall be governed by and construed in accordance with the Law of the State of New York excluding ..."

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Dipl Ing Margulies! Zitieren Sie, oder ist das Ihre Rede? Falls das Ihre Rede ist, muss ich Sie leider darauf hinweisen, dass die Sprache hier Deutsch ist, und dann muss ich Sie bitten, abzubrechen.

Ich nehme an, es ist ein Zitat, und bitte, auf Deutsch fortzufahren.

GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Laut der Geschäftsordnung des Magistrates und auch des Gemeinderates gebe ich Ihnen Recht, die Amtssprache ist Deutsch. Nur: Wie soll man über einen 500-Millionen-EUR-Tagesordnungs-punkt, einen 7-Milliarden-ATS-Tagesordnungspunkt sprechen, wenn die Unterlagen zu diesem Tagesordnungspunkt nur in Englisch vorhanden sind? (GR Mag Thomas Reindl: Sie können eh Englisch sprechen!)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Dipl Ing Margulies, es ist geglückt. Ich muss Ihnen zugeben, der Einstieg ist geglückt! Ich würde trotzdem bitten, dass Sie jetzt auf Deutsch fortfahren.

GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Sie haben den ersten Teil auf Englisch gehört, einen Teil, der sich in fast allen Cross Border Leasing-Verträgen wiederfindet, so auch in dem Cross Border Leasing-Vertrag, der heute zur Debatte steht. Ich habe den Gesichtern hier entnommen, dass es nicht so einfach war, diesem Vertragstext zu folgen, einem Vertragstext ... (GR Gerhard Pfeiffer: Das war Ihr Englisch! - Weitere Zwischenrufe.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Dann mache ich gleich vorweg einen Test mit Ihnen. (Ruf bei der FPÖ: Einen Englisch-Test?) Nicht einen Englisch-Test, sondern einen viel banaleren: Wer von Ihnen hat sich denn diesen Vertragsentwurfstext, der ungefähr 600 bis 700 Seiten umfasst und ausschließlich - inklusive aller Anmerkungen - in Englisch abgefasst ist, bisher angesehen? Sie reden über 500 Millionen EUR. Wer von Ihnen hat sich diesen Vertragstext angesehen? (GR Mag Thomas Reindl: Wir alle!) Wir alle - so ein Schmäh! (Heiterkeit.) Ich bin überzeugt davon, dass das nicht stimmt. (GR Mag Thomas Reindl: Fragen Sie mich was!)
Wenn ich mich hier umschaue, bin ich eigentlich entsetzt, ich sage es ganz offen. Wir haben erst vorhin gehört, vor gut zwei Jahren hat uns Herr StR Rieder erklärt, welche Innovation der Wirtschafts- und Technologiefonds darstellt. Ja, schön schauen wir aus! Jetzt hören wir wieder, welche Innovation das Cross Border Leasing zur Finanzierung der Gemeinden darstellt - es wird tagtäglich praktiziert. Aber dann kommen wir drauf, dass sich gegenwärtig die Risiken in Wirklichkeit überhaupt nicht abschätzen lassen. Nicht nur das, es geht tatsächlich so weit, dass dieser Vertragstext für jemanden, der über ein Englisch-Niveau verfügt, welches man auch für jeden Mandatar hier im Saal annehmen und unterstellen könnte, ob der Komplexität in Wirklichkeit nicht einmal zu lesen und zu verstehen ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bevor ich mich daher inhaltlich weitergehend mit dem Punkt auseinander setze, bringe ich einen Gegenantrag ein, der eigentlich eine Selbstverständlichkeit sein sollte.

Dieser Antrag lautet: 

Vor einem endgültigen Abschluss von Verträgen im Zusammenhang mit Cross Border Leasing Transaktionen und diesbezüglichen Genehmigungen beziehungsweise Ermächtigungen an den Magistrat, wie im vorliegenden Poststück vorgesehen, ist jedenfalls ein allumfassender, beglaubigter deutschsprachiger Vertragsentwurf in Letztfassung für alle GemeinderätInnen zur Einsichtnahme aufzulegen. Zur Einsicht ist ein der Komplexität der Materie entsprechender Zeitrahmen zu gewährleisten.

Sie selbst haben darauf hingewiesen, dass die Amtssprache Deutsch ist. Sie selbst haben mich mehrmals darauf hingewiesen, ich möge, bitte, mit dem Englischsprechen aufhören. Ja, bitte halten Sie selbst die Grundregeln der Demokratie ein, indem Sie Verträge - noch dazu dann, wenn es um die Größenordnung von 500 Millionen EUR geht, und das ist kein Klacks - in deutscher Sprache zur Begutachtung vorlegen. Das ist ein Mindeststandard an Demokratie!

Aber wie ist denn das mit den Verträgen ganz generell? Es sind mehrere Verträge - für alle, die es nicht gesehen haben -, es gibt einen Hauptvertrag und mehrere Ordner, worin Nebenabsprachen getroffen werden. Was prangt ganz groß auf der ersten Seite jedes Vertragsentwurfs? "Achtung" - auf Englisch, und ich übersetze frei; das steht nicht auf Deutsch dort, auf Deutsch findet sich in diesem Vertragsentwurf kein Wort -, "Achtung, diese Verträge sind im Ausland aufzubewahren"! Sollten sie in Österreich aufbewahrt werden, müsste jede einzelne Seite mit einer Stempelmarke beklebt werden.

Die Stadt Wien einigt sich also im Vorhinein, noch bevor irgendetwas abgeschlossen ist, darauf, dass ein Vertrag, der die Stadt Wien betrifft, nicht in deutscher Sprache, nicht beglaubigt und schon gar nicht in Österreich aufbewahrt wird! Sehr geehrte Damen und Herren, und dann wollen Sie uns einreden, das sei ein sicheres Geschäft? Wo kommen wir da eigentlich hin? Ist es das Über-Bord-Werfen sämtlicher demokratiepolitischer Grundsätze? Ist es das Über-Bord-Werfen sämtlicher wirtschaftspolitischer Vernunft?

Ich denke: ja - daher noch einmal zurück, bevor wir uns tatsächlich eingehend damit befassen! Ich ersuche hier wirklich die Mehrheitsfraktion, die sozialdemokratische Fraktion, um Zustimmung. Sie entscheiden heute darüber, ob Verträge, die die Stadt Wien massiv betreffen und möglicherweise auf 99 Jahre hinaus betreffen können, auch in Wien aufgelegt werden können und deutschsprachig vorhanden sind. Sie entscheiden darüber, welchen Stellenwert die Demokratie in Wien weiter genießt. "In aller Demut" - um Bgm Häupl zu zitieren -, "in aller Demut": Nehmen Sie Ihre Mehrheitsmöglichkeiten wahr und stellen Sie sicher, dass es möglich ist, solche Verträge in Wien durchgehend deutschsprachig übersetzt zur Verfügung zu haben!

Herr StR Rieder! Damit es leichter wird, verlasse ich ganz kurz das Rednerpult und stelle Ihnen gerne eine Packung Papier zur Verfügung, damit Sie nicht die Kosten des Papiers für die Übersetzung tragen müssen. (Der Redner überreicht VBgm Dr Sepp Rieder die erwähnte Packung Papier.) Ich weiß, die Stempelmarken für die beglaubigte Übersetzung - beziehungsweise die Stempelgebühren; Marken zu picken ist so nicht mehr notwendig - werden teuer genug kommen.

Aber kommen wir zu weiteren Punkten des Vertrages, weil immer gesagt wird, dass dies so sicher ist. Ich beginne einmal beim Gerichtsstand. Nicht bei jedem Vertrag, den die Stadt Wien abschließt, ist der Gerichtsstand Wien, das ist vollkommen klar. Aber warum ist bei allen Cross Border Leasing-Verträgen der Gerichtsstand jedenfalls New York? Warum steht jedenfalls geschrieben, dass die Vereinbarungen im "State New York" abgeschlossen werden müssen? Warum ist das der Fall? - Einzig und allein deshalb, damit amerikanisches Recht zur Anwendung gelangt, amerikanisches Recht, von dem wir alle wissen, dass es nicht so etwas wie ein Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch gibt, sondern amerikanisches Recht, dessen Rechtsprechung aus einer Vielzahl von Urteilen ergeht, wobei man oft genug nicht im Vorhinein weiß, in welcher Art seitens des Gerichts entschieden wird.

Doch die Stadt Wien ist anders, in einem Punkt: Während im sonstigen deutschsprachigen Raum tat-sächlich nur New York als Gerichtsstand angegeben ist, schaut es im Cross Border Leasing-Vertrag über das Kanalnetz ein Äuzerl anders aus - es gibt einen zweiten Gerichtsstand. Jetzt würde man doch annehmen, der zweite Gerichtsstand läge irgendwo dort, wo einer der Beteiligten, insbesondere die Gemeinde Wien, ihren Sitz hat, oder möglicherweise auf den Cayman-Inseln, weil von dort auch Kreditgeber kommen - von den sicheren Cayman-Inseln, einer Steueroase der Weltpolitik; dazu später -, aber nein: Der zweite Gerichtsstand liegt im High Court of London!

Sehr geehrte Damen und Herren! Wissen Sie, was der Sinn dahinter ist, dass es neben New York einen zweiten Gerichtsstand in London gibt? Es gibt für solche Sachen kein Vollstreckungsabkommen zwischen den USA und Österreich. Das heißt, sollte tatsächlich - und das hat ja nur für den Investor einen Sinn - die Stadt Wien verurteilt werden, muss sich der Investor absichern, dass es neben dem amerikanischen Gerichtsstand noch einen zweiten in Europa gibt. Da wählt man am besten London, aber schon gar nicht Wien: weil da etwas "Blödes" herauskommen könnte, wählen wir London! Damit ist sichergestellt, dass der Investor seine Sachen gegenüber der Stadt Wien, sollte es zu so genannten "Defaults" kommen, tatsächlich durchsetzen kann. 

Darüber hinaus gibt es ein Schiedsgericht, das sich an die Spielregeln der Welthandelskammer hält. Wo wird sich das befinden? - Selbstverständlich in New York, das ist vollkommen klar! In Wien wird sich diesbezüglich nichts befinden, weil, wenn es nach der Stadt Wien geht, die Verträge auch nicht in Wien, sondern außerhalb des Landes aufgehoben werden. Das erklärt, warum man in Wirklichkeit überhaupt nicht vereinbaren muss, dass in Österreich ein Gerichtsstand ist: Wenn sich die Verträge gar nicht in Österreich befinden, dann wird die Stadt Wien ihre bevollmächtigten Vertreter zu etwaigen Diskussionen über die Verträge immer ins Ausland schicken.

Wie schaut das jetzt eigentlich aus? Was ist überhaupt so ein Cross Border Leasing-Vertrag? Da gehen die Einschätzungen auseinander. Die einen sagen, es ist ein super Modell zur Gemeindefinanzierung und zur Budgetsanierung - wobei bisher, wenn man sich das anschaut, eigentlich kein budgetwirksamer Teil ersichtlich ist. Denn im Großen und Ganzen werden nur Dienstleistungsbereiche - gebührenfinanzierte oder tariffinanzierte Dienstleistungsbereiche - Cross Border Leasing-Verträgen unterworfen.

Wenn ich mich der österreichischen Rechtsordnung recht entsinne, hängen zum Beispiel die Kanalgebühren ein bisschen damit zusammen, wie viel die Aufwendungen und Erträge - also der Saldo davon - für die Abwasserbeseitigung ausmachen. Das heißt, eigentlich müssten wir Folgendes annehmen: Sollte es tatsächlich so sein, wie Sie sagen, dann müsste es zu einer Senkung der Gebühren im Abwasserbereich kommen. Aber das ist wiederum nicht der Fall. Das wollen Sie nicht, und ich sage Ihnen ganz ehrlich, ich würde das kurzfristig auch nicht für sinnvoll halten. Aber um aus budgettechnischen Gründen zu sagen, es geht darum, Defizite abzufangen, macht Cross Border Leasing keinen Sinn. 

Im Gegenzug gibt es aber viele Verpflichtungen und Probleme, die etwaigen Einmal-Erträgen der Gemeinde Wien gegenüberstehen. Ein Problem, das bisher noch überhaupt nicht festgeschrieben ist, ist der Umgang mit den Sicherheiten. In den internen Akten, die wir im Finanzausschuss wie immer bekommen haben, steht natürlich drin, dass es kaum ein Risiko gibt. Aber wenn es kaum ein Risiko gibt, stellt sich die Frage: Warum wird die Transaktion auf vielen hundert Seiten gegen alle möglichen Risken abgesichert? Warum verlangt der US-Investor beziehungsweise der Kreditgeber dingliche Schuldverschreibungen? Warum - das ist in Wirklichkeit die nächste Umgehung - werden diese dinglichen Sicherheiten nicht im Grundbuch eingetragen, wenn es sie schon tatsächlich geben müsste? Nein, sie werden auf ein Treuhandkonto gelegt, in Form von Grundschuldverschreibungen!

Das heißt, außer den Vertragspartnern bei einem Vertrag, der sonst eigentlich niemand zugänglich sein sollte - das Problem, das man hier im Gemeinderat diskutieren muss, ist das Einzige, was hier sozusagen im Sinne der Geheimhaltung zu nehmen ist -, außer diesen weiß niemand - und ich sage es jetzt absichtlich so, dass es jeder versteht -, dass die Stadt Wien sehr wohl Teile ihres Eigentums verpfändet!

Das könnte natürlich spannend werden, wenn man einmal einen Kredit aufnehmen möchte und der Kreditgeber sich tatsächlich ins Grundbuch eintragen und eine Rangsicherung machen lassen will. Wie sieht es dann damit aus? Muss man die Verträge und die dinglichen Sicherheiten wieder herausgeben? Oder "legt" man den Kreditgeber und sagt ihm: das ist eh ein Vertrag, da kann überhaupt nichts passieren, wir lassen es versteckt im Treuhandkonto? Das möchte ich mir dann aber anschauen, wie die Stadt Wien damit umgeht. Oder ist sichergestellt, dass wir für die Abwasserversorgung und die Kanalisation innerhalb der MA 30 keinerlei Kredite und Sicherheiten mehr benötigen? - Das ist ein Punkt. 

Ein weiterer Punkt: Dass in Wirklichkeit eine große Gefährdung auf die Abwasserversorgung der Stadt Wien zukommt und sich binnen kürzester Zeit herausstellt, dass es sich nicht um so ein super Geschäft handelt, sondern eher um eine Investitions- und Innovationsbremse, zeigt sich, wenn man sich tatsächlich einmal anschaut, was verleast wird und in welcher Art und Weise es verleast wird. Es wird ein System verleast, das System der Abwasserversorgung, und der daraus entstehende Fruchtgenuss. Damit dieses System als wirtschaftliches Eigentum des Trusts, an den tatsächlich verleast wird, anerkannt werden kann, muss es im steuerlichen Eigentum des Trusts stehen.

Um dies gegenüber dem amerikanischen Investor wirklich glaubwürdig darlegen zu können, hat der verleaste Gegenstand, das verleaste System jederzeit instand gehalten zu sein, jederzeit in gleichem Umfang - zumindest in groben Zügen - aufrechterhalten zu werden, und man kann nicht einfach sagen: Gerade bei der Abwasserbeseitigung gibt es neue, innovative Ideen, wir krempeln das System um. Wer weiß, welche Innovationen in den vielfältigsten Bereichen in den letzten 35 Jahren stattgefunden haben, der kann, wenn er möchte, im Kopf durchspielen, welche innovativen Gestaltungsmöglichkeiten es im Bereich der Abwasserversorgung in 20, 25 Jahren geben würde. Davon Gebrauch zu machen, ist nicht möglich, ohne damit einen Vertragsauflösungsgrund gesetzt zu haben! Die Stadt Wien kann zwar, wenn sie in eine neue Abwasserbeseitigung investiert und neue Ideen kreiert, die jetzt vielleicht noch überhaupt nicht vorstellbar sind, aber in 20 Jahren gang und gäbe sein werden, diese umsetzen, nur muss sie das alte System jederzeit betriebsbereit halten und instand halten. Da schaue ich mir dann an, welche Kosten auf die Stadt Wien zukommen - oder ob man nicht sicher ist, nicht felsenfest davon überzeugt ist, dass das eine Innovationsbremse ist!

Sollte sich dann die Stadt Wien entscheiden: okay, wir wollen uns nicht länger geißeln lassen!, dann beträgt der Barwertvorteil, der uns jetzt versprochen wird - in Höhe von 25 Millionen EUR oder 4,5 Prozent des Transaktionsvolumens -, wahrscheinlich gerade 20 Prozent der Pönalzahlungen, die die Stadt Wien an den Trust zu entrichten haben wird. Denn wenn die Stadt Wien eine Vertragsverletzung setzt, dann ist es nicht so, dass man einfach alles rückgängig machen kann, sondern dann ist die Stadt Wien im Sinne des amerikanischen Rechtes natürlich auch schadenersatzpflichtig für den entgangenen steuerlichen Abzugsposten des Investors, und der liegt in der Regel zwischen 20 und 30 Prozent des gesamten Transaktionsvolumens. 35 Jahre sind eine lange Zeit, da kann viel passieren.

Wenn immer wieder davon gesprochen wird, dass es sich in Wirklichkeit um eine Leasing-Transaktion handelt, und die Unterschiede der doppelten Eigentümerschaft gut und gerne hinweggewischt werden, dann stellt sich schon die Frage, warum sich in dem Entwurf, der uns vorliegt und auch im Finanzausschuss vorgelegt wurde, plötzlich das Zitat findet: Bei Ablauf des Mietvertrages wird der Stadt Wien die Option, die Kaufoption angeboten, das eingeräumte Fruchtgenussrecht zu einem bereits bei Vertragsabschluss fixierten Betrag, dem Kaufoptionspreis, zurückzuerwerben. - Wir sollen also heute einen Akt beschließen, in dem drinsteht: Wir kaufen uns etwas, was uns eigentlich gehört!

Sehr geehrter StR Rieder! Sehr geehrte Frau Kossina! Wem gehört es denn jetzt? Verleasen wir etwas? Oder verkaufen wir etwas? Wenn wir etwas verkaufen, ist klar, dass wir es zurückkaufen müssen. Wenn wir tatsächlich nur etwas verleasen, dann ist es vollkommen absurd, etwas zurückzuverkaufen, weil dann der Vertrag irgendwann einmal ausgelaufen ist, und dann gehört es wieder uns. Sie wissen so gut wie ich, dass es sich bei diesem Leasingvertrag de facto um einen Verkauf handelt, bei dem die Stadt Wien die Option hat, nach 35 Jahren mittels Ausübung dieser Kaufoption den zunächst auf 99 Jahre anberaumten Vertrag sozusagen zu saldieren und abzuschließen. Das wissen Sie, und Sie wissen auch, dass die Stadt Wien auf die Kaufoption verzichten kann; Sie wissen außerdem, dass damit dann die Abwasserbeseitigung, die Dienstleistung der Abwasserbeseitigung endgültig an den Trust übergehen würde.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn Sie das nicht wollen, dann sagen Sie das zumindest heute, und stellen wir das per Beschluss fest! Aber es obliegt Ihnen, diesen Antrag einzubringen, weil Sie, wenn nicht Sie es tun, dem sicher nicht zustimmen. Stellen wir fest, dass jedenfalls das Fruchtgenussrecht an der Abwasserbeseitigung im 21. und 22. Bezirk inklusive der davon betroffenen Gebäude zurückgekauft wird. - Oje, das dürfen wir nicht. Die Stadt Wien darf nicht einmal erklären, dass sie beabsichtigt, dies in 35 Jahren zurückzukaufen, weil nämlich, kaum dass die Stadt Wien dies erklärt hätte, die amerikanische Steuerbehörde sagen würde: Das ist ein Scheingeschäft - dann schon!

Wenn man überhaupt die Geschichte von "Lease and lease back" über die letzten Jahre verfolgt, dann ist das ein permanenter Wettlauf der US-amerikanischen Steuerbehörden, die sich in vielen Mitteilungen gegen diese Cross Border Leasing Transaktionen ausgesprochen haben, und der US-Regierung, die sich aus unterschiedlichsten Gründen - sei es aus Subventionsgründen für die eigene Wirtschaft, sei es aus Gründen, die darin liegen, dass sie auch einen Fuß in die Dienstleistungsgesellschaft in Europa setzen will - dafür ausspricht, dass solche Schlupflöcher offen bleiben, sodass dieser Kampf an Komplexitäten und Kleinigkeiten entschieden wird. Ein Beistrich anders gesetzt, und das IRS kann es möglicherweise schon so einstufen, dass es ein Scheingeschäft ist.

Real wissen alle: Es ist ein Scheingeschäft. Es ist ein Scheingeschäft unter Beteiligung amerikanischer Investoren. Es ist ein Scheingeschäft unter Beteiligung von Banken, die ihren Sitz in Steueroasen wie den Cayman-Inseln haben. Es ist ein Scheingeschäft unter Beteiligung der Österreichischen Kommunalkreditbank. Es ist ein Scheingeschäft unter Beteiligung der Stadt Wien. Die Kosten für das Ein-Tages-Geschäft - wie es bei der Gemeinde Wien oft gerne dargestellt wird - trägt zunächst der amerikanische Steuerzahler, und im Laufe von 35 Jahren ein Vielfaches davon die Wiener Bevölkerung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Solche Scheingeschäfte lehnen wir ab. Unserer Meinung nach bedürfte es, bevor so etwas überhaupt nur angedacht wird, neben der deutschen Sprache, neben dem Aufliegen in Österreich, neben der Klärung, wie das Risiko tatsächlich aussieht, auch eines Konzeptes, wie sich die Frau Umweltstadträtin die Abwasserentsorgung in den nächsten 30 Jahren vorstellt. Gibt es so ein Konzept? Haben Sie jemals darüber nachgedacht? Oder denken Sie sich, es ist nicht notwendig, weil Sie in fünf Jahren wahrscheinlich eh nicht mehr hier sitzen, keine Rolle als Stadträtin mehr spielen und die politische Verantwortung ab dem Zeitpunkt aufhört, ab dem Sie nicht mehr da sind?

Selbiges gilt, wenn man den verschiedensten Gerüchten darüber, sich aus der Politik zurückzuziehen, glaubt, auch für den Finanzstadtrat. Ist das wirklich die Überlegung, jetzt geschwind den Gewinn zu lukrieren, und was in 20, 30 Jahren der Fall sein wird, geht mich nichts an? (GR Kurth-Bodo Blind: Das Konzept der Sozialisten!) Was für Probleme wir dann als Stadt Wien dadurch haben, dass möglicherweise Probleme bei der Abwasserbeseitigung auftreten, geht mich nichts an - ist das Ihre Politik? Ist das die Politik, bei der Sie immer sicher sind, dass nichts passiert, und binnen zwei Jahren - wir haben es beim vorigen Tagesordnungspunkt gehört - sind 1,5 Milliarden EUR einfach spurlos verschwunden? (GR Heinz Hufnagl: Sie können Buchwerte und Realwerte nicht unterscheiden!) Ist das Ihre Politik, dass nichts passiert, dass das AKH nie gebaut wurde und deshalb der AKH-Skandal tatsächlich nie da war - ist das Ihre Politik? Oder schaffen Sie mit uns - man kann über politische Entscheidungen unterschiedlicher Meinung sein, das ist ja das Leben in der Politik - zumindest die Grundvoraussetzungen dafür, dass Demokratie wieder ernst genommen wird!

Ich komme daher auf den ursprünglichen Punkt zurück: Übersetzen Sie zunächst einmal den Vertrag auf Deutsch, und reden wir dann weiter. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Aichinger gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben es heute hier mit einem Akt zu tun, den wir vor genau einem Jahr ebenfalls in diesem Gemeinderat bereits beschlossen haben, mit großer Mehrheit, und dies wurde damals auch mit Teilen der GRÜNEN-Fraktion beschlossen. Ich verstehe daher nicht unbedingt den Herrn Dipl Ing Margulies, der sich jetzt vor allem auf die englische Sprache einschießt und glaubt, dass man solche Verträge nicht abschließen kann. 

Meine Damen und Herren! Wir haben, wie gesagt, diese Cross Border Leasing Transaktion bereits voriges Jahr in diesem Hause beschlossen. Meine Fraktion - und vor allem Frau StRin Rothauer - hat damals ganz ausführlich dargelegt, warum wir für diese Variante sind, beziehungsweise hat vor allem dargelegt, dass wir es in einem größeren Kontext sehen möchten, in dem ganz einfach über verschiedene Finanzierungsmöglichkeiten für neue Projekte innerhalb der Gemeinde diskutiert werden sollte. Sie hat auch angeführt, dass andere Finanzierungsmöglichkeiten diskutiert werden sollten - ich darf sie nur stichwortartig nennen - wie etwa Public Private Partnership oder auch Privatisierung in verschiedenen Bereichen, etwa Firmenbeteiligungen, die, nehmen wir an, die Gemeinde nicht braucht - im nächsten Tagesordnungspunkt werden hier von der Mehrheit heute ebenfalls ähnliche Dinge beschlossen werden -, oder dass Widmungsgewinne oder Widmungsvorteile mit Privaten hier zu weiteren Finanzierungen ermöglicht werden sollen. 

Meine Damen und Herren! Ich darf vielleicht ganz kurz eingehen auf den Akt vom Jahr 2002 im Vergleich zum Akt von 2003, der sich ein bisschen verändert hat. Ich möchte vor allem darauf hinweisen, dass im Akt 2002 dringestanden ist, dass eine Finanzierungsvariante gewählt beziehungsweise vorgeschlagen wird, wodurch man weiter investiert. Ich darf daher an dieser Stelle gleich anfügen, dass wir diese Finanzierungsvariante nicht als Budgetsanierung sehen, wie mein Vorredner unter Umständen gemeint hat, sondern es ist eine Finanzierungsvariante zur Weiterfinanzierung in dieses Kanalsystem, wie dies im Akt voriges Jahr vorgelegt wurde, dass noch zirka 140 Millionen EUR, nehmen wir an, in diesem Kanalsystem notwendig wären.

Es ist auch von einer anderen Summe die Rede gewesen, von einem Transaktionsvolumen von über 700 Millionen EUR, und es ist uns auch ein Netto-Barwertvorteil von über 7 Prozent vorgestellt worden, was ungefähr einen Netto-Barwertvorteil von umgerechnet 55 Milliarden EUR ergeben hätte, und das wäre eben eine Zusatzfinanzierung gewesen, um dies zu bauen. Natürlich ist 2002 auch dringestanden, dass das Werte sind, die der Magistrat mit seinen Beratern und Mitarbeitern errechnet hat. Es sind damals auch bereits Untergrenzen dringestanden: Man will nicht unter 500 Millionen EUR gehen, und man geht nicht unter 4,5 Prozent.

Im jetzigen Akt ist es so weit, dass abgeschlossen werden soll, sodass es bei diesen 500 Millionen US-Dollar - das sind nicht ganz 500 Millionen EUR - mit 4,5 Prozent zu einem Netto-Barwertvorteil kommen sollte, was ungefähr 25 bis 30 Milliarden EUR ergeben sollte.

Meine Damen und Herren! Eines steht fest, dieses Vertragswerk ist sehr, sehr kompliziert. Es wird nicht zum ersten Mal angewendet, auch nicht in Österreich. Es ist daher auch eine Sache des Vertrauens in den Magistrat beziehungsweise die Mitarbeiter des Magistrats, dass das ordentliche Verträge sind. Es ist aber auch so, dass es eine politische Verantwortung gibt, und diese wird die Stadtregierung natürlich tragen müssen, wenn es in diesem Zusammenhang zu Malversationen kommt. Denn die Opposition war in diesen Verhandlungen kein gleichberechtigter Partner, weil die Auskünfte nicht entsprechend vorgelegen sind. 

Meine Damen und Herren! Für uns, die ÖVP, gibt es aber Kriterien, wonach wir dieser Cross Border Leasing Transaktion zustimmen. Das eine ist, es muss immer wieder eine politische Diskussion geben. Gibt es Finanzierungsmöglichkeiten neben der normalen Budgeterstellung? Es muss Transparenz geben. Es darf nicht zur Budgetsanierung verwendet werden, sondern es muss für weitere Informationen genommen werden. Und, meine Damen und Herren - auch das ist immer nötig -, es muss über Endergebnisse berichtet werden, darüber, was nach diesem Closing herauskommen wird. Ich glaube, dann ist es eine Möglichkeit, hier weiter zu investieren und für die Stadt etwas zu erledigen. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Schmalenberg gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Lassen Sie sich heute zu einer kurzen Zeitreise mitnehmen, drehen wir die Uhr nur um einige Tage nach vor. In wenigen Tagen wird hier unten auf dem Rathausplatz eine große Bühne aufgebaut sein. Es wird alles mit roten Nelken festlich geschmückt sein, und der eine oder andere von Ihnen wird im Sternmarsch auf den Rathausplatz zumarschieren (GRin Mag Sonja Wehsely: Geschlossen!), um den Lehrmeister der ganz reinen sozialdemokratischen Lehre zu hören. Ich meine nicht den Herrn Gusenbauer, der Ihnen vielleicht etwas von einem tollen Rotwein-Jahrgang 2002 erzählen kann, sondern ich meine selbstverständlich unseren Herrn Bürgermeister. Es werden rote Taschentüchlein geschwenkt werden, und Sie werden hören, wie Ihnen der Herr Bürgermeister erklären wird, dass das Schlimmste in Österreich die Freiheitlichen sind und dass das Schlimmste auf der Welt, global gesehen, der Neoliberalismus ist. (GRin Mag Sonja Wehsely: So wichtig seid ihr nicht, dass er über euch redet! Die Zeit ist vorüber!) 

Noch ein Wort werden Sie hören, ein Wort, mit dem viele von uns vielleicht gar nicht viel anfangen können, nämlich das Wort "Shareholder Value".

Aber kommen wir mit der Zeitmaschine wieder zurück hierher in die 27. Sitzung des Wiener Gemeinderats zur Postnummer 48. Hier geht es heute auch um Neoliberalismus und um Shareholder Value. Neoliberal ist es nämlich, wenn man den Bürgern jenseits der Donau den Kanal unterm Haus wegverkauft, damit eine Gesellschaft in den USA, die extra für den Kanalkauf gegründet wurde, für ihre Gesellschafter einen ordentlichen Shareholder Value einfahren kann. Genau das, meine Damen und Herren, ist das Spannungsfeld, in dem sich die Wiener SPÖ befindet: zwischen sozialdemokratischem Anspruch und neoliberaler Realität. 

Die Frage, wie man möglichst schnell an möglichst viel Geld kommen kann, gibt es ja seit Menschengedenken; der Gedanke, dafür die eigene Stadt zu verkaufen, ist allerdings ziemlich neu. "Cross Border Leasing", so heißt das Zauberwort, das die leeren Kassen füllen soll, und das amerikanische Steuerrecht macht es möglich, dass die Euro-Millionen gleichsam vom Himmel fallen. Da ist man doch bereit, den sozialistischen Anspruch kurz beiseite zu schieben, und hat kurzerhand das Kanalnetz im 21. und 22. Bezirk verleast. Warum gerade der 21. und 22. Bezirk drangekommen sind, das konnten wir bis jetzt noch nicht klären. Vielleicht können Sie uns das auch in dieser Sitzung sagen. (GR Heinz Hufnagl: Weil dort das Kanalnetz noch vervollständigt werden muss, wenn Sie sich ein bisschen umschauen!)

Wie sehen Cross-Border-Leasing-Transaktionen aus? - Im Grunde genommen handelt es sich dabei um zwei Rechtsgeschäfte: Das erste ist die Übereignung des Eigentums - die Stadt Wien übergibt also das Kanalnetz an einen amerikanischen Investor -, und gleichzeitig erfolgt die Rückmietung von diesem Investor. Der US-Investor streicht einen Steuervorteil ein, von dem er einen gewissen Prozentsatz an die Stadt Wien weitergibt. 

Was auf den ersten Blick genial und einfach klingt und was für die Stadt einen dringend benötigten Geldsegen erhoffen lässt, ist bei genauem Hinsehen mit erheblichen Risken behaftet. Für mich ist diese Art von Transaktion ein juristisches und damit auch ein politisches Lotteriespiel, und ich sehe an Ihren Gesichtern und weiß aus der Diskussion im Umweltausschuss, dass auch Ihnen von den Sozialdemokraten dieser Umstand sehr wohl bewusst ist, denn auch für jeden Einzelnen von Ihnen sind die Risken dieser Art von Transaktionen unkalkulierbar. Sie haben nicht umsonst ein Wirtschaftstreuhänder-Unternehmen beauftragt, diese Geschäfte zu prüfen. Mit Erstaunen habe ich in der gestrigen "Presse" gelesen, dass selbst dieses Prüfungsunternehmen einräumt, dass die Stadt Wien Risken hat - welche Risken das sind, wird nicht angeführt -, wobei es heißt, dass diese gut abgesichert seien. Wie die Risken abgesichert sind, darauf wird auch nicht eingegangen.

Ich will Ihnen die Risken, die aus meiner Sicht und aus der Sicht meiner Fraktion bestehen, im Folgenden kurz aufzählen:

Befremdlich ist für uns erstens der Umstand, dass mit Abschluss dieses Vertrags amerikanisches Recht anzuwenden ist, dass amerikanische Gerichte zuständig sind und dass das ein Faktum ist, das nicht verhandelbar ist. Mein Vertrauen in die amerikanische Rechtsprechung hält sich eher in Grenzen. 

Der zweite Punkt ist, dass diese Verträge, die in diesem Fall ungefähr 700 Seiten umfassen - meistens sind sie aber noch dicker -, in Englisch verfasst und geheim sind. Ich kann jetzt schon sagen: Wir werden dem Antrag der GRÜNEN zustimmen, dass diese Verträge auch in Deutsch aufzulegen sind. - Wenn wir Freiheitliche diesen Antrag eingebracht hätten, hätten Sie von den GRÜNEN wahrscheinlich nicht zugestimmt. Aber wie auch immer: Uns geht es um die Sache. Wichtig ist, dass jeder, der darüber abstimmen soll, die Materie versteht.

Der dritte Punkt ist die lange Laufzeit. Diese Verträge werden über mehrere Jahrzehnte abgeschlossen, und die langfristige Entwicklung der Rechtslage ist heute überhaupt nicht abschätzbar - für keinen von uns hier im Saal. Die Steuergesetzgebung in Amerika kann sich von heute auf morgen ändern, und die amerikanische Steuerbehörde hat schon wiederholt angekündigt, solche Arten von Transaktionen zu unterbinden, und zwar mit der Begründung, dass solchen Geschäften die ökonomische Substanz fehlt.

Ich bin der Meinung, sehr geehrte Damen und Herren, Wien hat genug Probleme. Für finanzpolitische Experimente, für Geschäfte, denen die ökonomische Substanz fehlt, besteht wirklich kein Bedarf! 

Wenngleich Bgm Häupl so gerne den Neoliberalismus verdammt – und dies durchaus zu Recht, würde ich sagen, denn niemand von uns möchte etwa ein englisches Gesundheitssystem, und wir sind auch zu Recht entsetzt darüber, dass das Schienennetz in England verkauft wurde und jetzt wieder mühsam zurückerworben werden muss -, tappt die SPÖ hier nicht nur in eine Falle klassischer neoliberaler Politik, sondern man stiehlt sich dabei auch locker aus der Verantwortung für die Daseinsvorsorge. Die Daseinsvorsorge ist etwas, dessen Sicherung die Aufgabe eines Politikers ist. Er hat dafür zu sorgen, dass lebensnotwendige Einrichtungen wie die Wasserversorgung, aber auch die Abwasserentsorgung für die Bürgerinnen und Bürger der Stadt sichergestellt sind. (Beifall bei der FPÖ.) 

Befremdlich ist auch die gesamte Vorgehensweise rund um dieses Aktenstück, und das verstärkt meinen Eindruck, dass auch Sie sich bei diesem Tagesordnungspunkt nicht sehr wohl in Ihrer Haut fühlen. Die Verträge lagen, wie schon erwähnt, bei der Akteneinsicht nicht auf. Stattdessen wurde uns ein fünfseitiges Papier ausgehändigt, das äußerst dürftige Informationen enthielt, gerade über die Grundzüge der Transaktion. Es waren keine Angaben über das Volumen beziehungsweise über den Betrag, den die Stadt erhält, vorhanden. Es wurde mit keiner Silbe angesprochen, welche Kanzlei die Verträge ausgearbeitet hat, welche Art von Prüfung erfolgt ist, durch wen, was die Prüfung gekostet hat et cetera. Als wir das im Ausschuss urgiert haben, wurde uns mitgeteilt, wir könnten die Verträge in der MA 2 einsehen, aber kopiert werden dürften sie nicht.

Sehr geehrte Damen und Herren! Laut Geschäftsordnung ist vorgesehen, dass die Gemeinderäte das Recht haben, die Aktenstücke bei der Akteneinsicht einzusehen und auch Ablichtungen und Abschriften davon herzustellen. 

Wir haben daraufhin an den Gemeinderatsvorsitzenden das Ansuchen gerichtet, dass diese Verträge abgelichtet werden dürfen, und haben bis heute leider keine Antwort erhalten. Ich denke, das ist auch eine Vorgehensweise, die dieses Hauses nicht würdig ist.

Ich möchte noch einmal kurz auf die verantwortungsvolle Aufgabe der Sicherung der Daseinsvorsorge zurückkommen. Wir haben in der Ausschusssitzung die Frage angesprochen, ob man, wenn diese Cross-Border-Leasing-Transaktionen so ungefährlich sind und man überhaupt keine Bedenken haben muss und das wirklich ein Geschäft ist, bei dem es nur Vorteile gibt, dann nicht auch die Einrichtungen der Hochquellwasserleitungen verleasen könnte. Ich habe Frau StRin Kossina gefragt, ob sie das plant, und sie war ganz entsetzt und hat sofort abgewunken und gesagt, die Einrichtungen der Wasserversorgung, die Rohre der Hochquellwasserleitungen, die Pumpstationen et cetera würden keinesfalls cross-border-verleast, das stünde überhaupt nicht zur Diskussion. Und Herr GR Hufnagl hat mir etwas brüskiert den Gesetzestext zitiert, mit dem wir vor einiger Zeit die Einrichtungen der Wasserversorgung unter Verfassungsschutz gestellt haben. 

Ich möchte Ihnen hier und heute in dieser Gemeinderatssitzung noch einmal die Frage stellen: Wenn Cross Border Leasing so ungefährlich ist, warum dann eigentlich nicht auch die Wasserversorgung verleasen?

Wir haben - Gott sei Dank, muss man im Nachhinein sagen - diese Wasserversorgungseinrichtungen unter Verfassungsschutz gestellt, natürlich auch mit unseren Stimmen. Wir waren uns damals noch gar nicht bewusst, wie wichtig das sein wird und wie wichtig dieser Beschluss war, denn damals haben auch die Sozialdemokraten mitbeschlossen, die Wasserversorgung der Stadt Wien vor dem Ausverkauf durch eine sozialdemokratische Stadtregierung zu schützen. (Beifall bei der FPÖ.)

Wie schon gesagt: Nicht nur die Versorgung mit frischem Wasser ist wichtig, sondern auch die Entsorgung von Abwasser ist ganz besonders wichtig für die Infrastruktur einer Stadt. Wir wollen daher in der morgigen Landtagssitzung einen Antrag einbringen, der auch die Abwasserentsorgungsanlagen der Stadt durch eine Zweidrittelmehrheit schützen soll. Wir fordern in diesem Antrag, den wir morgen einbringen werden, dass die bestehende Wiener Abwasserentsorgung durch städtische Abwasserentsorgungsanlagen keine Verringerung erfahren darf und dass zu einem Beschluss des Gemeinderats über die Veräußerung von Liegenschaften oder Anlagen der Gemeinde, die der Wiener Abwasserentsorgung dienen oder für diese sonst von wesentlicher Bedeutung sind, eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen erforderlich ist. Dies soll auch für sonstige Verfügungen, die im Ergebnis einer Veräußerung gleich oder ähnlich sind, gelten. In formeller Hinsicht werden wir die Zuweisung dieses Antrags an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe für Umwelt beantragen. (Beifall bei der FPÖ.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Freiheitliche Partei lehnt Spekulationsgeschäfte mit öffentlichem Gut ab. Werden auch Sie sich des Unterschieds, der zwischen einer Kommune und einem Unternehmen besteht, bewusst und nehmen Sie Abstand davon, lebensnotwendige Einrichtungen zu verkaufen! Werden Sie von der Sozialdemokratie Ihrem sozialdemokratischen Anspruch und den Bedürfnissen der Steuerzahler wieder gerecht, denn sonst müssen unsere Kinder und Enkelkinder in 30 oder 35 Jahren das Kanalnetz wieder zurückkaufen, und das ist sicher nicht im Sinne der Generation, die dieses Kanalnetz bezahlt und aufgebaut hat, im Sinne der Steuerzahler, mit deren Steuergeld diese Einrichtungen errichtet wurden! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Wutzlhofer. Ich erteile es ihm.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Cross-Border-Leasing-Projekt bringt im konkreten Fall der Stadt Wien zirka 30 Millionen EUR an Nettobarwertvorteil und darüber hinaus 121 Millionen EUR als so genannte echte Finanzierung - das ist eine Art Kredit. 

Was wird die Stadt Wien, was werden wir mit diesem Geld machen? - Wir werden das Wiener Kanalnetz ausbauen. Die Stadt Wien hat derzeit mit 98,5 Prozent der Bevölkerung - sofern ich diese Zahl richtig im Kopf habe -, die an das Kanalnetz angeschlossen sind, eine absolute Spitzenreiterrolle inne, was das Kanalnetz betrifft. In 15 Jahren wird - und dafür setzen wir auch dieses Geld ein - kein einziges Haus in Wien mehr eine Senkgrube haben. Weiters werden wir mit diesem Geld die Wasseraufbereitungsanlage Kleehäufel finanzieren. Das ist eine große Investition in die Erhaltung der Umwelt, aber natürlich auch eine Ankurbelung der Wirtschaft und eine Investition in Arbeitsplätze. Ich bin der Meinung, dass das gerade jetzt sehr notwendig ist, weil die Bundesregierung zwar den Leuten Geld aus der Tasche zieht, aber genau das, nämlich auf der anderen Seite in die Wirtschaft investieren, nicht tut. (Beifall bei der SPÖ.)

Natürlich - und darauf haben meine Vorredner hingewiesen - steckt hinter dem Ganzen eine sehr komplexe Vertragskonstruktion - "einfach so" bekommen wir das Geld nicht -, und auf Grund dessen zahlt es sich nicht nur aus, sondern es ist absolut notwendig, über diese Sache zu diskutieren, Chancen und Risken abzuwägen und sich dieses Konstrukt auch konkret anzuschauen. Ich glaube nur - das sei gleich vorweg gesagt -, dass es Aufgabe des Gemeinderats ist, die Bevölkerung zu informieren und sie auch dann, wenn es um eine komplexe Materie geht, über die Wahrheiten und die Fakten, die im Zusammenhang damit bestehen, zu informieren, und ich finde es sehr schade, dass das nicht alle so sehen und dass da bewusst Falschmeldungen hinausposaunt werden, um, so wie auch in vielen anderen Politikfeldern, Angstmacherei zu betreiben. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Hast du ihn schon übersetzt, den Vertrag, oder gelesen?) - Lass mich einfach weiterreden, okay? Ich werde dann auch auf solche negative Punkte eingehen. 

Nun zu den Fakten. Was ist das Cross Border Leasing? - Ich darf das, da ja auch meine Vorredner bereits darauf eingegangen sind, nur kurz umreißen: Die Stadt Wien vermietet sozusagen den Fruchtgenuss, also das Nutzungsrecht der Kanalanlagen im 21. und 22. Bezirk an einen US-Investor, die John Hancock Company - diese ist der größte Versicherungsdienstleister in den USA -, und zwar für die Dauer von 99 Jahren. Parallel dazu schließt die Stadt Wien mit diesem Investor einen Untermietvertrag für die Dauer von 35 Jahren ab und mietet dieses Nutzungsrecht wieder zurück. Alles, was in diese Transaktion einfließt, also erstens die Mietvorauszahlung des Investors für 99 Jahre inklusive Transaktionskosten, kommt auf das Konto eines eigens dafür eingerichteten Trusts und auch die Stadt Wien zahlt das Geld für die Untermiete inklusive das Geld für diesen Early Buyout nach 35 Jahren auf ein Konto. Zwischen der Höhe dieser Zahlungen gibt es einen Unterschied, das ist der Nettobarwertvorteil - ich habe schon erwähnt, wie groß dieser ungefähr ist. Auf jeden Fall kauft die Stadt Wien nach 35 Jahren das Ganze wieder zurück - das ist im Vertrag fest geregelt -, und die Stadt Wien behält das Nutzungsrecht.

Dass da jetzt plötzlich so viel Geld hin- und hergeschoben werden kann und dabei ein Gewinn entsteht, liegt am US-amerikanischen Steuerrecht. Der Staat USA hat eine Steuergesetzgebung, die Investitionen in relativ hohem Ausmaß fördert - und damit natürlich Superreiche begünstigt, das ist überhaupt keine Frage -: Die zahlen 10 Milliarden US-Dollar pro Jahr nur an Investitionsförderung aus! Das heißt, wenn irgendwo ein großes Unternehmen investiert, dann kann diese Investition mehr oder weniger von der Steuer abgesetzt werden. Der Gewinn – der nämlich dann entsteht, wenn die Stadt Wien das wieder zurückkauft -, der fällt erst später an, und dazwischen gibt es einen Zinsgewinn. Ungefähr so setzt sich also das Geld, das da im Raum steht, zusammen. Und diesen Gewinn teilt sich die Stadt Wien mit dem US-Investor. 

Ich möchte nun auf einige der geäußerten Kritikpunkte auf der einen Seite und, so würde ich sagen, Falschmeldungen auf der anderen Seite konkret eingehen. Es gab bereits im Vorfeld der Gemeinderatssitzung ziemlich viele solche Meldungen. Die Kollegen Schmalenberg und Blind haben sogar eine Pressekonferenz abgehalten und dabei von vielen nebulosen Dingen gesprochen, die da im Raum stehen: Die Vertragsbedingungen sind unbekannt, der exakte Nettobarwertvorteil wird erst bei beziehungsweise unmittelbar nach Vertragsabschluss bestimmt. Was passiert, wenn dieser Investor in Konkurs geht? Was passiert, wenn die US-Behörden das Steuerschlupfloch schließen? Und schließlich sei die Pest im Mittelalter ja auch vom desolaten Abwassernetz ausgegangen!

Also das sind sicher Dinge, auf die man nicht näher einzugehen braucht. Die Pest wird es nicht geben. Aber ich werde das auch noch erklären, Herr Kollege Blind, warum das mit der Pest nicht so ist. 

Zu den Vertragsbedingungen, die unbekannt sind: Es stimmt zweifelsohne, dass es hier um ein riesiges Vertragswerk geht, das auf Englisch vorliegt und schwer zu lesen ist. Was aber jene Dinge betrifft, die da jetzt im Raum gestanden sind, so darf ich schon grundsätzlich darauf hinweisen, dass sowohl in meinem Ausschuss, dem Umweltausschuss, als auch im Finanzausschuss meines Wissens dezidiert die Möglichkeit angeboten wurde, sich diesen Vertrag anzuschauen, diesen Vertrag durchzuarbeiten. Jeder von Ihnen weiß, dass man einen Vertrag aus Vertraulichkeitsgründen nicht einfach kopieren und verteilen kann. Es ist selbstverständlich die Pflicht, über die Inhalte des Vertrags zu informieren, und es wird auch nach Abschluss dann ein Summary auf Deutsch geben, das, glaube ich, etwa 30 bis 50 Seiten umfassen wird und das alle Rechtsanwälte, die beteiligt sind, auch unterzeichnen werden und dafür haften. Die Inhalte des Vertrags werden dann also auch auf Deutsch nachvollziehbar auf dem Tisch liegen.

Jetzt noch eine Bemerkung zu den "1 500 Seiten": Es ist grundsätzlich so, dass der Vertrag – apropos "lesen"; Kollege Margulies ist jetzt leider nicht mehr im Saal – a) zu einem großen Teil aus Beschreibungen dessen besteht, was darin eigentlich enthalten ist, also der Leistungen, die die Stadt Wien einbringt, b) zu einem weiteren großen Teil aus Verträgen, die Dritte in diesem Zusammenhang abgeschlossen haben, und schließlich aus dem eigentlichen Vertragswerk des Cross Border Leasings. Dieser letztgenannte Teil umfasst dann meines Wissens nur mehr etwa 100 bis 150 Seiten, ist also durchaus etwas, was man lesen kann, zum Beispiel auch indem man sich einmal einen Nachmittag lang Zeit nimmt und sich im Stadtratbüro diesen Akt anschaut, der ja immer wieder, wie auch angeboten worden ist, hiefür zur Verfügung gestanden wäre.

Ein weiterer Punkt in dieser Pressekonferenz lautete: Nettobarwertvorteil erst unmittelbar nach Vertragsabschluss. – Ja, das ist klar, denn es gibt unterschiedliche Währungen, und da gibt es natürlich einen Wechselkurs, und der Nettobarwertvorteil hängt von diesem Wechselkurs ab. Es wird unmittelbar nach Vertragsabschluss in die unterschiedlichen Banken, die ich schon erwähnt habe, gezahlt, und insofern kann man auch erst unmittelbar nach Vertragsabschluss schauen, wie der Wechselkurs ist. Das wird also nicht früher gehen, tut mir Leid.

Weiters wurde die Frage gestellt: Was passiert, wenn der Investor in Konkurs geht? - Nun, da passiert ehrlich gesagt nichts. Das ist natürlich traurig für John Hancock Company und für deren Versicherungsnehmer - das ist überhaupt keine Frage -, aber in unserem Fall passiert nichts, denn der Investor richtet einen Trust ein – das ist so etwas Ähnliches wie eine Stiftung -, in dem das gesamte Geld, das er für die Mietvorauszahlung und die Transaktionskosten braucht, enthalten ist und der nur zum Zweck der Abwicklung dieser Transaktion besteht. Das heißt, dieser Trust ist konkurssicher, und wenn der Investor "baden geht", dann bleibt noch immer dieser Trust bestehen, der das alles abwickelt. Also auch da gibt es nicht unbedingt ein großes Problem.

Sie haben gesagt, die Kommunen geben wichtige Anlagen der Daseinsvorsorge aus der Hand und wir nehmen den Bürgerinnen und Bürgern das weg. - Dazu muss man sagen: Es befindet sich das zivilrechtliche Eigentum und die operative Verfügungsgewalt nach wie vor in den Händen der Stadt Wien. Dass das in zwei Staaten vorkommt, das ist sicher missverständlich aufgenommen worden. Es ist durchaus üblich, dass es einerseits ein zivilrechtliches Eigentum gibt und parallel dazu ein wirtschaftliches Eigentum, von dem es abhängt, wo etwas in die Steuer eingerechnet wird. Das gibt es auch in anderen Leasingverträgen, und das ist auch in diesem Fall so. Was aber feststeht, ist, dass es keinen Einfluss des US-Investors auf Betriebsführung, Investitionen und Gebührenhöhe in den ersten 35 Jahren gibt – und dann kauft man das alles zurück. Das ist eigentlich relativ klar: Erst nach diesen 35 Jahren entstünde ein Dienstleistungsvertrag zwischen der Stadt Wien und dem Investor. Dann müsste nämlich dieser Investor die Abwasserentsorgung übernehmen, und die Stadt Wien müsste dafür zahlen - keine Frage. Das wird aber nicht geschehen, weil das zurückgekauft wird. Und selbst wenn das so wäre, gäbe es eine Abwasserentsorgung. - Ich verstehe dieses Argument also nicht ganz. (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist es ja leider!)

Vom Kollegen Margulies ist der Einwand gekommen, das Cross Border Leasing wirke sich innovationshemmend aus. - Es stimmt, dass die Stadt Wien sich natürlich, wenn sie diese Dinge in den Vertrag einbringt, zur Instandhaltung verpflichtet. Das ist sogar ganz explizit festgelegt: Die Stadt Wien muss diese Dinge instandhalten. - Deshalb ist übrigens die Pest ausgeschlossen, denn wir müssen das instandhalten, sonst haben wir ein ziemliches Problem mit dem Vertragspartner. - Es ist aber durch die vertragliche Gestaltung durchaus möglich, am Stand der Technik sozusagen Anpassungen vorzunehmen. Es ist sogar möglich, Teile - zum Beispiel ein Kanalnetz in einem bestimmten Teilbezirk - stillzulegen, so es theoretisch möglich ist, das bei Vertragsschluss wieder in Betrieb zu nehmen. Weder Eigentum noch Nutzung gehen an den Trust - das habe ich schon erwähnt. Es ist sogar so, dass sich, wenn technische Neuerungen vorgenommen werden – angenommen, wir wollen jetzt im 21. oder 22. Bezirk das Kanalnetz verbessern -, der Wert erhöht, und das ist ja in einem solchen Zusammenhang durchaus gern gesehen. - Also innovationshemmend ist diese Transaktion meines Erachtens auch nicht.

In Ihrer Pressekonferenz stellten Sie weiters die Frage: Was passiert etwa, wenn die US-Behörden das Steuerschlupfloch schließen? – Ich habe schon erwähnt – beziehungsweise ich habe es noch nicht erwähnt -, dass dieser Trust für etwaige Änderungen im Steuersystem haftet. Das heißt: Wenn sich irgendetwas verändert, wenn die US-Behörden das Steuerrecht ändern, dann zahlt die potentiellen Schäden, die daraus entstehen, dieser Trust. 

Eines möchte ich allerdings schon feststellen - das haben gerade Sie im Rahmen Ihrer Kritik am Neoliberalismus zu erwähnen vergessen -: Es handelt sich da um kein "Steuerschlupfloch", sondern das ist genau die Politik der USA, die wollen das so! Das läuft unter der Aufsicht der US-Steuerbehörde ab, die Tipps abgibt, wie man das richtig macht. Deswegen gibt es auch keine "lease-in lease-out"-Optionen mehr, sondern jetzt ist es die "Lease ... " - was auch immer "Fruchtgenuss" auf Englisch betrifft (GR Dipl Ing Martin Margulies: US-Lease Service Contract!) – danke! -, weil das IRS diese Vorgangsweise a) duldet und b) konkrete Anweisungen dafür gibt. Das ist also kein Schlupfloch, sondern die wollen das so. Die wollen Großinvestoren fördern, das ist genau die Politik der Regierung Bush und war, ehrlich gesagt, auch die Politik der USA in den vergangenen Jahren. Also "Schlupfloch" - nein! Aber selbst wenn das Steuerrecht diesbezüglich geändert wird, zahlt die potentiellen Schäden der Trust.

Was zum Stichwort "Pest" zu sagen ist, habe ich schon gesagt. 

Nun zu Ihrer Frage: Was geschieht, wenn das Abwassersystem zerstört wird? – Es gibt natürlich – diese Frage wurde hier schon von irgendjemandem angesprochen - Schadenersatz, wenn da irgendetwas verändert wird. Wenn jedoch das ganze Kanalnetz zerstört wird – durch ein Erdbeben, einen Vulkanausbruch oder ein sonstiges Ereignis -, dann muss man das Ganze natürlich neu aufbauen, weil es ja in dem Vertrag enthalten ist, und dann geht der Vertrag ganz normal weiter. Da möchte ich Sie jetzt aber ernsthaft fragen: Würden wir das nicht auch sonst neu aufbauen müssen? Angenommen, das ganze Abwassersystem wird zerstört: Da nehme ich schon an, dass die Stadt Wien das wieder aufbauen müsste!

Es gibt natürlich auch sehr ernst zu nehmende moralische Bedenken, die von den verschiedensten Seiten geäußert wurden, im Zusammenhang mit dieser Frage. Ich habe schon erwähnt, dass das US-Steuersystem Superreiche begünstigt - keine Frage -, und es sieht relativ wenig Unterstützung, weil das auch über das Steuersystem nicht wirklich möglich ist, für sozial Schwächere vor. Die USA betreiben nicht zuletzt auch im Rahmen der GATS-Verhandlungen eine aktive Deregulierungs- und Liberalisierungspolitik, die meines Erachtens vor allem akute Auswirkungen in der Dritten Welt haben wird, aber zweifellos auch in Europa eine Bedrohung für das Engagement des Staates in der Daseinsvorsorge darstellt. Beides ist abzulehnen, nur: Ich wüsste nicht, was das Engagement der Stadt Wien, im konkreten Fall Cross Border Leasing, daran ändern könnte. Es gibt als Akteure die US-Regierung, die dieses Steuersystem schafft. Die kann das wieder abschaffen, und – auch das ist überhaupt keine Frage - man kann auf die US-Regierung Druck ausüben. Aber diese Investitionsförderung in der Höhe von 10 Milliarden US-Dollar im Jahr schütten die einfach für Großinvestoren aus, übrigens auch in der Rüstungsindustrie. Wenn wir das nicht machen, dann schütten sie dieses Geld trotzdem aus, nur eben für andere Großinvestoren. Auch ich hege große Zweifel an der Richtigkeit einer solchen Steuerpolitik, nur: Es ändert nichts daran, ob wir das machen oder nicht. 

Am Schluss bleibt für mich an Realem, worüber es in diesem Akt geht, Folgendes: Wir erhalten ungefähr 150 Millionen EUR an Mitteln für Investitionen. Wir investieren dieses Geld in den Umweltschutz, dadurch wird die Wirtschaft angekurbelt und es gibt Arbeitsplätze. Die Risiken sind für mich klar erkennbar und meines Erachtens auch für die Stadt klar beherrschbar.

Ich habe es schon einmal erwähnt: Während die Bundesregierung den Leuten a) Geld aus der Tasche zieht, tut sie b) nichts für die Wirtschaft und für die Ar-beitsplätze. Wir in Wien hingegen schaffen Investitionen, ohne den Leuten Geld aus der Tasche zu ziehen, indem wir intelligente Finanzierungsmöglichkeiten ausschöpfen. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Gerstl: ...! Dank Amerika!)

Dieses Geschäft ist daher aus meiner Sicht nicht riskant und nicht nebulos, es bedeutet auch keine Gefahr für die Bürger und kein Aus-der-Hand-Geben der Daseinsvorsorge. Es ist eine Investition in die Wirtschaft und es kommt den Wiener Bürgerinnen und Bürgern zugute. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr amtsf StR Dr Sepp Rieder. Ich erteile es ihm.

VBgm amtsf StR Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich wollte mich eigentlich erst am Schluss der Debatte zu diesem Tagesordnungspunkt zum Wort melden, tue das aber dennoch bereits jetzt, um einen Punkt gleich vorweg auszuräumen: Natürlich ist es völlig richtig, dass sich der Gemeinderat, wenn er um die Zustimmung zu Verträgen ersucht wird, auch in der der Stadtverfassung entsprechenden Form vom Inhalt der Verträge Kenntnis verschaffen können soll, und das setzt nicht unbedingt voraus, dass jeder von uns über perfekte Englischkenntnisse, noch dazu in einer rechtsorientierten Materie – da geht es ja um eine Vielzahl komplexer Zusammenhänge –, verfügen muss. Daher stimme ich im Prinzip zu, dass wir in Zukunft - die Betonung liegt jetzt auf "in Zukunft" - diesen Aspekt berücksichtigen werden, und ich werde dafür sorgen - im Wesentlichen betrifft es ja meine Geschäftsgruppe -, dass wir darauf achten werden, dass, auch wenn es eine Menge Geld kostet und auch wenn es möglicherweise nur von einem geringen Teil der Mitglieder des Gemeinderats in Anspruch genommen wird, die entsprechende Möglichkeit hiefür geschaffen wird.

Was den konkreten Anlass betrifft, so möchte ich nur auf Folgendes hinweisen: Nach der Sitzung des Finanzausschusses hat Herr Dr Kramhöller, der zuständige Abteilungsleiter, die Möglichkeit angeboten - und das ist den Fraktionen übermittelt worden -, sich direkt mit ihm in Verbindung zu setzen und auch Fragen mit ihm zu besprechen, und zwar anhand der Texte. Es ging also nicht nur darum, das Vertragswerk zur Einsicht zu überlassen und darüber Auskunft zu geben, wo man bestimmte Punkte in dem Konvolut der Vertragsbestimmungen findet, sondern es wurde angeboten, wenn es wichtige Themen und Fragestellungen gibt, diese direkt anhand des Vertragswerks zu besprechen. Das ist übrigens auch die Vorgangsweise gewesen, die man, wie ich gehört habe, 1998 hier im Gemeinderat eingehalten hat, als es um das Cross Border Leasing der Wiener Linien gegangen ist, wo ebenfalls diese Diskussion geführt hätte werden können und wo - jetzt sage ich es einmal salopp - die GRÜNEN noch nicht diese moralischen Bedenken hatten, weil sie damals diesem Cross Border Leasing auch zugestimmt haben. (GR Heinz Hufnagl: Der "Messias" Margulies war noch nicht auf der Welt!)

Ich wollte damit sagen: Das war der Grund, warum wir diese Vorgangsweise gewählt haben. Ich räume aber ein, dass es nicht absolut korrekt gewesen ist, und daher werden wir in Zukunft die von mir erwähnte andere Vorgangsweise wählen.

Zum Inhalt selbst: Die hier geführte Diskussion kommt nicht überraschend. Zum Teil spiegelt sie eine Diskussion wider, die in zwei westlichen Bundesländern geführt wird, dort allerdings vor dem Hintergrund eines sich möglicherweise anbahnenden Wahlkampfes, nämlich in Salzburg zwischen dem Landeshauptmann und dem Bürgermeister von Salzburg. Aber im Allgemeinen muss man für Österreich einmal das feststellen, was auch ein in diesem Bereich tätiger Experte immer wieder bestätigt: Der österreichische Markt ist für Cross Border Leasing besonders gesucht, und zwar deshalb, weil Österreich das Triple-A-Ranking für sich in Anspruch nehmen kann, weil wir eine gesicherte, stabile Rechtslage haben und weil auch die steuerrechtlichen Rahmenbedingungen passen und vor allem - was auch wichtig ist – weil sich ein Großteil der Objekte, die Gegenstand dieses Leasing-Vorgangs sind, im öffentlichen Eigentum befinden, also das Risiko aus der Sicht des Investors relativ gering ist.

Ich möchte im Folgenden nur einige Beispiele nennen, um aufzuzeigen, wie häufig das US Cross Border Leasing bereits in Österreich anzutreffen ist: 

Linz AG: Gegenstand Heizwerk, Fernwärmenetz und Stromnetz. Oberösterreichische Ferngas AG: das gesamte Gasnetz. Energie AG Oberösterreich: Stromnetz, Wasserkraftwerke. ÖBB: Bahnhöfe, Lokomotiven, Waggons, Signalanlagen. Der Verbund: alle acht österreichischen Donaukraftwerke. – Dies zeigt, als wie "riskant" und wie "neu" und wie "überraschend" dieses Geschäft einzuschätzen ist. – Weiters die Wiener Linien - hier im Gemeinderat einstimmig beschlossen -: U-Bahn- und Straßenbahnzüge. Telekom und Mobilkom Austria: Übertragungsanlagen. - Also die Bundesregierung scheut sich nicht, solche Transaktionen zu tätigen. – TIWAG: Wasserkraftwerke. BEWAG: Stromnetz. BEGAS: Gasnetz. Austro Control: Flugsicherungsanlagen. Connect Austria: Übertragungsanlagen. Immofinanz: Bürogebäude Wienerberg. Stadtwerke Innsbruck: die Kläranlagen und Kanäle. Post AG: die Postsortieranlagen. Im Laufen ist neben unserem Projekt zum Beispiel in Kärnten bei den Kärntner Entsorgungsverbänden die gemeinsame Cross-Border-Aktion für Kläranlagen und Kanäle. Ich weiß nichts davon, dass sich dort die Landesregierung vehement dagegen gewandt hätte.

Es handelt sich bei dieser Transaktion also sozusagen um eine generelle Vorgangsweise. Wenngleich sie möglicherweise - das räume ich ein - kein "stinknormales" Finanzgeschäft ist, so ist sie jedenfalls auf einer guten Tradition, die durch viele Beispiele und viele positive Erfahrungen geprägt ist, eigentlich abgesichert.

Zur Frage des Risikos: Nichts ist ohne jedes Risiko, aber dieses bewegt sich nach den Einschätzungen der Experten, die sich auch in Tageszeitungen wieder finden – so hat etwa die "Presse" vor kurzem darüber geschrieben -, im Promillebereich. Wir bewegen uns hier mit einer Risikokomponente, die im Promillebereich anzusiedeln ist. Ich denke, dass es sich bei dieser Maßnahme, wenn ich sie mit Finanztransaktionen, die unter den heutigen Budgetbedingungen in anderen Bundesländern eingeleitet worden sind, vergleiche, um ein absolut nicht riskantes Finanzgeschäft handelt. Ich könnte jetzt Beispiele von anderen Finanztransaktionen nennen, bezüglich deren die Meinung, auch jene der Wirtschaftsexperten, eine ganz andere ist.

Ich darf im Folgenden die zentralen Punkte im Zusammenhang mit dieser Transaktion erläutern und damit auf jene Diskussion eingehen, wonach diese gesamte Vorgangsweise unsicher und gefährlich sei und wir damit alles riskieren würden, was unseren Bürgern gehört:

Es ist zunächst einmal so, dass der Umstand, dass Eigentum und operative Verfügungsgewalt in Wien bleiben, damit zusammenhängt, dass das europäische Recht und das amerikanische Recht unterschiedliche Begriffe haben, was das Eigentum anbelangt. Am einfachsten kann man es damit zum Ausdruck bringen, dass der Besitz im europäischen oder auch im österreichischen Recht in Wien bleibt, dass wir aber nicht in der Lage sind, den Gegenstand an jemand anderen zu verkaufen. Das ist im Wesentlichen die Konsequenz aus dem Eigentumsbegriff und aus der Diskussion, die diesbezüglich geführt worden ist. 

Der US-Investor hat keinen Einfluss auf die Betriebsführung, auf die Investitionen und auf die Gebührenhöhe. 

Es gibt noch etwas, das ich schon erwähnt habe: Dieses Mindest-Rating-Erfordernis, also der Umstand, dass der Investor Wert darauf legt, dass es sich um eine qualitativ hochwertige Anlage handelt, bedeutet, dass umgekehrt das, was von Kollegin Schmalenberg angesprochen worden ist, nämlich dass die Daseinsvorsorge ein hohes Interesse an der Erhaltung dieser Anlagen verlangt, gerade aus diesem Rating-Aspekt gewährleistet ist. Ich denke, dass gerade diese Inanspruchnahme durch amerikanische Investoren bestätigt, wie wichtig und wertvoll wir diese Anlagen einschätzen und dass wir auch akzeptiert werden als jemand, der auf neue Technologien einsteigt, der diese Anlagen modernisiert und sicherlich auch erhält. 

Es ist weiters die Frage aufgetaucht, wie sich das mit dem Risiko aus der amerikanischen Steuergesetzgebung verhalte: Vor dem Vertragsabschluss trägt das Risiko zunächst einmal der Arranger - das ist mehrfach gesagt worden, auch in den Diskussionen im Ausschuss -; nach dem Vertragsabschluss liegt das Risiko beim amerikanischen Partner, nicht bei der Stadt Wien. Man muss dazusagen, dass die US-Steuergesetzgebung auch unter der Judikatur der amerikanischen Gerichte keine wie immer geartete Rückwirkung vorsieht. Das heißt, auf bestehende Geschäfte wirken die Änderungen der Steuergesetzgebung in Amerika nicht zurück. Das mag manchen in unserem Kreis, die gelegentlich im Ohr haben, dass jetzt rückwirkende Veränderungen auf die verschiedensten Bedingungen geplant sind, vielleicht als unwahrscheinlich erscheinen, aber es ist so. In Amerika gibt es einen festen Grundsatz, welcher lautet: keine Rückwirkung der Steuergesetzgebung.

Ein weiterer Punkt: Die Gründung des Trusts, die vorgesehen ist, schützt vor einer Insolvenz des amerikanischen Investors. Die Antwort auf die hier immer wieder gestellte Frage: Was ist, wenn der Investor in finanzielle Schwierigkeiten kommt, wenn er ins Schleudern kommt und in ein Konkursverfahren verwickelt wird?, lautet also: Dann wird der Trust von einem Treuhänder verwaltet, alle Zahlungen laufen wie bisher, der Trust wird von der Finanzsituation des Investors entkoppelt.

Weiters wurde die große Frage angesprochen - Margulies hat das sehr ausführlich dargestellt -, wie das mit der Rechtslage ist: Ich will nicht oberlehrerhaft darauf hinweisen, dass es so etwas wie ein internationales Zivilrecht und damit auch eine Regelung der Frage gibt, nach welchem Recht Vertragsverhältnisse juristisch zu beurteilen sind. Dabei spielt es eine Rolle, ob es sich um ein Sachgut handelt: Dann gilt nach dem internationalen Zivilrecht das Recht des Ortes, an dem sich die Anlage befindet; sonst gilt das, was beim Vertragsrecht vereinbart worden ist. Das heißt, es gilt hier amerikanisches Recht und amerikanische Gerichtsbarkeit, aber für das Sachrecht, für die sachrechtliche Komponente gilt das Recht des Standorts, also das österreichische Recht.

Das Zweite, was man dazu sagen muss - es ist auch bereits erwähnt worden -, hat auch dazu geführt, dass als der zweite Gerichtsstand London vereinbart worden ist: Es gibt Begrenzungen im Exekutionsrecht. Das heißt, es ist nicht jedes ausländische Urteil automatisch in Österreich vollstreckbar. Also die Sorge, dass jetzt die Kanäle im 21. Bezirk ausgegraben, verpackt und nach Amerika gebracht werden könnten, ist nicht realistisch (GR Günter Kenesei: Das hat auch niemand gesagt!), und zwar nicht nur unter dem realen Aspekt, sondern auch in einem juristischen Sinn. Es ist dies hier sozusagen eine naturgemäß auftretende Sorge, aber auf der anderen Seite muss man sich richtigerweise auch fragen, meine sehr geehrten Damen und Herren: Was ist das für eine grundsätzliche Mentalität in einem internationalen Wirtschaftsverkehr, wenn wir uns jetzt beklagen und jammern, dass irgendwo anders auf der Welt ein Gerichtsstand besteht? Im internationalen Wirtschaftsverkehr sind die meisten Gerichtsstände, was Kapitalgeschäfte betrifft, London, der größte Börsenstandort, und in den USA! Also wenn man da jetzt plötzlich aufgeschreckt draufkommt: jessas na, wir müssen uns möglicherweise mit unseren Ansprüchen vor einem Gericht in einem anderen europäischen oder außereuropäischen Land durchsetzen!, Gott behüte, London hat vielleicht mit Großbritannien zu tun!, welche Angst, dass wir dort vielleicht im Rahmen der Europäischen Union prozessieren müssen!, dann ist da, muss ich sagen, ein bisschen die Entwicklung der Zeit verschlafen worden. Ich denke aber, dass das an sich kein Problem ist. 

Wir sind selbstverständlich zur laufenden Wartung und Anpassung an den Stand der Technik verpflichtet, und das entspricht ja auch dem Anliegen, das wir selbst vertreten: dass diese Anlagen eine wichtige Sache der Daseinsvorsorge sind.

Als letzten Punkt möchte ich noch Folgendes erwähnen: Es ist natürlich so, dass die Einkünfte aus dem Betrieb, also die Gebühren, jetzt nicht an den amerikanischen Investor abgeliefert werden, sondern das ist sozusagen ein innerösterreichischer Vorgang. 

Warum tun wir das? - Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich kann mich noch gut erinnern an öffentliche Diskussionen, die auch hier geführt wurden, über den Zustand der Senkgruben in Teilen des Stadtteils nördlich der Donau. Die Sanierung dieses Bereichs, die rasch und zügig erfolgen sollte, geht mit den allgemeinen finanziellen Möglichkeiten des Budgets nur sehr, sehr langsam vor sich. Die Chance wahrzunehmen, mit dem Geld aus dieser Cross-Border-Leasing-Aktion das Kanalnetz auf den modernsten Stand auszubauen - und es ist von allem Anfang an darauf hingewiesen worden, dass wir dieses Geld dafür verwenden und es nicht einfach abschöpfen und für irgendwelche Lustbarkeiten ausgeben -, hat doch Sinn! Ich verstehe insbesondere die Position der GRÜNEN nicht, dass sie nicht vehement sagen: Jawohl, das wollen wir! Wir wollen eine rasche Sicherstellung dieses Bereichs der Daseinsvorsorge! Statt dass das 15 oder 20 Jahre dauert, können wir das rasch erledigen!

Zweitens: Wir haben dieses Finanzierungsgeschäft auch mit einer Kreditaufnahme gekoppelt, auch wiederum zu dem Zweck, im Bereich der Wasserversorgung eine entscheidende Verbesserung sicherzustellen. Also wir verbröseln die dadurch gewonnenen Mittel nicht, sondern wir setzen sie gezielt für Belange ein, die der Daseinsvorsorge und dem Umweltschutz dienen. 

Ist das schlecht? - Ich kann daran nichts Schlechtes finden. Ich halte das für eine wichtige Sache! Man muss auch dazusagen: Wir entlasten mit dieser Maßnahme den Steuerzahler und schaffen uns den finanziellen Spielraum für Maßnahmen, die ich geschildert habe, die uns – das muss man auch dazusagen – der Finanzminister der Republik zunehmend raubt. 

Gestatten Sie mir anknüpfend an das, was Frau Kollegin Schmalenberg hier gesagt hat, eine Bemerkung. Sie hat gemeint, Wien hat genug Probleme. - Jawohl, wir haben genug Probleme – und zwar mit dem Finanzminister, der beispielsweise im Rahmen der Steuerreform, die jetzt angekündigt worden ist, einen Schritt tun wird, den ich für einen wirklichen Skandal halte: Im Jahr 2004 wird die gesamte überwiegende Belastung, die sich aus der Steuerreform ergibt - es fallen ja Einnahmen weg -, auf die Gemeinden und Länder übertragen, während der Bund selbst durch eine Erhöhung der Steuern - Mineralölsteuer, Energieabgabe und Energiesteuer plus Umsatzsteuer auf diese Bereiche - mit einem Plus von 34 Millionen EUR, nach seinen eigenen Berechnungen, aussteigt. 

Angesichts dessen frage ich Sie: Was ist das für eine Vorgangsweise, dass auf der einen Seite beklagt wird, dass wir uns hier sozusagen irgendwie auf eine unkonventionelle Weise Geld verschaffen, während wir auf der anderen Seite mit einem Finanzminister konfrontiert sind, der ständig seine Hand in die Tasche der Steuerzahler, aber auch der Gebietskörperschaften steckt? (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Blind. Wir sind in der zweiten Runde, er hat jetzt also 20 Minuten Redezeit. - Bitte schön.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Herr Vizebürgermeister hat immer von Verträgen gesprochen, nur: Ich glaube, er hat das Papier nicht gelesen, über das er heute geredet hat. Herr Vizebürgermeister! Sie haben das Papier nicht gelesen! – Nun ja, er hört auch nicht zu. Das ist ja ganz klar. (GR Harry Kopietz: Bei so einem Schwachsinn!) - Ja, das ist richtig: So ein Schwachsinn! - Der Herr Vizebürgermeister hat das Papier nicht gelesen, über das er geredet hat. Es ergeht hiermit an ihn also die dritte Aufforderung, das Papier zu lesen. 

Nun, wie steht es denn hier im Tagesordnungspunkt? – Da geht es um folgenden Antrag: "Der Gemeinderat genehmigt eine Cross Border Leasing Transaktion", und zwar "insbesondere die im Punkt 3 angeführten Verträge und Vereinbarungen." – Das, was uns der Herr Vizebürgermeister verschwiegen hat, ist, dass es den Vertrag in Wirklichkeit nicht gibt, dass hier also über eine Seifenblase diskutiert wird!

Weiters heißt es hier: "Dem Magistrat wird ausdrücklich die Zustimmung zu den unter den Punkten 2, 3.1 und 3.2 beschriebenen erzielten, vorläufigen Verhandlungsergebnissen" - das heißt, es gibt keinen Vertrag, sondern es gibt bis jetzt nur vorläufige Verhandlungsergebnisse! - "erteilt, und er wird ermächtigt, die Dokumente der Cross Border Leasing Transaktion auszuverhandeln" - das heißt, das gute Ding soll erst ausverhandelt werden, aber wir, die Gemeinderäte, sollen heute hier schon zustimmen; das ist ja eine Seifenblase, bitte, und kein Vertrag! - "und alle damit in Zusammenhang stehenden Verträge und Dokumente zu unterzeichnen."

Das heißt, wir sollen eine Generalvollmacht erteilen für etwas, was wir nicht kennen und wo wir glauben, dass die Sozialisten und der Magistrat ein gutes Ergebnis erzielen werden. Nur: Diese Seifenblase werden wir nicht unterzeichnen, denn diese Seifenblase haben Sie ja nicht einmal noch hier, um sie uns vorzulegen, weder auf Englisch noch auf Deutsch!

In diesem Zusammenhang komme ich auf eine gestrige Meldung über eine Aussage des Herrn Bgm Häupl zurück. – Könnte man vielleicht die Zeitanzeige hier am Rednerpult laufen lassen, damit ich sehen kann, wann ich zum Ende meiner Rede kommen muss? Geht das, bitte? (StRin Karin Landauer: Kurthi, du kannst 20 Minuten sprechen!) Nun ja, 20 Minuten sind bisweilen sehr kurz, wenn es um die Zukunft dieser Stadt geht! (Beifall bei der FPÖ. – StRin Karin Landauer: Das ist wahr!) 

Herr Bgm Häupl hat am 22. April 2003 im Fernsehen vollmundig über "Raub", über "Pensionsraub" gesprochen. Da müssen wir einmal klären, was "Raub" im Häupl'schen Sinne ist. - Ich komme dann schon wieder zum vorliegenden Geschäftsstück zurück. - Herr Bgm Häupl hat im Zusammenhang mit dieser Pensionsreform unsere Bundesregierung, auf die hier so gerne hingehauen wird, offensichtlich als Räuber bezeichnet - denn es gibt keinen Raub ohne Räuber. Herr Bgm Häupl hat natürlich eines vergessen: dass die Räuber im Häupl'schen Sinn die Kanzler Kreisky, Sinowatz, Vranitzky und Klima waren. Diese haben nämlich 1 300 Milliarden S Schulden angehäuft, und deswegen ist jetzt eine Pensionsreform notwendig. Hier hat der Herr Bürgermeister offensichtlich Ursache und Wirkung verwechselt: Warum müssen wir eine Pensionsreform machen? 

Man kann über die Methode der Pensionsreform sicher noch diskutieren - und wir werden über diese Pensionsreform auch diskutieren -, aber das Wort "Raub" im Häupl'schen Sinn möchte ich auf diesen Akt gerne im Häupl'schen Sinn anwenden: Hier findet genau das statt, was Kreisky, Sinowatz, Vranitzky und Klima gemacht haben. Sie haben Schulden gemacht und haben die Zukunft des Staates kaputt gemacht - und Sie machen Schulden und machen die Zukunft dieser Stadt kaputt! Denn die 7 Milliarden EUR an Zinsen, die wir im Bund jedes Jahr berappen müssen, zahlen wir für jene Schulden, die die - nach Häupl'scher Einschätzung - Räuber Kreisky, Sinowatz, Vranitzky und Klima gemacht haben. - Gut.

Jetzt kommen wir zum zweiten Punkt: Kein Gemeinderat kann diesen Vertrag beurteilen – selbst falls, erstens einmal, die Herrschaften Englisch könnten, was schön wäre -, denn uns hat man im Ausschuss sofort gesagt, dieser Vertrag sei geheim, den könnten wir uns nicht anschauen. (GR Mag Thomas Reindl: Das stimmt nicht!) Das stimmt schon! - Daraufhin habe ich mich zum Wort gemeldet - da haben Sie vielleicht nicht aufgepasst - und habe gesagt: Die Unterlagen können nicht geheim bleiben! - Daraufhin wurde konzediert: Gut, wir können uns die Unterlagen anschauen, aber wir dürfen uns keine Kopien davon ziehen. - Das war auch der Grund, warum wir gesagt haben, dass wir uns laut § 17 der Geschäftsordnung des Gemeinderats die Sachen nicht nur anschauen wollen, sondern auch Ablichtungen machen wollen. Denn, ehrlich gestanden, einen Vertrag dieser Größe müssen wir durch Wirtschaftsfachleute prüfen lassen. Das liegt sicher nicht im Bereich der Möglichkeiten, die ein einfacher Gemeinderat hat, und daher brauchen wir Kopien. Und diese Kopien, Herr Kollege – das werden Sie ja zugeben -, wurden uns durchaus verwehrt. 

Zum Beweis dafür, dass das keineswegs ein ungefährlicher Vertrag ist, möchte ich hier ganz klar die Frage stellen: Was ist für einen Staat wichtiger: Wasser oder Abwasser? Was ist für einen Menschen, für einen Organismus wichtiger: einatmen oder ausatmen? - Beides ist lebensnotwendig! Und weil da schwadroniert wurde: ja, der Blind mit der Pest im Mittelalter!, weise ich darauf hin, dass Wien im Mittelalter natürlich nicht deshalb von der Pest heimgesucht wurde, weil wir schlechtes Wasser hatten, sondern weil die Abwasserentsorgung nicht funktioniert hat! 

Daher: Wir lassen uns die für die Daseinsvorsorge notwendigen Einrichtungen von der SPÖ einfach nicht wegnehmen! Diese Einrichtungen der Daseinsvorsorge müssen den Wienern erhalten bleiben, und zwar ohne Risiko. Auch der Herr Vizebürgermeister hat eingeräumt, dass es ein Risiko gibt. Vielleicht ist es nach seiner Einschätzung ein kleines Risiko, aber wir hatten ja heute hier schon einen Bankakt zur Diskussion vorliegen, da wurde das Risiko auch als klein eingeschätzt. Hätten wir unsere Vermögenswerte in dieser Bank deponiert, wir würden heute recht traurig aussehen!

Ich frage Sie auch: Wer kann mir erklären, warum wir – zu Recht - das Wasser unter Verfassungsschutz stellen und das Abwasser nicht unter Verfassungsschutz stellen sollten? Meine Kollegin Schmalenberg hat ja schon erwähnt, dass wir morgen einen diesbezüglichen Antrag einreichen werden, in dem es darum geht, dass auch alle für die Abwasserentsorgung notwendigen Einrichtungen unter Verfassungsschutz gestellt werden sollen und müssen. Denn so dringend wir das Wasser brauchen, so dringend brauchen wir auch eine Abwasserentsorgung in Wiener Hand! (Vorsitzender GR Günther Reiter stellt einen Wecker auf das Rednerpult.)

Schauen wir uns doch dieses Papierl an – das ist ja kein Vertrag, was wir im Umweltausschuss bekommen haben –, auf Grund dessen wir motiviert hätten werden sollen, diesen noch nicht fertigen Vertragsergebnissen zuzustimmen. Da steht drinnen: "Die Transaktion wird derzeit endverhandelt. Der erfolgreiche Abschluss ... " – Was heißt "erfolgreich"? Erfolgreich für uns oder erfolgreich für die amerikanischen Investoren? Und "Investoren" ist ja auch so ein Kunstwort: Diese Investoren investieren keinen löchrigen Schilling in irgendetwas! Sie geben keinen US-Dollar als Investition her, sondern sie partizipieren an einem sehr dubiosen und nebulosen Geschäft. Hier spricht man von einem "üblichen Transaktionsstandard". Bitte, Herr Vizebürgermeister, kommen Sie heraus und erklären Sie uns: Was ist der für Europa oder für Amerika "übliche Transaktionsstandard"? Wo ist der gesatzt, wo kann man das nachlesen, was der "übliche Transaktionsstandard" ist? - Es gibt nämlich keinen gesetzlich festgelegten Transaktionsstandard! (VBgm amtsf StR Dr Sepp Rieder: Zum Beispiel in den Schriften der Kommunalkredit können Sie das nachlesen! Da können Sie es nachlesen!) Aha. Und das ist "Standard"? Aber für uns ist das nichts, für uns ist das eine Seifenblase, und diese kann zerplatzen! Es gibt keinen Standard. Ein Gesetz ist eine Norm - aber "Transaktionsstandard", das ist ein Kunstwort, das gibt es nicht! 

Das Einzige, was wir kennen beziehungsweise wissen, ist: Es geht um - das muss man sich anschauen - "voraussichtlich 500 Millionen US-Dollar". Der Nettobarwertvorteil "wird die vereinbarte Untergrenze erreichen." - In dem Papierl, das wir bekommen haben, ist diese Untergrenze für uns nicht ersichtlich. Und: Das Ganze wird unmittelbar danach, nach Vertragsabschluss, endgültig bestimmt werden. Da steht es ja wortwörtlich: "und werden zum Abschlusszeitpunkt beziehungsweise unmittelbar danach endgültig bestimmt".

Wir stimmen also heute mit Ja - wenn wir verrückt genug sind -, und dann wird unmittelbar danach, aber auf jeden Fall nachdem wir zugestimmt haben, irgendetwas endgültig bestimmt. - Ja um Gottes willen, so kann es doch in einem Vertrag über Milliarden nicht wirklich drinnen stehen! Das heißt, wir kennen unser Risiko – 500 Millionen US-Dollar -, aber unseren Vorteil, unseren angeblichen, kennen wir nicht. 

Und was ist, wenn dieser ominöse Investor - das ist ja in Wirklichkeit nur ein Strohmann, denn die bezahlen ja nichts, der Investor investiert nichts, es wird ja überhaupt nichts investiert; der Investor kassiert, aber er investiert nicht! - einfach in Konkurs geht? Dem Investor gehört ja nichts, und er hat auch nichts. Der Investor bekommt nämlich einen Kredit von seiner Muttergesellschaft - die sich locker abputzen kann -, und dann bekommt er noch einen Serie-A-, einen Serie-B- und einen Serie-C-Kredit. Von wem bekommt er diesen Kredit? - Kein Mensch weiß es, ob das gutes, ehrliches Geld ist, ob das Geld aus der Schwarzgeldwäscherei stammt oder von irgendwelchen Cayman-Inseln. Kein Mensch weiß, wo dieses Geld herkommt. Und es steht ja schon in der Presseerklärung von heute: Geld stinkt nicht. - Nun, Geld stinkt schon: Man muss schon schauen, wo man Geld als Kommune herbekommt! 

Und dann kann es durchaus noch passieren, dass dieser John Hancock Trust, wenn die Gemeinde Wien nicht in der Lage ist, die Dinge zurückzukaufen, der Eigentümer dieser Anlagen wird. Der hat natürlich gar kein Interesse am Betrieb von Kanalisationsanlagen, sondern der muss - und das ist auch legitim - Interesse daran haben, optimale finanzielle Vorteile zu erzielen. Und hier steht es auch schon: "Sollten die Kanalgebühren nicht ausreichen, einen vertretbaren Ertrag für die ursprüngliche Investition, für das Fruchtgenussrecht und eine Rückführung der ursprünglichen Investitionen zu erwirtschaften, verpflichtet sich die Stadt Wien, entsprechende Kompensationszahlungen an den John Hancock Trust zu leisten."

Was ist bitte, Herr Bürgermeister, ein "vertretbarer Ertrag"? Den vertretbaren Ertrag hätte ich genau in Schilling, Dollar, EUR, in Prozenten, in Promillen ausgewiesen. Hier steht, dass es ein "vertretbarer Ertrag" für die ursprüngliche Investition sein soll. Es steht ja nirgends, wie groß dieser Ertrag sein wird. 

Das heißt zusammenfassend: Wir kennen keinen Vertrag, es gibt keinen Vertrag. Wir wissen nur, dass bei dieser Transaktion ein großes Risiko vorhanden ist. Wir sind nicht mehr Herr unserer Kanalanlagen, denn es kann ja nicht so sein, dass man in Österreich spielt: ja, wir sind die Herren über die Kanalanlagen!, und in Amerika spielt man: nein, nein, der John Hancock Trust ist der Herr über die Kanalanlagen! - Dort geht es auch in die Bilanzsumme hinein. Dort schaut es glänzend aus als Investition, die keine Investition ist. 

Ich sage Ihnen Folgendes: Diese Seifenblase ist der Raubzug in zukünftige Generationen - ich bediene mich des Wortes "Raubzug", weil "Raub" ja ein kriminelles Wort ist, im Sinne des Herrn Bgm Häupl -, und ich lehne namens meiner Fraktion diesen Raubzug ab! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich hoffe, Herr Kollege Blind, dass wir mit diesem kleinen Wecker die Technik halbwegs hingebracht haben.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Reindl. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn ich mir die Ausführungen meines Vorredners, des Herrn Kollegen Blind, anhöre - "Raubzug", "dubios", "Schwarzgeldwäscherei", Schmutzgeld, was auch immer -, dann würde ich ihm, der ja auf diesem Gebiet ein Experte ist, weil er ja, wie wir wissen, im Umweltausschuss sitzt, einmal empfehlen, sich mit dem Kollegen Schock oder mit dem Kollegen Serles über diese Transaktion zu unterhalten. Diese haben zwar im Finanzausschuss diese Transaktion auch abgelehnt, aber nicht mit jenen Argumenten, die Sie, Herr Kollege Blind, gebracht haben, sondern sie haben sich durchaus auch zur Sinnhaftigkeit dieses Investments geäußert und sehen in dieser Transaktion auch eine durchaus sinnvolle Investition für die Stadt und in die Stadt, meine Damen und Herren! 

Vielleicht könnte also die FPÖ-Fraktion ein wenig danach trachten, nur solche Leute über etwas reden zu lassen, die sich auch ein bisschen auskennen. Der Herr Serles und der Herr Schock hätten meiner Meinung nach durchaus die Potenz und auch die Kompetenz, hier kompetente Wortmeldungen abgeben zu können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich will jetzt nicht lange über den Pensionsraub sprechen – dazu werden wir heute ohnedies noch Gelegenheit haben –, aber wissen Sie, wenn man über Verträge spricht, ist es immer eine ganz wichtige Frage, inwieweit man auf Vertragsinhalte bauen kann, inwieweit Vertragsinhalte Sinnhaftigkeit haben und auch gelten. Und nur ein kleiner Punkt, warum die Pensionsreform aus unserer Sicht – das ist Ihnen ja bekannt – nicht gerade der Stein der Weisen ist: Wenn jemand 30 Jahre gearbeitet und 30 Jahre lang jedes Jahr 2 Prozent Pensionsanspruch erworben hat und plötzlich kommt jemand und sagt, diese 2 Prozent, die du über 30 Jahre erworben hast, sind auf einmal nur 1,78 Prozent wert – meine Damen und Herren, wo ist da die Vertragstreue? Das ist ein Eingriff, wie man ihn sich nicht ärger vorstellen kann. 

Ein Vergleich aus dem Bankgeschäft: Stellen Sie sich vor, Sie haben ein Sparbuch. Die Bank garantiert Ihnen auf 30 Jahre 2 Prozent Zinsen, aber im 29. Jahr sagt die Bank: Leider, die Zinsen sind gesunken, wir müssen auf 1,78 Prozent heruntergehen, aber zu Ihrer Sicherheit nicht ab heute, sondern die letzten 29 Jahre auch. (GR Franz Ekkamp: Das ist die zweite Säule der Pensionsvorsorge!)

Und darum geht es. Das ist der Grund, warum wir gegen die Pensionspläne der Regierung sind – über andere Inhalte will ich mich jetzt nicht äußern –: weil das einfach eine Vertrauensfrage ist und weil dieses Vertrauen der Österreicherinnen und Österreicher massiv gebrochen wurde und auch weiterhin gebrochen wird.

Genauso wichtig ist auch das Vertrauen in den Vertragspartner, genauso wichtig ist auch das Vertrauen in das Vertragswerk, wenn es um ein 5-Millionen-Euro- beziehungsweise ‑Dollar-Geschäft geht. Da kann man nicht einfach von irgendwelchen Seifenblasen, von irgendwelchen dubiosen Verträgen reden oder amerikanischen Investoren vorwerfen, sie sind Schwarzgeldwäscher. Also Herr Blind, ich wünsche Ihnen nur, dass der Hancock Trust das nicht sehr persönlich nimmt, denn eine Klage nach amerikanischem Recht für diese Aussage und diese Rufschädigung wünsche ich Ihnen nicht. Ihr Glück ist wahrscheinlich, dass das nicht sehr publik wird, was Sie da gesagt haben, aber das wünsche ich Ihnen bei Gott nicht.

Wichtig für die Stadt ist – der Herr Vizebürgermeister und auch der Kollege Wutzlhofer haben hier ja schon sehr, sehr genau ausgeführt, wo unsere Eckpfeiler stehen –: Sicherung des Eigentums, kein Nachteil für die Bevölkerung. Wir schaffen uns hier Investitionsmittel, die Arbeitsplätze schaffen, die die Infrastruktur verbessern. Ich als Donaustädter begrüße diese Transaktion natürlich sehr, weil gerade wir aus der Donaustadt wissen, dass ein gut Teil des Nettobarwertertrages investiert werden wird. Wir können damit auch dem Umweltschutzgedanken Rechnung tragen, weil wir Senkgruben stilllegen können

Es ist auch ein innovatives Finanzkonzept. Deshalb bin ich ein bisschen erstaunt, dass, obwohl das jetzt schon, ich glaube, der achte oder zehnte Vertrag ist, den wir hier im Haus behandeln, Teile der Opposition noch immer so tun, als ob man nicht wüsste, worüber man spricht. Ich habe schon zweimal das Vergnügen gehabt, dazu zu reden. Weltweit ist es üblich, Leasinggeschäfte zu machen, weltweit ist es üblich – egal ob Flugzeug oder Bohranlage, Mobilien oder Immobilien –, als Staat, als Privater zu leasen und auch zu verleasen.

Dass uns die US-Steuerbehörde zudem durchaus auch eine gute Möglichkeit gibt, Arbeitsplätze zu schaffen und damit auch die Daseinsvorsorge zu verbessern, finden wir sehr, sehr positiv. Daher, meine Damen und Herren, bitte ich Sie um Zustimmung zu diesem Geschäft. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Margulies hat sich ein zweites Mal zu Wort gemeldet. Er hätte noch 12 Minuten Redezeit.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich erlaube mir, noch auf ein paar Anmerkungen einzugehen und zunächst einmal einen Antrag einzubringen, denn der Kollege Wutzlhofer hat in voller Inbrunst und Überzeugung gesagt – wortwörtlich, er kann sich gerne das Protokoll kommen lassen –: Die Stadt Wien kauft in 35 Jahren zurück. Das hat er wortwörtlich gesagt. Lassen Sie sich das Protokoll kommen.

Um das tatsächlich auch sicherzustellen, werde ich jetzt einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen.

"Der Gemeinderat hält fest, dass die Stadt Wien die ihr im vorliegenden Geschäftsstück eingeräumte Kaufoption sofort nach Beendigung des Leasingvertrages wahrnehmen wird." – Darf ich Ihnen den übergeben.

Damit ist das auch sichergestellt, und ich denke, wenn der Kollege Wutzlhofer sagt, die Stadt Wien kauft zurück, dann spricht absolut nichts dagegen, dass Sie dies heute mit Ihrem Beschluss auch tatsächlich dokumentieren werden, dass es in Ihrem Interesse ist, dass die Stadt Wien zurückkauft. (GR Christian Oxonitsch: Du weißt ganz genau, wieso das nicht geht! – GR Harry Kopietz: Das ist ein Unsinn!) 

Aber ich möchte jetzt zu ein paar anderen Argumenten kommen, die von Ihnen gebracht wurden. (GR Christian Oxonitsch: Du weißt, dass wir dem sicher nicht zustimmen werden!) Was heißt, sicher nicht beschließen werden? Dass wir zurückkaufen? Na, ist in Ordnung, Kollege Oxonitsch. Dann verkaufen Sie es halt und kaufen Sie es nicht zurück. Das liegt dann an Ihnen. Aber regen Sie sich dann nicht auf, wenn wir über den Ausverkauf der Abwasseranlagen in Wien sprechen. (GR Christian Oxonitsch: Du weißt ganz genau, dass grundsätzlich ein solcher Antrag nicht möglich ist! Das ist reine Polemik!) Das ist polemisch? Mein Gott! Und jetzt schrecken Sie sich? (GR Harry Kopietz: In 35 Jahren gibt es die Grünen eh nicht mehr!) Was machen Sie, seit Sie in Regierungen sitzen? (GR Christian Oxonitsch: Der Antrag ist polemisch!) Polemik? Ich will nur, dass sichergestellt wird, dass es, wenn Sie es schon verkaufen, die Stadt Wien wieder zurückkauft. Sie können zustimmen oder auch nicht. Das obliegt Ihnen.

Apropos Polemik! Sie argumentieren das Cross-Border-Leasing mit dem Umweltschutzgedanken und setzen sich überhaupt nicht damit auseinander, was für Innovationen in den nächsten 20 Jahren möglich sein werden, die aber dann auf Grund des abgeschlossenen Cross-Border-Leasing-Vertrages möglicherweise nicht möglich sind. (GR Heinz Hufnagl: In 21 Bezirken können wir das dann noch immer anwenden, wenn es so sensationelle Neuerungen gibt!) Sie sagen im Gegensatz dazu, wir benötigen das Geld jetzt, um den Kanal zu finanzieren. Da muss ich Sie schon fragen – und ich erinnere wieder an die heutige Diskussion zur AVZ –: Wenn StR Rieder (Zwischenrufe bei der SPÖ) – na ich zitiere ja jetzt nicht mich selber, ich zitiere StR Rieder im Zusammenhang mit der AVZ – damals davon gesprochen hat, dass in Wirklichkeit, mit Ausnahme jener Schulden, die schon lange mit fixen Laufzeitenden sichergestellt sind, die Stadt Wien de facto hochweiß dasteht und wir deshalb das Geld von der AVZ überhaupt nicht brauchen und lieber die Stiftungslösung machen, warum brauchen wir dann, um in die Wiener Abwasserbeseitigung zu investieren, wenn wir als Stadt Wien doch so eine super Finanzgebarung haben, so windige Finanztransaktionen? Können Sie mir das erklären? Warum haben wir die 1,7 Milliarden EUR aus der AVZ-Stiftung nicht gebraucht (GR Christian Oxonitsch: Du weißt aber auch gar nichts!), und warum brauchen wir jetzt die 25 Millionen oder 30 Millionen EUR aus der Finanztransaktion Cross-Border-Leasing? Erklären Sie mir das, und dann können wir weiter darüber reden (GR Heinz Hufnagl: Weil uns die AVZ-Stiftung nicht gehört!), inwiefern Finanztransaktionen wichtig, richtig und notwendig sind. 

Es ist auch noch gesagt worden, es besteht kein Risiko. Und natürlich kommt man damit: Vor dem Vertragsabschluss zahlt alles der Arranger. Kollege Stadtrat – ich glaube, Sie haben das gesagt; korrigieren Sie mich –, Sie wissen genau, dass das nur zum Teil stimmt. Sie wissen genau, dass es nur für den Fall stimmt, dass die Stadt Wien nicht irgendwie vom Vertrag zurücktritt, und Sie wissen genau, dass mit der Entscheidung vom Juni 2002, wo die Ermächtigung zum Arrangieren gegeben wurde, ein jetziger Rücktritt natürlich als willkürlicher Akt ausgelegt werden würde. Das wissen Sie. (VBgm Dr Sepp Rieder: Wollen Sie den Rücktritt?) Ich glaube, dass es längerfristig immer noch günstiger kommt, aber sagen Sie nicht, die Kosten trägt der Arranger. (VBgm Dr Sepp Rieder: Wir wollen den Rücktritt nicht! Sie wollen den Rücktritt!) Ja. Ich brauche kein Cross-Border-Leasing. Mir wäre der Rücktritt lieber. Meines Erachtens wären die verantwortlich zu machen, die dieses Geschäft überhaupt eingefädelt haben. (VBgm Dr Sepp Rieder: Aber damit würden Sie ja einen Schadenersatz auslösen!)
Schauen Sie, wenn ich mir überlege, jetzt einen geringen Schadenersatz zu leisten oder in Zukunft draufzuzahlen, komme ich wieder auf die AVZ zurück. Ich hätte das Aktienpaket lieber um 20 Milliarden S verkauft als um 23,5 Milliarden S, die es damals wert war. Das wäre auch ein bisschen ein Verlust gewesen, aber immer noch besser, als jetzt ein Aktienpaket zu haben, das 4 Milliarden S wert ist. Ja, das wäre mir damals lieber gewesen. Sie können Recht haben in Ihrer Argumentation und sagen, vielleicht hätten wir das politisch damals auch kritisiert. Aber das ist das Recht der Opposition, und dieses Recht der Opposition, zu agieren, wie es sinnvoll erscheint, kann man sich nicht von einer Regierungsfraktion nehmen lassen. 
Vielleicht ein letzter Punkt noch. (GR Mag Thomas Reindl: Prinzipiell gegen alles!) Nein, nicht prinzipiell gegen alles. (GR Mag Thomas Reindl: Oh ja!) Wir haben in vielen Punkten – und das wissen Sie, Kollege Reindl, gut genug – sinnvolle Vorschläge eingebracht, und es ist in der Regel die Regierungsfraktion (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Für Sie ist alles sinnlos!), die die sinnvollen Vorstellungen der grünen Oppositionspartei mit ihrer absoluten Mehrheit niederstimmt. Das ist traurig und bedauerlich, aber ich bin überzeugt davon, das wird sich bei den nächsten Wahlen ändern. 

Aber noch ein letztes Wort zum Herrn Stadtrat, und dann komme ich zum Schluss. Ich war wirklich überrascht, wie Sie bezüglich Bund plötzlich mit moralischen Bedenken kommen: Die Steuerlast wird auf die Gemeinden übertragen. Der Bund profitiert von der Steuergesetzgebung, die Gemeinden zahlen drauf. 

Ich gebe Ihnen Recht, und ich kann das sogar mit einer moralischen Überzeugung machen, aber jemand, der die Steuergesetzgebung anderer Länder schamlos ausnützt, sollte sich doch davor hüten, bei der eigenen Steuergesetzgebung moralische Bedenken zu zeigen. – Ich danke Ihnen sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Erich VALENTIN: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Kollege Margulies hat am Beginn gefragt, wer sich den Vertragstext durchgelesen hat. Wenn ich mir jetzt den letzten Antrag ansehe, glaube ich, dass er den Vertragstext nicht durchgelesen hat. Aber zunächst einmal zum ersten Antrag, den er gestellt hat. 

Er hat gemeint und er beantragt, dass künftighin bei Verträgen eine deutsche Übersetzung vorliegen soll. Der Herr Vizebürgermeister hat erklärt, dass er das in Zukunft bei der Behandlung ähnlich gelagerter Geschäftsstücke vorsehen wird. Bei diesem Geschäftsstück wurde sowohl im Finanzausschuss als auch im Umweltausschuss jener Weg gewählt, dass jeder Gemeinderat die Möglichkeit besessen hat, mit Fachbeamten den Vertragstext durchzugehen. Ich denke deshalb, dass auch bei diesem Geschäftsstück im Sinne des Antragstellers vorgegangen wurde und daher von einer Beschlussfassung dieses Antrages abzusehen ist. 

Der Antrag, dass wir heute und jetzt noch vor Abschluss des Cross-Border-Leasing-Vertrages ein Rückkaufrecht des Fruchtgenusses nach Ablauf des Leasingvertrages vorsehen, würde Folgendes bedeuten, wenn ich den Vertrag und das Wesen des Vertrages richtig einschätze: Wenn die Stadt Wien bereits jetzt, also zu einem Zeitpunkt, bevor dieser Vertrag abgeschlossen ist, ein Recht, das am Ende eines Leasingvertrages eingeräumt wird, determinieren würde, dann würden wir in Wirklichkeit einen Scheinvertrag abschließen (ironische Heiterkeit des GR Kurth-Bodo Blind. – GR Dipl Ing Martin Margulies: Das ist ja auch ein Scheinvertrag!), weil wir beim Leasing, das wir hiermit eingehen, in einer Determination einen Vorgang, der in 35 Jahren oder später stattfinden soll, bereits jetzt vorwegnehmen würden. 
Was der Kollege Wutzlhofer getan hat – und das ist doch klar und deutlich herausgekommen –: Er hat wenig überraschend gesagt, dass die Stadt Wien nach Ablauf des Leasingvertrages natürlich das Recht in Anspruch nehmen wird, über das Kanalnetz weiter zu befinden. Das ist eine politische Willenserklärung, von der Sie annehmen können, dass sie in dem Sinne, wie es Sozialdemokraten auch in der Vergangenheit bewiesen haben, im hohen Maße verlässlich ist und dass sich die Wienerinnen und Wiener darauf werden verlassen können. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich darf deshalb die Empfehlung aussprechen, den beiden Anträgen nicht zu folgen und sie abzulehnen, das Geschäftsstück jedoch positiv zu beschließen. – Danke.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Berichterstatter. 

Wir kommen somit zur Abstimmung, und zwar vorerst über den von den Grünen eingebrachten Gegenantrag betreffend Cross-Border-Leasing. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Der Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Jetzt kommen wir zur Abstimmung über die Postnummer 48. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Grünen und der Freiheitlichen, angenommen.

Wir kommen somit zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der Grünen betreffend Wahrnehmung der Kaufoption im Leasingvertrag. In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer dafür ist, den darf ich ebenfalls um ein Zeichen bitten. – Auch hier sind die Grünen in der Minderheit geblieben.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 44 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Neustrukturierung des Beteiligungsmanagements der Stadt Wien

Der Berichterstatter, Herr GR Juznic, wird einleiten.

Berichterstatter GR Peter Juznic: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu dem vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

Zu Wort gemeldet ist Herr Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Nach der aufregenden Debatte davor werde ich es kurz machen, weil wir uns einer neuen Beteiligungsstrukturierung prinzipiell nicht verschließen, jedoch glauben – das habe ich im Finanzausschuss schon gesagt, und damals haben wir auch zugestimmt –, dass es darüber einer politischen Diskussion und mehr Information bedarf. Diese Information ist bis heute nicht eingetroffen. 

Wir haben uns daher entschlossen, nicht einfach blind zuzustimmen, sondern heute einmal diese Neustrukturierung, die für uns konzeptlos erscheint, die gleichzeitig auch überhaupt keinen Aufschluss darüber gibt, welche politischen Ziele die Wiener Holding verfolgt, warum sie sie verfolgt, unter welchen Kriterien sie sie verfolgt, abzulehnen und im Gegenzug dazu als konstruktiven Gesprächsbeitrag einen Beschluss- und Resolutionsantrag einzubringen, in dem der zuständige Stadtrat aufgefordert wird, ein umfassendes Konzept zu präsentieren, welches zumindest folgende Punkte mit einschließt:

die politische Zielsetzung, welche mit den bestehenden Beteiligungen verfolgt wird, insbesondere unter dem Aspekt solidarischer, ökologischer, demokratischer, gendergerechter, wirtschaftlicher sowie sich an den Bedürfnissen der Wiener Bevölkerung orientierenden Kriterien;

unter Anwendung der unter Punkt eins angeführten Kriterien die politische Zielsetzung, welche mit einer Neustrukturierung des Beteiligungsmanagements erreicht werden soll, sowie 

eine ordnungsgemäße Auflistung über die geplanten Zuordnungen der bestehenden Beteiligungen an die Wiener Holding GesmbH beziehungsweise die Wiener Stadtwerke AG beziehungsweise die Verschiebungen zwischen diesen Unternehmungen. 

Weiters: Um mehr Transparenz, mehr Öffentlichkeit in die Wiener Holding, in die Wiener Stadtwerke AG – vor allem in die Wiener Holding – hineinzubringen, wird der zuständige Stadtrat beauftragt, einen halbjährlichen Bericht an den Gemeinderatsausschuss Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke über die Entwicklung der Beteiligung zu übermitteln sowie eine Liste der Vorstände beziehungsweise Aufsichtsratmitglieder zu erstellen, die bei Änderungen zu aktualisieren ist. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.

Ich glaube, dass es gerade in Zeiten, da die Bundesregierung in vielfältiger Art und Weise – das betrifft nicht nur die Pensionsreform, sondern ebenso die Steuerreform und zieht sich bis hin zur Postenbesetzung und zum Verkauf der ÖIAG – immer wieder unter dem Deckmantel der Verschwiegenheit Intransparenz, Postenvergabe, Freunderlwirtschaft et cetera betreibt, notwendig ist, dass in Wien ein offener, transparenter Zugang gewährleistet ist, dass wir uns klar darüber sind, warum wir die Wiener Holding wollen, wofür wir die Wiener Holding brauchen und welche Aufgaben sie für uns erfüllt. Dies soll für alle Mitglieder des Gemeinderates, aber in Wirklichkeit nicht nur für die Mitglieder des Gemeinderates, sondern auch für den Finanzausschuss, für Menschen, die sich am politischen Leben in Wien interessiert zeigen, möglich sein. Dieser Zugang muss gewährleistet sein. 

Wir wünschen uns daher eine offene, transparente Diskussion und würden eine Zustimmung zu unserem Antrag sehr begrüßen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau Dipl Ing StRin Dr Rothauer. Ich erteile es ihr. 

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Auch die Wiener Volkspartei wird diesem Akt heute nicht zustimmen, so wie wir das auch im Ausschuss nicht getan haben. Wir haben dafür mehrere gute Gründe: 

Erstens soll heute an den Magistrat eine Generalvollmacht erteilt werden ohne Kenntnis, ohne jede Kenntnis – nicht nur ohne detaillierte Kenntnis, sondern ohne jede Kenntnis –, was der Magistrat damit machen wird und in welcher Form das umgesetzt wird. 

Zweitens sollen wir beschließen, dass 29 Firmenbeteiligungen der Stadt Wien und des Landes Wien in diesen Deal mit hineingenommen werden, ohne dass wir eine Kenntnis darüber haben, um welche Firmenbeteiligungen es sich handelt. 

Meine Damen und Herren! Das ist eine Art und Weise, einen Akt zur Beschlussfassung vorzulegen, die indiskutabel ist, die in jedem Fall komplett abzulehnen ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Man soll uns nicht den guten Willen absprechen, dass wir von uns aus nicht gerne bereit sind, uns zu informieren, dass wir das nicht nur als Bringschuld, sondern auch als Holschuld betrachten. Die GRe Dr Tschirf und Dr Aichinger haben im März eine Anfrage eingebracht, worin sie genau nach diesen Unternehmensbeteiligungen fragen und darüber Aufschluss haben möchten. Ich weiß schon, dass die maximale Frist erst Ende Mai ausläuft, aber bitte das wäre doch zumindest ein Akt der Höflichkeit oder der Courtoisie gewesen, diese Anfragebeantwortung jetzt schon vorzunehmen, da es einen wirklich konkreten und schwerwiegenden Anlass dazu gibt. 

Ich persönlich alteriere mich auch über die Verweigerung einer politischen Diskussionskultur. Das hat offensichtlich etwas mit der Demut zu tun, die der Herr Bürgermeister seinerzeit bei der Regierungsbildung angekündigt hat und die er den anderen politischen Kräften entgegenbringen wollte, wohl wissend um sein bequemes Bett der absoluten Mandatsmehrheit. Und wie viel davon eingetreten ist, darüber haben wir ja schon sehr häufig diskutiert. 

Zweitens hat diese politische Diskussionsunkultur ja Tradition. Ich darf darauf verweisen, dass die Wiener ÖVP im November 1999 und im November 2000 wiederum Anträge eingebracht hat mit dem Begehren, die Regierung beziehungsweise die damals zuständige Stadträtin möge überprüfen lassen, ob die Firmenbeteiligungen der Stadt Wien und des Landes Wien noch Sinn machen, welche aufrechtzuerhalten sind, welche allenfalls abzustoßen sind. Es war nicht das Begehren, meine Damen und Herren, dass man Firmen verkauft, sondern es war lediglich das Begehr, dass man sich einmal anschaut, wie der Stand der Dinge ist, und dass man einmal sozusagen eine Art Kassasturz macht. 

Damals schon hat die sozialdemokratische Fraktion das selbstverständlich abgelehnt. Im Übrigen auch mit den Stimmen der GRÜNEN, die offensichtlich auch gefunden haben, so wie sie es jetzt finden, dass es überhaupt nicht der Mühe wert oder politisch interessant ist, sich einmal anzuschauen, ob diese Firmenbeteiligungen Sinn machen. 

Deshalb, meine Damen und Herren, wird meine Fraktion auch gegen den grünen Gegenantrag stimmen. Es wird darin zwar einiges verlangt, was auch wir unterstützen würden, denn dass man etwa die politische Zielsetzung, in welcher Form hier integriert wird, die ordnungsgemäße Abwicklung und auch die Auflistung, worum es sich eigentlich handelt, verlangt, ist durchaus auch im Einvernehmen mit uns, aber es findet sich der ganz wesentliche Punkt nicht in diesem Gegenantrag, nämlich dass man sich einmal anschaut, ob diese Unternehmensbeteiligungen überhaupt noch sinnvoll sind. 

Ich weiß jetzt nicht, um welche Beteiligungen es sich bei diesen 29 handelt, aber aus früheren Listen, die uns über Anfrage oder über Antrag schon einmal übermittelt wurden, weiß ich, dass, wenn sie noch aktuell sind, zum Beispiel die Hirschwanger Holzverarbeitungswerke dabei sind, und das macht aus meiner Sicht keinen Sinn. Warum macht das keinen Sinn? Weil ich nicht glaube, dass es die Aufgabe einer Kommune ist, strategisch nicht wichtige Unternehmensaktivitäten oder Unternehmensbeteiligungen zu halten, es sei denn, dass sie dem Zweck der Versorgungsgewährleistung in sozialer und wirtschaftlicher Hinsicht entsprechen würden. Das ist bei einigen offensichtlich nicht der Fall – ich komme noch einmal auf die Holzverarbeitungsbetriebe zu sprechen –, und es sind auch Beteiligungen dabei – sofern die frühere Liste noch gelten sollte –, die von der Privatwirtschaft mindestens ebenso gut, wenn nicht besser als von einer Kommune besorgt werden könnten. 

Daher glaube ich, dass es nicht zu rechtfertigen ist, dass diese Beteiligungen um jeden Preis aufrechterhalten werden sollen und auch noch in eine Neukonstruktion eingebunden, ich möchte fast sagen, einbetoniert werden sollen. 

Nun haben Sie, Herr VBgm Dr Rieder, mir ja schon im Ausschuss geantwortet, aus budgetären Gründen sehen Sie keine Notwendigkeit. Ich sage, auch wir haben nie die Absicht verfolgt, sozusagen Familiensilber zu verkaufen oder überhaupt Verkäufe zu tätigen, wobei die Mittel dann irgendwo im allgemeinen Budget versickern würden. Wir haben das nicht als Geldbeschaffungsaktion verstanden, sondern wir haben, wie ich schon ausgeführt habe, gemeint, dass es Sinn machen muss, dass eine Kommune Unternehmen betreibt oder sich an Unternehmen beteiligt und dass, falls es keine Notwendigkeit gibt, diese Beteiligungen aufrechtzuerhalten, mit dem Erlös Investitionen in den Wirtschaftsstandort und außerdem auch noch in zusätzliche direkte Wirtschaftsförderungsmaßnahmen getätigt werden könnten, sodass auch von hier wieder eine Umwegrentabilität entsteht, genauso wie sie bei einer Firmenbeteiligung durch Gewinne entstehen könnte. 

Im Übrigen hat mir, Herr Vizebürgermeister, ein Sprecher Ihres Büros über die "Kronen-Zeitung" auch ausrichten lassen, jetzt wäre es nicht günstig, jetzt wäre nicht der richtige Moment. Da darf ich vielleicht noch einmal darauf hinweisen, dass das offensichtlich seit dem Jahre 1997 schon so geht, dass "jetzt gerade" nicht der richtige Moment ist. 

Über das Konstrukt Wiener Holding GesmbH wird sicher noch ausführlich zu diskutieren sein, denn, meine sehr geehrten Damen und Herren, da wächst ein ordentlicher Moloch heran, der sich ja jetzt schon zu Beginn jeglicher Kontrolle zu entziehen versucht – und ich möchte gar nicht wissen, wie das dann noch weitergeht –, ein Moloch auch, der so vielfältige Aktivitäten zu besorgen hat, dass ich mich frage, welche Geschäftsführung vom Management her qualitativ wirklich in der Lage ist, den Bogen zu spannen von Kulturbetrieben über Beherbergungsbetriebe, Entsorgungsbetriebe, Wiener Hafen und vieles andere mehr, was sich in diesen 29 nicht näher definierten Beteiligungen, die wir heute zu beschließen haben, versteckt. Ich will dem Management nicht nahe treten und schon gar nicht ungerecht sein, aber es liegt auf der Hand, dass das eine Konstruktion ist, die gewisse Gefahren in sich birgt. 

Was aus dem Moloch noch alles entstehen soll und wird, ist für die Oppositionsparteien derzeit detailliert gar nicht absehbar, weil wir aus Veröffentlichungen noch weiterführende Hinweise haben, die noch einiges vermuten, vielleicht sogar befürchten lassen. Zum Beispiel: Im Vorlageakt selber steht ein kryptischer Satz: "Daher wird es angezeigt sein, einzelne Sozietäten beziehungsweise Anteile zwischen der Wiener Stadtwerke Holding AG und der Wiener Holding GesmbH zu transferieren."

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit so einem Vorlageakt fange ich nichts an, dem kann ich nicht zustimmen, wenn ich nicht weiß, was das bedeuten soll, wer was wohin transferiert.

Das Zweite, was dann noch auf uns zukommt, ist das, was in der Wiener Stadtregierungsklausur Anfang Februar offensichtlich schon fix ausgemacht war. Wobei ich sagen muss, die Klausur müsste "Alleinregierungsklausur" heißen, denn ich muss schon sagen, dieses sinnverzerrende Wort "Stadtregierungsklausur" gibt zu denken Anlass, denn auf unseren offiziellen Papieren der oppositionellen Stadträte und Stadträtinnen steht jeweils "Mitglied der Landesregierung". Jetzt frage ich mich: Sind wir Mitglieder der Landesregierung und der Stadtregierung oder sind wir es nicht? Ich gehe also einmal davon aus, dass es eine Klausur gibt, die immer nur der Alleinregierungsfraktion offen steht, und von der wissen wir aus Veröffentlichungen, dass es überhaupt zu einer weiteren Neuordnung der städtischen Unternehmungen kommen wird. 

Es ist da alles Mögliche angekündigt: Die Wiener Holding wird in Zukunft noch mehr Zentrum der wirtschaftlichen Aktivitäten der Stadt Wien sein – eine gefährliche Drohung, mehrere gefährliche Drohungen –, im Zusammenhang mit Wiener Hafen wird es künftig auch eine Donauraumentwicklungsgesellschaft geben. Ebenfalls in die Wiener Holding organisiert wird eine zentrale städtische Immobilienbesitz- und Entwicklungsgesellschaft sowie eine Stadtentwicklungsgesellschaft. Es wird nach Fertigstellung der Messe unter anderem auch die Messebesitzgesellschaft integriert, ebenso wie andere Stadtentwicklungsgesellschaften und so weiter und so fort. 

Meine Damen und Herren! Ich muss sagen, da wird es wohl noch ausführliche Diskussionen geben. Allerdings wird man uns wahrscheinlich auch weiterhin nicht allzu viel Gelegenheit geben, in die Sache wirklich intensiv einzutreten. Allein schon die Art wie uns in einer der Stadtsenatssitzungen, die auf diese Regierungsklausur oder Fraktionsklausur gefolgt ist, Frau VBgmin Laska auf die Anfrage, was denn da in etwa so geplant ist, kaltschnäuzig geantwortet hat, nämlich dass wir das dann erfahren werden, wenn das in den zuständigen Gremien beschlossen werden muss, halte ich auch für eine gefährliche Drohung, noch dazu in Anbetracht dessen, dass wir wissen, dass Vorlageakte so wie dieser, die zum Beschluss vorgelegt werden, mehr Fragen aufwerfen als sie beantworten. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr StR DDr Schock. Ich erteile es ihm.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich glaube, die Notwendigkeit einer Neugestaltung des Beteiligungsbereiches der Stadt steht wahrscheinlich außer Streit. Alleine wenn man sich die Geschichte dieses Beteiligungsbereichs ansieht, der durch eine Verschränkung zwischen Stadt und Bank Austria gekennzeichnet war, dann sieht man, dass durch die Entwicklung der letzten Jahre, durch die Entflechtung in diesem Bereich, wodurch der eine Teil, etwa die WED oder auch der Flughafen, zur Bank Austria gewandert ist und der andere Teil eben hier bei uns im kommunalen Bereich geblieben ist, hier eigentlich ein ungeordneter Torso verblieben ist, der einer Neugestaltung, einer Neustrukturierung bedarf.

Meine Damen und Herren! Die freiheitliche Fraktion hat zu dieser Neugestaltung des städtischen Beteiligungsbereiches auch ganz konkrete Vorstellungen. Wir wollen diese Neugestaltung anhand der beiden Konzerne, die schon existieren, vornehmen, der Wiener Stadtwerke Holding auf der einen Seite und der Wiener Holding auf der anderen Seite. Nach unserer Vorstellung könnte sich diese Wiener Stadtwerke Holding zu einer Firma entwickeln, die umfassend für alles zuständig ist, was mit der Daseinsvorsorge in unserer Stadt zu tun hat. Bei der Wiener Holding würden dann alle anderen kommunalpolitisch interessanten Beteiligungen verbleiben, etwa die Wiener Stadthalle, etwa auch die Vereinigten Bühnen Wien. Bei den Vereinigten Bühnen Wien stellen wir uns vor, durch einen professionellen strategischen Partner das Management vor allem im Musicalbereich auf eine professionellere Basis zu stellen. Ebenso könnte auch die Messebesitzgesellschaft, nachdem der Neubau der Wiener Messe im nächsten Jahr fertiggestellt ist, durchaus unter diesem Dach der Wiener Holding ihre zukünftige Stätte finden.

Meine Damen und Herren! Auf der anderen Seite sollte oder könnte sich die Wiener Stadtwerke Holding eben zu einem Bereich entwickeln, der umfassend die Daseinsvorsorge in der Stadt managt, also etwa den öffentlichen Personennahverkehr, die Wiener Linien, WienStrom, WienGas, alles Bereiche, die jetzt schon bei den Wiener Stadtwerken sind. Wenn man – was man unserer Auffassung nach tun sollte – diese Idee der Daseinsvorsorge konsequent zu Ende denkt, dann würde das heißen, dass in Zukunft etwa die Entsorgungsbetriebe Simmering, die derzeit von der Wiener Holding verwaltet werden, denklogisch in den Bereich der Wiener Stadtwerke Holding umgeschichtet werden müssten.

Wenn man das noch weiter denkt, dann könnte hier auch unser alter Vorschlag realisiert werden, die Magistratsabteilungen 30 und 31 auszugliedern und auf eine eigenwirtschaftliche Basis zu stellen. EBS, Wienkanal, Wien Wasser haben ja auch ein gemeinsames Geschäftsfeld, und nach unseren Vorstellungen könnten diese ausgegliederten Magistratsabteilungen 30 und 31 in Zukunft dann auch unter diesem Dach der Wiener Stadtwerke Holding ihr neues zu Hause finden.

Meine Damen und Herren! Wir sehen, dass zwischen diesen Bereichen derzeit schon eine große Vernetzung besteht. So sind beispielsweise Milliardeninvestitionen in das Wiener Kanalnetz über die EBS finanziert worden. Die EBS musste Milliardenkredite für die Finanzierung unseres Kanalnetzes aufnehmen. Wir haben heute noch nicht die Situation überwunden, dass die Rechnungen für diesen Kredit in einem Wanderzirkus zwischen EBS und Wienkanal hin- und hergeschickt werden. 

Durch eine solche Lösung, die Hand und Fuß hat, könnten wir alle diese Probleme lösen. Wir könnten viele Synergieeffekte lukrieren, nicht nur Synergieeffekte bei dieser Kreditverrechnung, Synergieeffekte vor allem auch durch einen gemeinsamen Marktauftritt von Strom, Gas, von Wiener Linien, durch einen gemeinsamen Marktauftritt dann auch von Wienkanal und Wien Wasser. Wir könnten Synergieeffekte vor allem auch für den Kunden lukrieren. 

Meine Damen und Herren! In Wien ist es nach wie vor leider häufig so üblich, dass es eigene Ablesungsorgane für den Wasserzähler, für den Gaszähler, für den Stromzähler gibt. Wenn wir diesen endgültigen Schritt zu Ende gehen würden und all diese Bereiche in dieser neuen Wiener Stadtwerke Holding bündeln würden, dann wäre in Hinkunft nur mehr ein Firmenvertreter dieses neuen großen kommunalen Konzerns zuständig, um alle diese Zähler abzulesen, dann könnte ein Firmenvertreter Wasserzähler ablesen, Gaszähler ablesen und auch den Stromzähler ablesen.

Meine Damen und Herren! Wir könnten daher auch für die Firma selbst Synergieeffekte durch eine höhere Kundenbindung erzielen, weil wir im freien Markt unsere Kunden dann natürlich leichter halten können, wenn wir eine umfassende Produktpalette anbieten. Es sind ja auch in ganz Europa solche Entwicklungen im Gange. In ganz Europa sind in den letzten Jahren erfolgreiche Firmen entstanden, die mit diesem Geschäft sogar ansehnliche Gewinne machen; in Deutschland etwa RWE oder E.ON oder auch in Frankreich große Firmen wie Vivendi oder Suez Lyonaise. Das sind erfolgreiche Firmen, die zeigen, wie man solche Synergieeffekte zwischen diesen Sparten in wirtschaftlichen Erfolg ummünzen kann. 

Meine Damen und Herren! Es stecken daher ganz große Chancen in dieser Neugestaltung der Beteiligungen der Stadt. Unsere Fraktion hat auch ganz spezielle Vorstellungen zu dieser Neugestaltung, und wir sind auch bereit, unsere Vorstellung in diese Neugestaltung einzubringen. Der heutige Antrag – das haben die Redner vor mir bereits festgestellt – soll aber eine Blankovollmacht erteilen, eine Blankovollmacht deshalb, weil die Grundlinien dieser Neugestaltung in diesem Geschäftsstück ja überhaupt nicht erkennbar sind. Auch die freiheitliche Fraktion sieht sich daher außer Stande, heute diese Blankovollmacht hier zu unterschreiben. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenredner ist Herr GR Franz Ekkamp. Ich bitte ihn zum Rednerpult. 

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich glaube, bei einem findet man schnell Konsens hier in diesem Haus: dass die Stadt Wien die Aufgabe hat, die Versorgungsgewährleistung in sozialer und wirtschaftlicher Hinsicht sicherzustellen. Und die Politik hat eben die Aufgabe, rechtzeitig Entscheidungen dafür zu treffen, insbesondere angesichts der Dynamik der Veränderungen, vor denen wir bis jetzt gestanden sind, vor denen wir noch stehen und die auch immer stärker werden und in einem immer rasanteren Tempo stattfinden, Veränderungen in der Gesellschaft, in der Wirtschaft, in Europa. Das viel zitierte GATS und dessen Auswirkungen stehen vor der Tür, und davon ist insbesondere die Daseinsvorsorge betroffen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Menschen in Wien erwarten sich gerade im Bereich der Daseinsvorsorge auch weiterhin eine hohe Qualität. Gerade die kommunalen Dienstleistungsbetriebe stehen eben durch diese Veränderungen in einem massiven Wettbewerb, sie stehen unter einem Wettbewerbsdruck. Diese Veränderungen verlangen auch rasche Entscheidungen, damit man eben auf aktuelle wirtschaftliche Entwicklungen effizient reagieren kann. Und da scheiden sich halt ein bisschen die politischen Wege, wie man das in Angriff nimmt. Insbesondere bei der ÖVP wird das sehr stark sichtbar. Wir brauchen nur einen kleinen Blick ein Stückchen weiter, ein paar hundert Meter weiter zum Bund zu machen, wo Entscheidungen getroffen werden. Da sehen wir, wie der mit Betrieben umgeht, wie Betriebe verschleudert werden, um eben gewisse Budgetlöcher zu stopfen. (GR Ing Herbert RUDOLPH: Bleiben Sie hier! Da treffen wir heute Entscheidungen!) Mir fällt da als Beispiel ein österreichisches Flaggschiff ein, ein toller Betrieb, die ATW, die in einer Nacht- und Nebelaktion verscherbelt wurde. Oder man denke nur – das ist heute auch schon angesprochen worden – an den Börsegang der Telekom. Professionell war das sicher nicht. 

Frau Kollegin Rothauer hat in ihrer Wortmeldung heute einen Hinweis auf die Verwendung der Verkaufserlöse gegeben, wenn man privatisiert, wenn man verkaufen kann und auch soll. Das, meine Damen und Herren, geht wieder an die falsche Adresse, das müssten Sie sehr intensiv an den Bund richten und kritisieren, was er mit den Geldern macht, wie er Betriebe billigst verkauft. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Wir reden aber hier über die Wiener Beteiligungen!)

Sie haben die Investitionspolitik angeschnitten. Ich erlaube mir wieder nur einen kleinen Hinweis, Frau Kollegin. Vergleichen Sie die Wiener Investitionspolitik mit der des Bundes, und Sie werden sehen und, wenn Sie ehrlich zu sich sind, sehr deutlich erkennen, dass Wien hier eine Spitzenreiterfunktion gegenüber dem Bund einnimmt. Ich wage zu sagen, dass Wien eine bessere Investitionspolitik als der Bund hat. Der Vergleich macht uns sicher.

In Wahrheit möchte ich aber auf noch eines hinweisen, Frau Kollegin, was Sie jetzt in Ihrer Wortmeldung gesagt haben, weil Sie so die Angst hineingestreut haben in die Diskussion, es entsteht ein Moloch mit der neuen Holding. Ich habe Ihren Aufschrei nicht gehört, als es um die Zusammenlegung großer Pensionsversicherungsanstalten gegangen ist, ich habe Ihren Aufschrei nicht gehört, als es um die Zusammenlegung des gesamten Sicherheitsapparates, also Polizei, Kriminalabteilungen, Gendarmerie, gegangen ist. Da hat er mir gefehlt. Und ich höre auch noch keinen Aufschrei über die künftig geplanten Zusammenlegungen im Bereich der Krankenversicherungen. Das ist alles kein Problem. Kein Aufschrei. Fast würde es mir über die Lippen kommen: Das ist ein wenig doppelmoralisch, Frau Kollegin. 

Aber in Wahrheit geht es der ÖVP eben um die reine Privatisierung, um den reinen Ausverkauf. Ich will nicht das Wort "Verscherbelung des Familiensilbers" verwenden, aber man könnte es durchaus so nennen. Privatisieren will jedoch auch gelernt sein. Das haben wir gesehen. Ich habe ein Beispiel aufgezeigt mit der Telekom, das heute schon ein paar Mal genannt worden ist. 

Und dass, wie Sie behauptet haben, Private im Bereich der Daseinsvorsorge besser sein sollen, darüber kann man auch sehr lange diskutieren, denn es gibt durchaus einleuchtende und klare Beispiele, wo das nicht eingetreten ist, wie Sie es behauptet haben, Frau Kollegin. Paradeland England. Da brauchen wir nicht viel zu erwähnen, das ist ein negatives Beispiel. Sie erinnern sich sicher an die Privatisierung des Schienennetzes in England. Rail Trekking hat sich dieser Betrieb genannt. Er ist konkursreif. Jetzt muss er mit Milliarden von Steuermitteln wieder saniert werden, damit er überleben kann. Es ist nichts investiert worden in diesem Bereich. 

Ich darf Ihnen aber noch ein zweites Beispiel von Privatisierung nennen, aus dem ersichtlich wird, dass es auch gelernt sein muss, und hier bleibe ich in Wien, bei der Wiener ÖVP. Sie haben ja vor der Wiener Gemeinderatswahl ein Modell für die Privatisierung der Gemeindewohnungen entworfen. Damals haben Sie ja sogar mit einem Türhänger agiert, worin Sie angeboten haben, wie günstig denn die Gemeindewohnungen zu erwerben sind. 

Jetzt gehe ich davon aus, dass die ÖVP eine Wirtschaftspartei ist, dass sie zumindest mit Zahlen hantieren kann bei diesem Modell. Die Menschen haben den Trick eh durchschaut, denn so einfach, wie es da draufsteht, ist es ja leider nicht gewesen. Ich habe mir dann auch angeschaut, wie das Finanzierungsmodell der ÖVP ausgesehen hätte, Frau Kollegin Rothauer, das ist nicht uninteressant. Wiener ÖVP. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 60 000 EUR Eigenmittel. Das nimmt man sich mit einem Kredit auf. Kein Problem, überhaupt kein Problem! Das gibt es ja heute, Kredit ist ja da. Dann steht, dass die monatliche Rückzahlungsrate 469 EUR beträgt. Das muss man zehn Jahre lang jeden Monat, also 120 Monate lang, zurückzahlen. (Zwischenruf des GR Mag Wolfgang Gerstl. – GR Godwin Schuster: Wo ist der Unterschied zwischen der ÖVP und den Freiheitlichen?) Und dann kommt man zu dem Schluss, dass die Wohnung einen Euro pro Quadratmeter kostet. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Wo haben Sie das hergenommen?) Na ich komm schon dazu. Also ein tolles Modell! Aber wenn man das zusammenrechnet – und wenn einer nicht "zu Fuß" rechnen kann, dann kann er auch einen Computer zur Hand nehmen; das kann man heute durchaus zugestehen, denn wir sind alle computerverwöhnt –, wenn man also die 469 EUR mit 120 multipliziert, dann kommen nicht 60 000 EUR heraus, sondern 56 280 EUR. Das heißt, das ist ein toller Kredit! Bei 4,75 Prozent Verzinsung – das steht da drinnen – zahlt man dann eigentlich um über 3 000 EUR weniger zurück, als man sich aufnimmt. Eine tolle Geschichte, eine wirtschaftlich tolle Geschichte! Nun, das ist auch kein Problem, vielleicht fördert die ÖVP irgendetwas oder schießt irgendetwas zu. 

Jetzt habe ich mir die Mühe gemacht – ich weiß nicht, wer damals Landessekretär war – und habe im März bei der Volkspartei in Wien angerufen und habe mir erklären lassen, wie das geht. Und der hat sich, wie Sie Herr Kollege Gerstl, ausgeredet, dass das die Raiffeisenbank ausgerechnet hat – es steht ja auch da: Raiffeisenbank; Naheverhältnis zur ÖVP –, und er hat auch gleich gesagt, irgendwo dürfte ein Fehler drinnen sein, denn es handelt sich um ein Bauspardarlehen, das nicht zehn Jahre läuft, sondern vielleicht 15 Jahre. Eine genaue Auskunft konnte er mir nicht geben. 

Was tut man als anständiger Bürger dieser Stadt, wenn man etwas wissen will? Man ruft weiter an. Man ruft bei der Raiffeisenbank an. Dort wird man fünfmal in Abteilungen vermittelt, da ist keiner kompetent oder auf Pause. Es gibt keine Auskunft. (GR Dr Matthias Tschirf: Ein guter Betriebsrat! – GR Kurt Wagner – in Richtung ÖVP –: Kennen Sie einen Betriebsrat dort?) Nein, das waren keine Betriebsräte. Es gibt keine Auskunft. (Weitere Zwischenrufe.) Zwei Wochen später erwischt man doch einen kompetenten Mann, und der sagt dann wieder etwas, was üblich ist, was wir eh schon kennen: Nein, nein, das ist nicht die Raiffeisen, wir haben damit gar nichts zu tun. Das ist Sache der Wiener ÖVP. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.)

Also so geht das, meine Damen und Herren! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: So schaut's aus!) Wenn das die Privatisierung der ÖVP für die Zukunft ist, dann kann man nur sagen: Danke, meine Herren! Gute Nacht! Wir sind froh, dass Sie keine Kompetenz in der Stadt haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es gäbe wahrscheinlich noch mehr Beispiele. Recherchieren Sie in Zukunft genau. Ich hätte gerne zehn solche Kredite, denn da bleibt uns eine Menge Geld über. Aber das gibt es halt nicht, wie man sieht, wenn man sich das genau anschaut. Also Qualität hat schon auch einen Stellenwert. 

Wien, meine sehr verehrten Damen und Herren, wählt mit dieser neuen Konstruktion einen sinnvollen Weg, der die kommunalen Betriebe stärkt und der sie auch wettbewerbsfähig für die Zukunft und ihre neuen Aufgaben macht. Es ist durchaus sinnvoll, dass die kommunalen Betriebe im Sinne der sogenannten Daseinsvorsorge in einem Konzern zusammengefasst werden – auch private Konzerne agieren so –, um dadurch gewisse – das ist heute schon gesagt worden – Synergieeffekte zu erzielen, um rasche Entscheidungsabläufe zu bekommen, um effizient und effektiv auf die wirtschaftlichen Entwicklungen reagieren zu können. Es macht durchaus Sinn, das professionelle Beteiligungsmanagement der im Eigentum der Stadt Wien stehenden Holdinggesellschaften auch für andere kommunale Betriebe zu nutzen, und auch eine strategische Ausrichtung der kommunalen Betriebe macht Sinn, damit in Zukunft eben die kommunalen Interessen stärker wahrgenommen werden können und damit es auch eine kostenbewusste Unternehmensführung gibt. Natürlich darf man auch die flexible Reaktion auf die Marktmechanismen nicht unerwähnt lassen. 

Um all das geht es bei diesem Antrag, meine sehr geschätzten Damen und Herren, und nicht um einen planlosen und ineffizienten wirtschaftlichen Ausverkauf unserer Betriebe. 

Abschließend darf ich noch bemerken: Dem Antrag der Grünen auf Zuweisung werden wir die Zustimmung geben. Es geht uns bei diesem Antrag um eine sinnvolle Umstrukturierung bestehender Gesellschaften und Beteiligungen der Stadt Wien, die weder mit finanziellen Transaktionen noch mit Vermögensveräußerungen verbunden ist. Es geht, ganz einfach gesagt, um eine Neuformierung im Sinne einer effizienten Daseinsvorsorge. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich habe noch eine Wortmeldung. Herr Dr Tschirf, bitte schön.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich darf mich sehr kurz fassen. Es geht um Folgendes: Frau StRin Rothauer hat unsere Position hier dargelegt, dass wir die Frage von Beteiligungen, die Frage von Eigentum der Stadt Wien für eines der zentralen Themen halten, worüber auch diskutiert werden sollte. 

Wir nehmen daher gerne zur Kenntnis, dass die Grünen den Antrag anders abgefasst haben, als er ursprünglich ausgesehen hat. Er sieht unter anderem eine Zuweisung vor, und wir werden daher diesem Antrag zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Jetzt habe ich keine Wortmeldung mehr. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Post 44 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrheitlich, nur mit den Stimmen der SPÖ, so angenommen. 

Es liegt der schon zitierte Beschuss- und Resolutionsantrag der Grünen vor. Hier geht es um eine Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss FIWI. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist jetzt einstimmig so angenommen. 

Postnummer 47. Sie betrifft die 4. Gemeinderatssub-ventionsliste 2003. 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. 

Ich komme zur Abstimmung, die ich getrennt vornehmen lasse. 

Ich lasse als Erstes über die vorgesehene Subvention für die Julius-Raab-Stiftung zur Förderung von Forschung und Bildung abstimmen. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Grünen und ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Ich komme zur restlichen Liste, die ja, glaube ich, bekannt ist, die ich daher nicht vorlesen muss. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Postnummer 2. Sie betrifft die Änderung der Geschäftseinteilung für den Magistrat der Stadt Wien. 

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Grünen, so angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 6 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Public Netbase. 

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung mehr vor. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne Freiheitliche und ohne ÖVP, so angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 9. Sie betrifft die Erhöhung des Sachkredites für die Errichtung der Hauptbibliothek in Wien 7, Neubaugürtel. 

Bitte schön, Frau GRin Novak. 

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werte Damen und Herren!

Es ist mir eine besondere Freude, das heutige Poststück zum Welttag des Buches vorlegen zu können. Es geht um die finanzielle Beendigung des großartigen Projektes der neuen Hauptbücherei, und ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Cordon. Bitte schön. 

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der SPÖ!

Diese Aufstockung des Sachkredits um 2 280 000 EUR passt wirklich zur Personalpolitik, zu Ihrer Personalpolitik, die Bücherei betreffend, wie die Faust aufs Aug. Ist das der Grund, dass Sie hier aufstocken mussten, dass Sie die Bücherei mit viel zu wenig Personal ausgestattet haben, weil Sie sparen müssen? Man hat mit einem Riesenansturm der Besucher gerechnet. Das konnte man in allen Medien lesen. Mit 5 000 Besuchern täglich, mit bis zu 2 Millionen Entlehnungen und 550 000 Auskünften pro Jahr rechnet man. Das Angebot ist riesig. Das brauche ich Ihnen wahrscheinlich nicht aufzuzählen, denn viele von Ihnen waren ja bei der Eröffnung anwesend und konnten sich davon wirklich überzeugen. Mit der open axis area, die bis 23 Uhr geöffnet sein soll, will man publikumsfreundlich der arbeitenden Bevölkerung den Zugang zu diesem Medientempel eröffnen, las ich einst in den Medien. Was ist übriggeblieben? 19 Uhr Sperrstunde! Das ist übriggeblieben!

Wie Sie sicher erfahren haben, waren in der ersten Woche bereits 35 984 Besucher in der Bücherei, die in irgendeiner Form bedient werden wollten und bedient werden mussten, mit Rückgaben, Entlehnungen, Einschreibungen et cetera. Wunderbar, super, sehr erfreulich. 

Ich darf Sie aber auch daran erinnern, dass ursprünglich von der Direktion 30 zusätzliche Dienstposten angefordert wurden, um diesem Ansturm gerecht werden zu können. Nach langen zähen Verhandlungen wurden dann mit Hilfe eines vom Kommunalwissenschaftlichen Dokumentationszentrum durchgeführten interkommunalen Vergleichs – klingt ganz toll – gnädig 12 Dienstposten und 8 Hilfskräfte für 10 Stunden die Woche genehmigt. Aber auch das blieb nicht. Es wurden noch 3 gestrichen, und von 30 angeforderten zusätzlichen Dienstposten blieben 9 Dienstposten übrig. So. Und damit waren nämlich alle Illusionen über eine neue Qualität im neuen Haus gefallen. 

Man hat natürlich sofort ein Krisenmanagement gegründet, das fieberhaft gearbeitet hat, denn es war klar, dass man von den Bibliothekarinnen und Bibliothekaren nicht verlangen konnte, so einen Ansturm zu bewältigen. Na ja, jetzt muss jeder alles machen. Es gibt keine Zentrale mehr, es muss jeder alles machen. Wie er das schafft, ist ganz egal.

Ja, es ist ein Wunder, dass sie nicht auch noch Kaffee kochen müssen, aber da hat man sich erinnert an das Auslagern. Auslagern ist das Zauberwort. Okay, das Kaffeehaus wurde ausgelagert, ist schon in Ordnung. Und da dachte man sich: Na ja, die Bedienungen im Kaffeehaus könnten vielleicht auch die Internetgalerie verwalten. Ja, gut. Ich will ja nicht sagen, dass sie es vielleicht nicht können. Vielleicht können sie es, möglich. Ich frage mich allerdings schon, ob man die Direktion der Bücherei entweder für einen Spaßvogel gehalten hat oder ein bissel als vertrottelt angesehen hat. Oder ist da irgendwie die Meinung, dass man alles, was die Direktion will, immer durch drei teilt, und dann wird es schon passen?

Aber im Ernst: Sie stellen einen wirklich respektablen Bau hin, wobei ich sagen muss, die Treppe erinnert mich so ein bisschen an den Film "Panzerkreuzer Potemkin". Als ich vor der Treppe stand, habe ich mir schon gedacht: Na ja, für ältere und behinderte Menschen eigentlich ein nicht zu bewältigendes Hindernis. Es gibt allerdings Rolltreppen, ist schon klar, und es gibt sogar einen Lift, aber den muss man erst mühsam finden. Und jetzt habe ich ein Anliegen ohne Antrag: Vielleicht kann man ein Schild oder einen Pfeil anbringen, wie man zum Lift kommt, denn ganz einfach findet man ihn nicht, wenn man vor der Treppe steht. 

Ja, "Panzerkreuzer Potemkin": Revolutionär, wie gesagt, ist der Bau. Aber nicht revolutionär ist die Art, wie man von der Stadt Wien aus, von der Verwaltung aus mit den Öffnungszeiten umgeht. Glauben Sie wirklich, dass es jemand, der bis 18 Uhr in Kagran zum Beispiel an seinem Arbeitsplatz ist, bis 19 Uhr schafft, in die Bücherei zu kommen? Ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie selbst das glauben. Aber anscheinend ist dieser Medientempel, wie er ja genannt wurde, nicht für die arbeitende Bevölkerung gedacht. Eine Kulturstätte, und das ist es zweifellos und das wurde ja in einigen Ansprachen zur Eröffnung auch so transportiert, die nur wochentags untertags offen hat, ist keine besucherfreundlich eingerichtete Kulturstätte. Im internationalen Vergleich haben wir eine wenig besucherfreundliche Öffnungszeit. Davon kann man sich überzeugen. Und man kann einmal wieder nur sagen: Was haben denn die Finnen, was wir nicht haben? Ja, sie haben andere Öffnungszeiten.

Und ich möchte dabei daran erinnern, dass laut PISA-Studie die Finnen auch die bestausgebildeten Schüler haben. Vielleicht liegt es an den längeren Öffnungszeiten ihrer Büchereien, könnte ja sein, bis 22 Uhr nämlich wochentags.

Wir beantragen daher eine Verlängerung der Öffnungszeit besonders an den Wochentagen und auch eine längere Öffnungszeit am Samstag. Aber bitte nicht auf dem Rücken der Angestellten auszutragen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Allerdings, mit Ihrer Sparvariante von Personalpolitik schafft das die Bibliothek natürlich nicht. Irgendwie kommt mir die ganze Sache vor, als würden Sie einen Porsche mit angezogenen Bremsen fahren. Und mit weiteren Schließungen von Filialbüchereien, wie die Frau StRin Laska das vorhat, wird sie sich über diese missglückte Personalpolitik der städtischen Hauptbücherei nicht hinwegschwindeln können. 

Ich appelliere an Sie: Seien Sie großzügig, wie es das Bauwerk ist und vorgibt, dass die Wiener Stadtverwaltung es auch ist. Und tragen Sie es nicht auf dem Rücken der Mitarbeiter aus, denn mit dieser Sparstrumpfvariante wird eine groß angelegte Unternehmung wieder eine sehr kleinmütige Sache, und ich hoffe sehr auf Ihre Einsicht. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. – Die Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Danke. 

Frau Kollegin Cordon, ich danke Ihnen erstens, dass Sie mir Anlass geben, mich persönlich auch bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Hauptbücherei, sowohl der alten als auch der neuen, quasi herzlich zu bedanken, nämlich nicht nur für die Arbeit, die sie jetzt leisten in den ersten Wochen des großen Ansturms, und das ist, glaube ich, der, der uns alle sehr freut, nämlich dass die neue Hauptbücherei von den Wienerinnen und Wienern so schön angenommen wird, sondern auch für die Arbeit, die sie vor der Eröffnung der neuen Hauptbücherei geleistet haben, die im Zuge der Übersiedelung und auch der Codierung jedes einzelnen Mediums eine ganz hervorragende und sehr zeitintensive war. Nur das hat es natürlich möglich gemacht, dass die Hauptbücherei auch den großen Ansturm, der seit der Eröffnung auf sie zugekommen ist, bewältigen konnte und auch zurzeit hervorragend bewältigt, und ich bin sehr zuversichtlich, dass das auch in den nächsten Wochen, wo dieser Ansturm noch anhalten wird, so sein wird.

Ich glaube, dass sich das, auf Ihren Antrag zurückkommend, wenn der Normalbetrieb Einzug hält, und den gilt es in erster Linie einmal abzuwarten, weil jetzt reden wir nicht vom Normalbetrieb, das zeigen auch alle anderen neu eröffneten international so hoch geschätzten Büchereien, irgendwann auch einpendeln wird. Wir werden uns die Situation dann ganz genau anschauen und reflektieren, auch was die Entlehnung der Medien betrifft, denn zum jetzigen Zeitpunkt ist ein Viertel der Medien entlehnt, und das ist für eine Bücherei natürlich sehr viel, weil die Auswahl dann auch begrenzt ist. Aber das ist eine Momentaufnahme, und ich denke, über die werden wir zu einem späteren Zeitpunkt auch noch reden müssen. Deshalb werden wir auch der Zuweisung dieses Antrages zustimmen.

Ich möchte Sie aber schon darauf hinweisen, dass der jetzige Akt der Sachkrediterhöhung nichts mit der Personalpolitik zu tun hat. Das ist ein unumgänglicher Zuschuss. Diese Behauptung ist mit Bestimmtheit nicht richtig. Hier geht es um die Verzögerung, die es durch Konkurse gegeben hat während der Bautätigkeit und die damit zusammenhängende Steigerung der Kosten und nicht ums Personal vor Ort oder in der alten Hauptbücherei. 

Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Post 9 in der vorliegenden Fassung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Wer für den Beschlussantrag ist, der schon zitiert wurde – hier geht es um die Zuweisung an den Fachausschuss –, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Postnummer 13, Neufestsetzung der Preise für die Benützung der städtischen Bäder. Herr GR Vettermann. 

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Ich eröffne die Debatte. Frau GRin Sommer-Smolik.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wir werden heute eine Tariferhöhung für die Wiener Bäder beschließen – ich nehme an, dass die SPÖ dem zustimmen wird –, und ich möchte schon einige Worte dazu verlieren. 

Es stimmt, wir haben 1995 das letzte Mal die Tarife verändert für die Bäder, aber eigentlich gibt es keinen Grund, sie jetzt zu erhöhen, jetzt, gerade eine Woche vor dem Start der Badesaison, ein wirklich gelungener Zeitpunkt, die Tarife für die Bäder zu erhöhen. Und auch wenn die SPÖ noch so oft betont in Presseaussendungen vom Kollegen Reindl, dass diese Tariferhöhungen ja gar nicht stimmen, dass es ja gar nicht so viel ist und gar nicht so arg ist und dass ja das Leistungsangebot ausgedehnt worden ist, so muss ich schon sagen: Diese Tariferhöhungen sind unserer Meinung nach wirklich völlig unnötig und absurd. Weil wenn wir uns anschauen: Wo wird denn erhöht? Es wird immer erwähnt, die Eintrittskarten für Sommerbäder, Kombinationsbäder und Familienfreibäder, und zwar die Familienkarten, die Jugendlichen- und Kinderkarten werden nicht erhöht. Ja, das stimmt. Aber die Eintrittskarten ohne Umkleide werden für die Erwachsenen sehr wohl erhöht. Es wird ein Ferientarif für die Kinder eingeführt, zwar nur, eh nur 50 Cent, aber alle die, die schon einmal im Sommer in so einem Sommerbad waren, wissen, dass dort viele Kinder sind, und die kramen jetzt in ihren Geldbörseln ihre 50 Cent hervor, stellen sich dann an, es wird wahrscheinlich nicht sehr zuträglich sein dem Einlass und dem Gedränge, das jetzt schon enorm ist. Und wozu diese 50 Cent für die Kinder gut sein sollen, außer, dass man jetzt schon die Kinder zur Kasse bittet, ist für uns nicht einsehbar, denn wir glauben, dass es nicht bei den 50 Cent bleiben wird. 

Diese 50-Cent-Preiserhöhungen sind zwar nicht viel, gibt es aber immer wieder. Zum Beispiel wird auch der Schwimmunterricht pro Stunde um 50 Cent erhöht. Jetzt könnte man sagen, ja mein Gott, die 50 Cent sind bei dem Preis eh schon Wurscht, denn wenn man einen 10-Stunden-Unterrichtsblock nimmt, sind es 55 Euro, und die muss man sich einmal leisten können. Und alle, die mehrere Kinder haben, denen so ein Schwimmunterricht erteilt wird, müssen sich dann ausrechnen, ob man Kindern überhaupt noch das Schwimmen im öffentlichen Bad beibringen lassen kann oder ob man sich das nicht selbst organisiert, was genauso teuer ist wie im öffentlichen Bad. 

Es gibt aber auch höhere Preiserhöhungen als die 50 Cent, nämlich bei den Saisonkarten, weil wenn man sich anschaut: Da werden die Kabinen von 349 EUR auf 385 EUR erhöht, die Kästchen von 94,50 EUR auf 105 EUR und die Mitbenützung bei Kabinen oder Großkästchen von 72 EUR auf 80 EUR. Es gibt immer wieder doch einige Sprünge, die nicht schöngeredet werden können und bei denen es unserer Meinung nach auch nicht nachvollziehbar ist, warum das jetzt gemacht wird, wo doch das Angebot in den Bädern noch nicht so toll ist. Ja, es ist einiges passiert, es gibt, wie schon vom Leiter der MA 44 erwähnt wurde, auch in den Medien, die Eltern-Kind-Bereiche, aber es wurde auch schön langsam Zeit, in Bädern solche Bereiche einzurichten. Und sich damit zu brüsten und zu sagen, jetzt haben wir das und jetzt zahlt bitte auch mehr, ist unserer Meinung nach nicht einsehbar. 

Der Kollege Reindl hat in seiner Presseaussendung von moderaten Anpassungen der Tarife gesprochen. Für uns ist das keine moderate Anpassung, sondern es ist eine weitere Tariferhöhung, die die SPÖ hier nun auch im Freizeitbereich durchführt, und nicht tragbar. Deswegen werden wir dem Akt auch nicht zustimmen. 

Ich möchte Sie jetzt schon fragen, ob Sie diese uns im Dezember 2001 zugegangene CD noch kennen? Das ist die Studie zur Wiener Bäderstrategie. Die wurde uns netterweise zur Verfügung gestellt von Kohl & Partner, die diese Studie erstellt haben. Wir wurden im Dezember 2001 ja auch dann in der Bäderkommission aufgefordert, innerhalb von zwei oder drei Wochen eine Stellungnahme der Fraktionen zu dieser Studie abzugeben, was ja, nehme ich an, alle Fraktionen gemacht haben. Wir haben das schon mal debattiert beziehungsweise erwähnt hier. Was ist mit diesen Stellungnahmen passiert beziehungsweise was ist mit dieser Studie zur Wiener Bäderstrategie passiert? Unserer Meinung nach ist nicht erkennbar und schon gar nicht bei den Tariferhöhungen erkennbar, dass diese Strategie, die von Kohl & Partner ausgearbeitet wurde, irgendwie nachvollziehbar ist, und es ist auch nicht erkennbar, dass es im Bereich der Bäder eine Strategie gibt. Wenn es eine Strategie gibt, würde es uns schon interessieren, welche, denn die kann es nicht sein. Da stehen andere Dinge drinnen als die, die jetzt passieren beziehungsweise nicht passieren. 

Deswegen werden wir dem Antrag des ÖVP-Klubs zustimmen, die hier auch einfordert, dass es eine Diskussion gibt zu dieser Strategie beziehungsweise wie weiter umgegangen wird mit den Bädern. Und auch wenn die SPÖ meint, diese Tariferhöhungen haben nichts mit Preiserhöhungen zu tun und sind nur moderat beziehungsweise im kleinsten Erhöhungsbereich, so können wir nur sagen: Wir werden dem nicht zustimmen. Wir fordern hier wirklich ein eine Diskussion zum Umgang mit den Bädern und wohin die Stadt Wien mit ihren öffentlichen Bädern will, denn nur die Ankündigung, dass ausgegliedert wird, kann es ja wohl nicht sein. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Als Nächster zu Wort gemeldet: Herr GR Walter Strobl. Bitte, Herr Professor oder Hofrat, was bist du jetzt? (GR Dr Matthias Tschirf: Hofrat!) Hofrat bist du. Hofräte werden nur ernannt und nicht gewünscht, aber ich wünsche dir alles Gute. 

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke schön. 

Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter!

Wir haben am 15. Juli 2001 bereits ein Konzept vorgelegt erhalten beziehungsweise wir noch nicht, aber es gab ein fertiges Bäderkonzept, und dieses Bäderkonzept wurde dann im Dezember 2001 einem eigens einberufenen Bäderausschuss, der von allen Fraktionen besetzt war, zur Diskussion vorgelegt. Das war eine sehr umfassende, sehr ergiebige Diskussion, und wir wurden damals aufgefordert, als Fraktionen dazu Stellung zu nehmen. Das ist passiert bis zum 14. Jänner 2002, und seitdem gibt es zu diesem Konzept keine wie immer gearteten Reaktionen der zuständigen Stadträtin. Zuletzt wurde nur darauf verwiesen, nachdem laufend natürlich Kosten anstehen für die Bäder, jetzt einmal egal in welchem Bereich, dass das alles nach einem Konzept passiert. Nur, das Konzept ist leider nicht bekannt. 

Tatsache ist, und das ist nachvollziehbar: Das Defizit ist immer größer geworden. War es 2001 beziehungsweise 2000 so um die 600 Millionen S damals noch, so sind es jetzt 50 Millionen EUR, also um 100 000 S mehr. Wir sind also bei 700 Millionen S Defizit. Das ist Tatsache, und das ist das Ergebnis einer nicht sehr konzeptiven Vorgangsweise. 

Was steht nun, oder was stand, besser gesagt, in dem damals vorgelegten Konzept drinnen? Ich darf ganz kurz daraus zitieren. Es sind fünf Leitgedanken in diesem Konzept enthalten. Es geht um Leitstrategien für das Bäderangebot der Stadt Wien mit vier Varianten, es geht um die Versorgung Wiens mit Bädern mit drei Varianten, um Benutzergruppen, um Kernzielgruppen, um die Führung und Organisation und um die Tarifpolitik – alles Punkte, die ausführlich diskutiert wurden und in diesem Konzept enthalten sind. 

Es ist für mich daher bis heute mehr oder weniger nicht klar, nach welcher Strategie hier überhaupt vorgegangen wird. Ich kann mich nur meiner Vorrednerin anschließen, wenn sie sagt, es ist eigentlich nicht nachvollziehbar, nach welchem System hier Veränderungen, Reformen oder Erneuerungen in einzelnen Standorten der Bäder durchgeführt werden.

Ich kann nur wieder feststellen: Wenn man die statistische Frequenz hernimmt – die ist nachzulesen im Statistikhandbuch – und zur Grundlage nimmt, dann sind das ungefähr 4 Millionen Besucher. Bei 4 Millionen Besuchern und einem Defizit von, wie gesagt, 50 Millionen EUR ergibt sich für jeden Besucher ein Steuerzuschuss von 170 EUR. Ich meine, das muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen, meine Damen und Herren. Jeder Badbesucher, und es ist jetzt egal, ob das die Sauna ist, das Tröpferlbad ist oder ein Dampfbad ist, ob das ein Hallenbad oder ein Sommerbad ist, bei den 4 Millionen Besuchern kommt man auf einen Steuerzuschuss pro Besucher von 170 EUR. 

Also wir haben daher damals schon Vorschläge unterbreitet, die Bäder als Holding-Lösung zu etablieren, umzuwandeln, wobei die Bäder im 100-Prozent-Eigentum der Stadt Wien bleiben sollten, aber nach privatwirtschaftlichen Grundsätzen bewirtschaftet werden sollen. 

Wichtig wäre für uns auch dabei, dass der politische Einfluss gesichert bleibt, und zwar vor allem im Hinblick darauf, dass es ja um eine soziale und auch stadtplanerische Verantwortung geht. 

Ein weiterer Punkt sollte berücksichtigt werden, nämlich die Einbindung der Bezirke. Im 13. Bezirk etwa hat es der dortige Bezirksvorsteher mit viel Schwung und Verve zuwege gebracht, mit Eigeninitiative ein Bad, das durch die Stadt Wien einfach geschlossen worden wäre, doch noch zu erhalten, letztlich sogar auszubauen, und es funktioniert heute, wie wir sehen, recht gut.

Das heißt, wir haben durchaus Überlegungen auch einbezogen, dem Privaten die Möglichkeit, Bäder zu betreiben, zu geben, aber dann ohne Zuschüsse durch die öffentliche Hand. 

Zur Standort- und Ausstattungsfrage wäre zu sagen, dass es notwendig wäre, standortspezifische Schwerpunkte zu setzen und damit sicherzustellen, dass die Bäder attraktiver werden und eine Mehrfachnutzung möglich wird. Mehrfachnutzung im Hinblick darauf: Wir wissen, vor allem Sommerbäder stehen ein gutes halbes Jahr leer und sind damit sozusagen brachliegend auch für andere Überlegungen, für eine Freizeitnutzung et cetera. Das heißt, eine Mehrfachnutzung würde auch betriebswirtschaftlich eine Optimierung darstellen und damit sozusagen auch sicherstellen, dass das Defizit kleiner werden könnte. 

Das heißt, für uns sind daher Tariferhöhungen sicher nur mit Leistungserweiterungen möglich, und zuerst ist einmal sicherzustellen, dass es zu einer Straffung des Managements und der Personalsituation in den Bädern kommen muss. Erst wenn diese Maßnahmen gesetzt sind, kann man auch über andere Maßnahmen nachdenken. 

Eines ist uns allen klar, das war damals schon im Bäderausschuss relativ klar: Bäder können nicht mit voller Deckung durch den Privaten geführt werden. Es bleibt ein sogenanntes Restrisiko, ein Restdefizit, das durch die öffentliche Hand abgedeckt werden wird müssen.

Wenn Sie aber heute nichts anderes tun, als einen Antrag einzubringen, um Tariferhöhungen vorzunehmen, dann stehlen Sie sich in Wahrheit aus Ihrer politischen Verantwortung, schieben die Möglichkeiten, hier Veränderungen grundsätzlicher Art durchzuführen, einfach zur Seite und gehen den Weg des geringsten Widerstandes, mit dem Griff in das Börsel der einzelnen Bürger, sprich zuerst einmal über Steuergelder. Ich habe es schon gesagt: 170 EUR pro Besucher. Und dann noch zusätzlich Tariferhöhungen vorzunehmen ist nicht gerade der Weisheit letzter Schluss. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aus diesen Gründen darf ich gemeinsam mit dem Kollegen Aichinger und der Kollegin Korosec einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der sich darauf bezieht, dass wir die zuständige StRin und VBgmin Grete Laska ersuchen, das beigelegte Konzept – und zu Ihrer Information: es handelt sich um das Konzept, das die SPÖ 2001 vorgelegt hat – im Gemeinderatsauschuss zur Diskussion zu bringen, über dieses Konzept dort abstimmen zu lassen und letztlich, so wie es sich die Stadtregierung dann eben vorstellt, hier im Gemeinderat darüber abstimmen zu lassen. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport verlangt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dem vorliegenden Akt – aber das wird Sie ja jetzt nicht überraschen – können wir einfach wegen der Fantasielosigkeit, bloß eine Tariferhöhung vorzunehmen und nicht wirklich Maßnahmen zu setzen, die einer Reform der Bäder gleichkommen, natürlich nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bevor der Herr Ing RUDOLPH zu Wort kommt, habe ich noch eine tatsächliche Berichtigung. Herr Mag Chorherr, drei Minuten.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Strobl, es hat mich jetzt gerissen, weil Sie gesagt haben – ich bin nicht ein Spezialist für Bäder, ich bin auch nicht im Ausschuss, ich lege auf mein Kopfrechnen Wert –, Sie haben also gesagt, und das wäre ja wirklich beachtlich, dass für jeden Besucher der Wiener Bäder 170 EUR zugeschossen werden müssen. Jetzt habe ich ganz geschwind kopfgerechnet und habe den Zuschuss von 700 Millionen S durch 4 Millionen Besucher gerechnet. Da komme ich auf 170 S und nicht Euro! Das ist ein bissel ein Unterschied.

Also ich berichtige tatsächlich: Wenn man was drauflegt, dann sind es bitte nicht 170 EUR, sondern 170 S, was ein bissel einen Unterschied macht. Das nur zur Berichtigung.

Ich hoffe, dass die anderen Zahlen, die Sie gebracht haben, stimmen. Diese Zahl ist ziemlich daneben, die ich deswegen berichtigen wollte. Das heißt aber nicht, dass wir für die Erhöhung sind. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So. Und jetzt kommt der Herr GR Ing RUDOLPH. Bitte schön.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Nachdem die Beträge außer Streit gestellt sind und die Währungsfragen geklärt sind, ist es immer noch ein Betrag. Wenn ich mir vorstelle: Jedes Mal, wenn ich in ein öffentliches Bad gehe, muss der Steuerzahler so und so viel dann noch zuschießen. Ich kriege da wirklich ein schlechtes Gewissen. Das hängt ja dann eigentlich fast vom Besuch ab. 

Aber eine andere Frage, die der Herr Hofrat Prof Strobl hier gestellt hat, nach dem System, das dem Ganzen innewohnt. Das System ist ein bekanntes, und die SPÖ bewegt sich hier auf sicherem Terrain: Nichts verändern, Gebühren, Tarife erhöhen. Das ist die Politik, die diese Stadt auszeichnet. Wir kennen das ja in dieser Funktionsperiode des Wiener Gemeinderates schon zur Genüge, ob es nun um die Müllsteuer geht, die angehoben wurde, um die Stromsteuer, um die Erhöhung der Tarife der Wiener Linien, um die exorbitante Verteuerung bei den Kindergärten. All das ist ja Ausdruck der Belastungspolitik, die die SPÖ hier in dieser Stadt betreibt. 

Ich habe mich gefragt, ob ich da möglicherweise in der Vergangenheit irgend etwas in den politischen Ankündigungen des Herrn Bürgermeisters übersehen habe, etwas überhört habe, ob das vielleicht eh alles auch in der Regierungserklärung mit enthalten war. Ich habe mir diese Regierungserklärung jetzt noch einmal herausgeholt, die vom 27. April 2001, also ziemlich genau zwei Jahre alt. Was steht da drinnen? Über Gebührenpolitik, über Abgabenpolitik findet sich nichts, ist kein Wort in dieser Regierungserklärung enthalten. Daher durfte man ja durchaus die Annahme haben, dass da auch nichts vorgesehen ist. Das Gegenteil ist der Fall. Hier haben Sie kräftig an der Schraube gedreht, Sie pressen die Wienerinnen und Wiener aus.

Dann habe ich mir gedacht, vielleicht findet man etwas im Bereich der Gestaltung der Freizeit, Freizeiteinrichtungen, Freizeitpolitik. – Auch da gibt die Regierungserklärung nichts her, ist nichts drinnen enthalten.

„Wien als Wegweiser ins neue Europa“, so der vollmundige Titel. In Wahrheit ist es bestenfalls ein sozialistischer Kreisverkehr, der hier eingeschlagen wird. Man macht immer dieselbe Maßnahme und kommt immer zum selben Ergebnis, nämlich dass es schlussendlich eine nichttaugliche Maßnahme war.

Sie können hier noch sosehr versuchen, das zu argumentieren mit unterschiedlichen Tarifen. Und da steht schlussendlich ja auch im Akt drinnen: Das, was unterm Strich überbleibt, sind kalkulierte Mehreinnahmen von 1,3 Millionen EUR. Also das ist das, womit Sie fix rechnen, dass Sie hier den Badebenützern 1,2 Millionen EUR mehr abknöpfen für ein im Wesentlichen gleichbleibendes Leistungsangebot. – Sie werden bitte nicht erwarten können, dass Sie bei dieser Relation von uns auch noch eine Zustimmung bekommen werden.

Man könnte versuchen, das auf eine frühere Diskussion, die wir heute hier geführt haben, umzulegen und zu sagen: Na ja, all das, was an den kommunalen Einrichtungen interessant ist, ist es möglicherweise auch wert, über Cross Border Leasing zu Geld gemacht zu werden. Bei den Wiener Bädern habe ich wirklich nicht den Eindruck, dass man auch nur im Entferntesten daran denken könnte, hier ein derartiges Finanzierungskonzept anzudenken, anzubieten, weil das mit dem Wiener Bäderkonzept – und das ist ja auch schon zu Recht gesagt worden –, das wird fast zur unendlichen Geschichte.

Ich erinnere mich auch noch mit ein bisschen Amüsement fast an diese Dezember-Sitzung, wo die Frau VBgmin Laska in durchaus gekonnter Manier versucht hat, den Spieß umzudrehen und wo sie gesagt hat: Na ja, wenn die Regierung quasi schon nichts zusammenbringt, soll halt einmal die Opposition die Politik wahrnehmen und soll hier ein Bäderkonzept oder die Ideen zu einem Bäderkonzept präsentieren. Sie hat dann auch noch mit besonderer Finesse das Ganze unter Termindruck gesetzt. Binnen drei Wochen musste das erledigt werden. Wenn das nicht binnen drei Wochen abgegeben wird, dann gilt das alles nichts. 

Ich habe das damals schon als Pflanzerei empfunden, weil es ja nicht sein kann, dass die Regierung einfach sagt, wir tun nichts, die Opposition soll das machen, das dann auch noch mit einem Termin versieht und sich vielleicht auch noch hinstellt und das Ganze qualifiziert. So kann es mitnichten sein. Es muss umgekehrt sein. Es muss so sein, dass die Stadtregierung ein entsprechendes Konzept vorlegt; das wird dann von uns entsprechend politisch bewertet werden, und wir werden dann auch entsprechende Modifikationen einbringen.

Ich glaube nur, so wie ich die Frau Vizebürgermeisterin kenne, hat sie an diesen Dingen kein besonderes Interesse. Ich habe überhaupt den Eindruck, dass ihr die Bäder halt im Zuge der Neustrukturierung der Wiener Stadtverwaltung oder der Bildung der Geschäftsgruppen auf gut wienerisch irgendwie zugewachsen sind. Mit dem lebt sie und denkt sich, auch diese Funktionsperiode wird vorübergehen, dann werde ich die Bäder schon wieder loswerden. Und genau so schaut ja auch die Politik aus.

Wie es anders gehen kann, zeigt das Schönbrunner Bad, das gewaltige Investitionen hinter sich gebracht hat, das überdies den Betrieb schon eröffnet hat, das auch positiv bilanziert hat. Also es zeigt sich, dass man ja auch andere Konzepte machen kann als die, die von der Gemeinde Wien gemacht werden.

Ich hoffe – was bleibt mir anderes über als die Hoffnung bei einer sozialistischen absoluten Mehrheit –, dass die verbleibende Zeit in dieser Funktionsperiode wenigstens dazu benützt wird, einmal ein Konzept auf den Tisch zu legen, wie man sich vorstellt, wie es weitergehen könnte. Weil das Schlimmste, was man den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Bereich der Wiener Bäder antut – weil die sind nämlich ganz anständig; die sorgen nämlich dafür, dass das, was an den Wienern Bädern qualitativ hochstehend ist, auch hochstehend bleibt –, ist, dass man denen nicht klar sagt, was sie für eine Zukunftserwartung haben. Im Moment wissen sie das nicht. Sie werden im Ungewissen gehalten. Das gehört sich eigentlich gegenüber Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auch nicht. Die haben auch das Recht, dass man mit ihnen anständig verfährt. 

Da appelliere ich an Sie, das zu tun, indem Sie auch einmal klar und deutlich präsentieren, wie Ihre Vorstellungen denn für die Zukunft der Wiener Bäder aussehen. Wenn Sie das einmal vorgelegt haben, dann können wir uns über Tarifstrukturen weiter unterhalten. Aber einfach herzugehen und zu sagen, wir machen nichts, drehen an der Schraube, lassen die Einnahmen fließen, 1,2 Millionen EUR Mehreinnahmen für nichts, das, bitte, nicht mit uns. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Reindl. Bitte.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Wenn ich meinen Vorrednern zugehört habe, habe ich schon den Eindruck: Offensichtlich sind alle Bäder in Wien trocken und es gibt kein Wasser und keine Besucher und keine Kinder, die sich im Sommer tagtäglich in den Wiener Bädern vergnügen. 

4,2 Millionen Besucher sind eine Erfolgsstory für die Wiener Bäder (GR Walter Strobl: Auf Kosten der Steuerzahler!), meine Damen und Herren. Und wenn Ihnen schon gar nichts überbleibt, an Kritik an den Bädern zu finden, außer dem, was Sie vorher gesagt haben, so qualifiziert sich das eh von selbst.

Zu behaupten, in den Wiener Bädern bewegt sich nichts – also, dann waren Sie schon lange in keinem Bad mehr, das muss ich wirklich sagen. 

Zum Beispiel bei der Generalsanierung des Gänsehäufels mit 150 Millionen S – wenn ich noch in der alten Währung sein darf, ich sage auch 11 Millionen EUR, ich kann ja rechnen, im Gegensatz zum Herrn Hofrat, zumindest Daumen mal Pi –: Da passiert was, da spielt sich was ab. 

Wir haben die Kinderfreibäder umgebaut zu Familienbädern, die sehr, sehr gut angenommen werden. 

Über die sonstigen Verbesserungen, wie Beachvolleyball-Plätze, wie Fitnessparcours, wie elektronisches Eintrittssystem, möchte ich mich nicht weiter auslassen. Ich würde Ihnen empfehlen: Schauen Sie sich die Akte an, die wir hier im Gemeinderat in den letzten Jahren zu den Wiener Bädern beschlossen haben. Da können Sie sich ein gutes Bild machen.

Die Wiener Bäder sind eine Wohlfühloase, wo die Wienerinnen und Wiener gerne nach der Arbeit oder auch im Urlaub hingehen, ihre Freizeit verbringen. Die Wiener Bäder sind für alle da, auch für Nicht-Wienerinnen und -Wiener selbstverständlich, und sind eben auch soziale Zentren.

Auch was die vielleicht ein bisschen schwierigere Erreichbarkeit des einen oder anderen Bades betrifft, haben wir voriges Jahr mit dem Bäderbus eine große Erfolgsstory gehabt. Ich darf Sie erinnern: Der Bäderbus, der bei der Alten Donau zwischen Oberer und Unterer Alten Donau, Angelibad, U 6, U 1 und Gänsehäufel pendelt, war ein voller Erfolg und wird auch heuer weiter fortgesetzt werden.

Sie werfen der Frau Vizebürgermeisterin mangelndes Interesse an den Bädern vor. Also wenn Sie zugehört haben, was ich gerade gesagt habe, werden Sie feststellen: Wenn die Frau Vizebürgermeisterin nicht gewollt hätte, wäre das alles nicht passiert, und der Frau Vizebürgermeisterin hier mangelndes Interesse vorzuwerfen, ist grobe Fahrlässigkeit Ihrerseits.

Was die Bäderpolitik betrifft, meine Damen und Herren, und die Preisgestaltung, na ja, dann schauen wir uns das Schönbrunner Bad zum Beispiel an, ein Bundesbad. Kollege Strobl, das ist kein Gemeindebad, sondern ein Bundesbad, das vom Bund geschlossen wurde, mit Müh und Not wieder aufgesperrt wurde. Und wenn Sie die Preise dort vergleichen mit den Preisen, die in Wiener Bädern bezahlt werden, werden Sie einen eklatanten Unterschied feststellen, nämlich dass es in den Wiener Bädern viel preisgünstiger zugeht. 

Und wenn Sie noch dazu, was Bäder betrifft, die Privatbäder in Vergleich ziehen und wenn Sie dann auch noch vielleicht die eine oder andere Therme, die sehr beliebt sind bei der Bevölkerung, in Betracht ziehen, dann sind wir eigentlich eh konkurrenzlos billig, möchte ich auch sagen. 

Und wenn ich die Zwischenrufe von Herrn Strobl richtig verstehe, dass er sich darüber alteriert, dass wir nach seiner Berechnung, unverifiziert, angeblich 170 S pro Bäderbesuch zuschießen von Steuersackerl, dann nehme ich einmal an, dass er wahrscheinlich die Forderung hat, wir sollen die Vollkosten verrechnen und dass diese heutige Erhöhung viel zu kurz greift und dass wir viel mehr erhöhen sollen. Aber diese Freude werden wir Ihnen nicht machen.

Was die Mitarbeiterverantwortung betrifft, da können Sie sich eines ganz sicher sein, meine Damen und Herren von der FPÖ: Die SPÖ und mit ihr gemeinsam die Gewerkschaft sorgen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bäder. Es gibt einen sehr, sehr vernünftigen sozialen Dialog. Es hat auf Grund verschiedener politischer Propaganda der Opposition auch Informationsveranstaltungen mit der Gewerkschaft und den Bediensteten der Bäder gegeben, wo das eine oder andere Gerücht auch ausgeräumt werden konnte.

Und nun zum Antrag der ÖVP. Ja, das ist ja wirklich wieder was pusselfeines. Also, die ÖVP legt uns hier einen Beschluss- und Resolutionsantrag vor, meine Damen und Herren, auf ÖVP-Klubpapier, die Studie von Kohl & Partner. Also nicht einmal viel verändert, würde ich sagen. Die Studie wurde einfach genommen, eins zu eins übernommen und gesagt: Hurra, das ist jetzt ein Antrag der ÖVP. Ich glaube, die Grünen gehen mit. Das ist unser Antrag, und wir wollen, dass dieser Antrag beschlossen wird. 

Ja, das ist nichts anderes als die Studie, die schon vorliegt. Sie hätten sich vielleicht ein bissel die Arbeit machen können und zumindest, wenn Sie schon die Studie eins zu eins zu übernehmen – ich sage das ja nur für Ihren Vorteil –, die positiven Punkte, die zitiert werden, zu Ihren Gunsten ein bissel abändern können. Ich lese nämlich in Ihrem Antrag die Analyse der Zufriedenheit der Wiener mit den Bädern: "Die Zufriedenheit der Wiener mit dem gemeindeeigenen Bäderangebot wurde im Jahr 2002 in zwei empirischen Studien des IFES erhoben und analysiert. Die wichtigsten Analyse-Ergebnisse für die Wiener Bäderstrategie sind:" Originalzitat, ÖVP-Antrag. "Die öffentliche Hand als Betreiber und Erhalter der Bäder ist unbestritten. Zweitens: Wien verfügt in den Augen der Befragten über genügend Bäder. Selbst in den – objektiv gesehen – schlechter versorgten Stadtteilen sind genügend Bäder vorhanden." Wieder ein sehr gutes Zeugnis für die Stadt Wien. "Die Bäder Wiens erfreuen sich einer sehr hohe Zustimmungsrate." 4,2 Millionen Besucher sind die Erfolgsstory. "Die Sommerbäder werden von 70 Prozent der Wienerinnen und Wiener, die Hallenbäder von 68 Prozent der Wienerinnen und Wiener besucht." 

Ja, meine Damen und Herren, ich frage Sie: Was ist schlecht an diesen Kennzahlen? 

Es geht aber so weiter. Zum Beispiel wurde analysiert, wie die gesundheits- und sozialpolitische Bedeutung der Bäder in Wien ist. Ich kann nur sagen: Sehr gut. Der Stadt Wien wird ein ausgezeichnetes Zeugnis für die gesundheits- und sozialpolitische Bedeutung der Bäder in Wien ausgestellt. 

Auch was die Analyse der Erreichbarkeit der öffentlichen Wiener Bäder betrifft gibt es eine klare Aussage: "Mehr als zwei Drittel der Wiener Bäder verfügen über einen leistungsfähigen Anschluss an ein öffentliches Verkehrsmittel, U-Bahn, Straßenbahn. Eine U-Bahn-Station ist in maximal zehn Minuten Fußweg, eine Straßenbahnstation in maximal fünf Minuten erreichbar." 

Also was ist da schlecht an den Wiener Bädern, frage ich mich? 

Auch die Maßnahmen, die vorgeschlagen wurden, sind ja zum Teil, wenn ich auch zugebe, noch nicht alle, durchaus umgesetzt. Ich habe vorhin schon erwähnt: Wir haben im Kinderfreibadbereich eine wesentliche Verbesserung gemacht. Wir haben Sanierungen, dringend notwendige, vorgenommen. Wir haben auch strategische Zielsetzungen neu definiert. 

Dass Sie sich heute beschweren und aufregen, dass über die zukünftige Betriebsführung noch keine Detailkonzepte vorliegen, da kann ich nur sagen: Bitte, wenn Sie das gewollt hätten, dann verstehe ich nicht, warum Sie heute zum Beispiel bei der Wiener Holding nicht dafür waren, dass Anteile oder Rechtsformen übertragen werden an die Wiener Holding. Die Wiener Bäder wären möglicherweise ein Kandidat dafür, für rechtliche Verselbstständigung. Aber das so etwas nicht über den Fuß gebrochen wird und von heute auf morgen beschlossen wird, ist klar; das muss genau analysiert werden.

Und eines ist auch klar, meine Damen und Herren: Eine Studie ist eine Bestandsaufnahme eines Objektes, eines Gegenstandes zu einem bestimmten Zeitpunkt, wo man ein Für und ein Wider von externen, man mutmaßt ja mitunter auch von objektiven Experten gemacht wird. Nur, die politische Entscheidung muss die Stadt tragen, muss die Stadtregierung tragen und müssen auch wir im Gemeinderat tragen. Und wenn wir eine Studie haben, die uns auf gewisse Fragen gewisse Antworten aufzeigt, heißt das aber noch lange nicht, dass wir eins zu eins umsetzen, was hier vorgeschlagen wird. Und ich bitte schon um ein bisschen Verständnis, nachdem den Wiener Bädern ein sehr, sehr gutes  Zeugnis ausgestellt wird durch die Studie, dass wir nicht leichtfertig mit irgendwelchen schnellen Beschlüssen irgendwelche Änderungen vornehmen wollen, die uns dann nachher noch auf den Kopf fallen. 

Ein Punkt noch: Der Griff ins Geldbörsel, geäußert vom Herrn Strobl von der ÖVP. Also sich da herauszustellen und vom Griff ins Geldbörsel zu reden, wo ich gleichzeitig an anderer Stelle 40 Prozent tief in die Geldbörseln der zukünftigen Pensionisten reingreife, also bitte, das ist Chuzpe. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der ÖVP.) Also da muss ich ehrlich sagen: Das verstehe ich überhaupt nicht, wie man so einen Vergleich überhaupt ziehen kann. Wenn Sie diese Erhöhung umlegen auf die 4,2 Millionen Besucher werden Sie feststellen, dass sich die Erhöhung im Cent-Bereich bewegt. Natürlich, die Lohnkosten steigen, die Betriebskosten steigen. Dass wir hier nach so vielen Jahren einmal einen Nachzieheffekt haben, ist, glaube ich, auch klar. Wobei ich auch sage: Die Erhöhung ist sehr, sehr gering ausgefallen. Man hätte sie durchaus auch viel höher ansetzen können. Das war aber nicht das Ziel. Aber wir wollen uns auch nicht den Vorwurf gefallen lassen, dass wir sozusagen bei dem Defizit, das die Bäder bauen, zuschauen und keine Maßnahmen setzen. Das ist ein wunzig-kleiner Schritt. 

Und eines ist auch klar, meine Damen und Herren von der Opposition: Sie werden doch nicht wirklich glauben, dass mit diesen 1,2 Millionen EUR Mehreinnahmen bei 4,2 Millionen Besuchern in den Bädern die Wiener Bäder saniert wären oder das Defizit dadurch wesentlich geringer wird. Das ist ein kleiner, kein unwichtiger, Beitrag. Aber es ist ein ganz ein kleiner Schritt, und ich finde diese Aufregung eigentlich ein bissel künstlich. 

Und ein Punkt auch noch, weil mich das sehr geärgert hat, und ich bin der Kollegin von den Grünen auch dankbar, dass sie da ein Thema angesprochen hat. Auch was Kinder betrifft, weil heute hier so ein bissel behauptet wurde, auf dem Rücken der Kinder holt sich die Stadt ein Körberlgeld. Also wissen Sie, was ich wirklich arg finde? Dass in Eßling – in meiner Heimat – Kinder von den Gegnern der Nordostumfahrung losgeschickt werden, Unterschriften einzusammeln. Also das finde ich zum Beispiel arg, dass hier Kinder manipuliert werden. Kinder werden auf die Straße geschickt, um hier gewisse politische Propaganda aus bestimmten Richtungen zu machen. 

Aber die Nordostumfahrungsgegner in unserem Bezirk sind ja nicht die Einzigen, die mit Kindern werben. Also wenn ich mir anschaue: „Wir sichern die Pensionen für die Zukunft.“ Ich habe da eh jetzt das milde Inserat genommen, wo sich der Opa auch drauf befindet. Aber auch die Bundesregierung, meine Damen und Herren, wirbt mit Kindern für die Pensionsreform. 

Jetzt frage ich mich wirklich: Was haben Kinder in der politischen Werbung zu suchen? Also ich verstehe das wirklich nicht, und ich wäre dankbar, wenn ich da eine Antwort bekäme, vielleicht im bilateralen Gespräch. Aber ich sage Ihnen: Ich halte das schlicht für einen Skandal, dass die österreichische Regierung mit Kindern für die Pensionsreform, für diese schändliche Pensionsreform in Österreich wirbt, und genieren Sie sich, meine Damen und Herren von der ÖVP und von der FPÖ, für so eine Bundesregierung! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Blind, wenn Sie meinen, Sie haben eine Wortmeldung, dann melden Sie sich zum Wort. (GR Kurth-Bodo Blind: Darf man keine Zwischenrufe mehr machen?)

Als Nächstes der Herr GR Hofrat Strobl. Du hast noch zehn Minuten. 

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Das reicht locker! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Werter Vorredner! Ich meine, es ist ja recht schön und gut, wenn hier die SPÖ in Vertretung durch einen Gemeinderat auf Grund eines vorliegenden Antrages nichts anderes als Antwort zu geben hat, als von der Nordostumfahrung zu sprechen und von irgendwelchen Überlegungen zur Pensionsreform. Das zeigt ja, mit welchen Themen Sie sich hier im Gemeinderat zu einem anstehenden Thema, nämlich Tariferhöhung, beschäftigen. Dort greifen Sie ja in die Taschen der Leute hinein Und dass eine Bundesregierung wie diese jetzt sanieren muss, ist ja die Folge dessen, weil halt 20, 30 Jahre lang von Ihnen eine Wirtschaft betrieben wurde, die ausschließlich auf Schulden aufgebaut hat. Aber das werden Sie ja nie lernen. Der Beweis liegt ja mit diesem Antrag vor, dass Sie Tarife erhöhen und dass das die einzige Antwort ist. 

Ich hätte mich sehr gefreut, wenn der Kollege Reindl zumindest in einem Satz auf das Konzept eingegangen wäre. Ich frage mich nur, Herr Kollege Reindl: Wozu macht die SPÖ 2001 einen Bäderausschuss, verteilt dort ein Konzept, lässt es diskutieren, ersucht alle Fraktionen um Stellungnahme und schweigt sich dann eineinhalb Jahre weg? Und Sie erklären jetzt, gerade dass Sie nicht sagen, es ist ein terroristischer Akt, warum so rasch und mit so viel Druck hier nach dem Bäderkonzept gefragt wird. 

Dabei habe ich es Ihnen leicht gemacht, Kollege Reindl, und ich gehe davon aus, dass die SPÖ das sehr wohl verstanden hat und mitmachen wird. Vielleicht werden Sie dann auch die Hand heben. Wenn ich hier ein Konzept, das die SPÖ ausarbeiten hat lassen, vorlege und als Antrag einbringe, mit der Bitte, es im zuständigen Ausschuss zu diskutieren, wird jeder Demokrat dafür sein müssen. Es gibt keinen Grund, so etwas abzulehnen. Kollege Reindl, Sie haben es leider nicht gesagt, ich gehe aber davon aus, dass die SPÖ sehr wohl so eine demokratische Reife hat, dass sie diesem Antrag zustimmen wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Post 13 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, nur mit den Stimmen der SPÖ, so angenommen worden. 

Es liegt der schon zitierte Beschlussantrag der ÖVP vor. Hier geht es um ein Bäderkonzept für Wien. Es wird die Zuweisung an den zuständigen Fachausschuss beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist nicht ausreichend unterstützt und ist somit abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Post 28. Sie betrifft das Plandokument 7460 im 13. Bezirk, KatG Lainz und Speising. Hier gibt es keine Wortmeldung. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Grünen, so angenommen. 

Postnummer 30. Sie betrifft die Errichtung eines Betriebsgebäudes der MA 33. Hier gibt es ebenfalls keine Wortmeldung. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Mehrstimmig, ohne die Grünen, so angenommen.

Postnummer 32. Sie betrifft eine außerplanmäßige Ausgabe für die Weiterführung des Projektes Schwarzenbergplatz. Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Mehrstimmig, ohne die GrünEN und ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Postnummer 33. Sachkreditgenehmigung für den Straßenneubau 21. und 22. Bezirk, Siebeckstraße/Dückegasse. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen und ohne die GRünen, so angenommen. 

Postnummer 34. Sie betrifft den Abschluss eines Vorvertrages für den Ankauf einer Liegenschaft im 22. Bezirk, KatG Kagran. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Grünen, so angenommen.

Postnummer 36. Plandokument 7548 im 22. Bezirk, KatG Kaisermühlen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Postnummer 37. Plandokument 7433 im 22. Bezirk, KatG Süßenbrunn. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Mehrstimmig, ohne die Grünen, angenommen.

Postnummer 49. Plandokument 7464 im 17. Bezirk, KatG Hernals. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Mehrstimmig, ohne die Grünen, so angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 17, eine Subvention an den Verein Wiener Kulturservice. Frau GRin Klicka, bitte schön. 

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Die Debatte ist somit eröffnet. Herr Mag Ebinger. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Das ist an sich ein Thema, das wir jedes Jahr auf der Tagesordnung haben. Wie der Kollege Ludwig gesagt hat, es verändert sich auch nicht sehr viel. Dieser Tagesordnungspunkt ist jedes Jahr irgendwie so eins zu zwei zum nächsten Tagesordnungspunkt. Rein zufällig. Ich weiß, dass das rein zufällig ist. Und das geht offenbar nach einem bewährten System. Auch der Inhalt ändert sich nicht so maßgeblich. Es sind nach wie vor 17 Inseln, über die ich ja schon mehrmals gesprochen habe. 

Nur zur Erinnerung: Da ist die Pendlerinsel der SPÖ-Burgenland. 

Was Schönes, was mittlerweile eine neue Bedeutung gekriegt hat, ist die Riesenrutsche der Bank Austria. Man fragt sich, was da so hinuntergesch... wird außer Aktien. 
Dann gibt es eine Arbeitsweltinsel, Herr Stadtrat, eine Arbeitsweltinsel, wo sich Gewerkschafter irgendwie am Lagerfeuer – ich stelle mir das halt so vor – unterhalten, wie denn die richtige Arbeit so ausschaut. 

Aber wie dem auch sei, das haben wir alles schon besprochen. 

Und es wird auch wie jedes Jahr mit dieser Subvention für das Donauinselfest gleichzeitig eine Subvention beantragt für den 1. Mai, für das 1.-Mai-Fest im Prater und für Grätzelfeste, für die Kunst- und Kreativmesse Wiener Kultursommer. Da wird auch kein Hehl daraus gemacht, dass der Verein Wiener Kulturservice das gemeinsam, unter anderem gemeinsam mit der SPÖ-Wien macht, dass es sich also hier doch mehr oder weniger unverhohlen um eine Parteifinanzierung handelt.

Wenn jetzt der Kollege Ludwig gesagt hat, es hat sich nichts geändert, muss ich ihm in noch einer Hinsicht Recht geben. Ich bemühe mich ja auch, die letztjährigen Anträge zu lesen, und wenn man das ein bissel querliest, denn im letzten Jahr haben wir ja zwei gehabt, hat sich schon etwas geändert. 

Ich möchte auch was Positives sagen. Vor zwei Jahren ist der Antrag für das 1.-Mai-Fest eineinhalb Monate zu spät gekommen. Dann ist er im November, glaube ich, noch einmal gekommen fürs nächste Jahr, also ein halbes Jahr zu früh. Jetzt sind wir ziemlich punktgenau gelandet. Also es kann sich zumindest die Bevölkerung auch etwas vorstellen von dem, was wir jetzt reden. 

Das gilt auch für den nächsten Tagesordnungspunkt dann klarerweise. Es hat sich nichts geändert. 

Da habe ich mir gedacht, ich lese das ein bisschen quer und schaue mir an, wie denn diese Subventionsansuchen so laufen. Wir wissen, der Herr Prof Kopietz hat ja nicht umsonst seinen Professortitel bekommen, sondern es muss ja auch etwas dahinterstehen, also eine gewisse Effizienz und Auffassungsgabe. 

Und jetzt schaue ich mir das so an. Bei einer so kleinen Subvention braucht man sich nicht sehr viel Mühe zu geben, da übernimmt man einfach das, was im letzten Jahr gestanden ist. Da steht halt jetzt im ersten Absatz 20 statt letztes Jahr 19 und vorletztes Jahr 18. Im zweiten Absatz haben sich ein bisschen die Stars geändert. Im dritten Absatz haben wir nach wie vor selbstverständlich auch heuer wieder die 17 Bühnen, 10 Schulbands, da hat sich auch nichts geändert. Darüber hinaus sind so gut wie alle Arten von Kleinkunst vertreten. Die Jahreszahl wurde geändert. Zusätzlich gibt es wieder Kunsthandwerk und so weiter. Auch unverändert. 

Es ist also sehr praktisch. Mit diesem Computer kann man mit Textbausteinen in einer Viertelstunde einen Antrag über 22 Millionen S oder 1,6 Millionen EUR formulieren. 

Dann kommt ein sehr schöner Absatz, der mir auch schon die letzten Jahre sehr gut gefallen hat. Darin geht es nämlich um das Publikum des Donauinselfestes, das nicht nur aus den Reformstaaten, Österreich und Deutschland kommt, sondern auch, wie es hier steht, aus vielen anderen Ländern und Erdteilen reisen Menschen zu diesem Großevent an. Das hat etwas Pathetisches für sich. Das muss man sagen. (GR Dr Michael LUDWIG: Das ist richtig!)

Dann - es hat sich schon etwas geändert - kommt ein Absatz, wo in diesem Jahr über 2 Millionen Besucher steht. Letztes Jahr stand 2,5 Millionen Besucher. Vorletztes Mal stand 2,7 Millionen Besucher. Was lernen wir daraus? Es werden eigentlich signifikant weniger. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Das ist eine Änderung. Komischerweise ändert sich das Programm nicht, aber die Besucher. Das kann man nachlesen. Vielleicht lag es am Wetter, aber ich bilde mir ein, letztes Jahr war es schöner. Also es ist, wie dem auch immer sei.

Der Schluss daraus auf der nächsten Seite: "Seriösen Berechnungen zufolge kann man davon ausgehen, dass das Donauinselfest jährlich zusätzlich inlandswirksame Ausgaben in einer Größenordnung von nahezu 101,7 Millionen EUR erzeugt. Das ist ein direkter Umsatzeffekt für die Wirtschaft von 7,27 EUR aus jedem angesuchten Förderungs-Euro." - Offensichtlich hat der Herr Kollege Kopietz den Professortitel nicht für Wirtschaft bekommen, weil dass 2,7 Millionen Besucher den gleichen inlandswirksamen Effekt wie 2 Millionen haben, kann ich mir nicht vorstellen.

Weiter unten steht dann, dass für das kulturelle Programm abgerundet 1 160 000 EUR Förderung beantragt werden. Das war auch letztes Mal so. Vorletztes Mal nicht, da war es noch ein bisschen weniger, weil da haben wir noch den Schilling gehabt – damit will ich nichts unterstellen - und da waren es 18 Millionen S. Jetzt sind es 22 Millionen S. Wenn man das vergleicht und sich diese detaillierte Kalkulationen anschaut, sieht man, dass das Maifest löblicherweise diesen Euro-Sprung überlebt ohne jegliche Teuerungen überlebt hat, hingegen das Donauinselfest schon einschneidende Teuerungen erlebt hat, nicht allein bei den Festbühnen, sondern speziell bei den Organisationskosten. Das Catering dürfte sich um 100 Prozent verteuert haben. 

Ich habe heute nachgeschaut. Vom nächsten, im Juni stattfindenden Donauinselfest gibt es noch nichts. Dort sind die Bilder vom letzten und da stehen der Herr Prof Kopietz, der Herr Bürgermeister und der Herr Gusenbauer beisammen. Vielleicht liegt es an der Anwesenheit von Herrn Gusenbauer, weil wir haben aus dem "profil"-Artikel gelernt. Er hat vielleicht gesagt: "Catering, den billigen Wein, den könnt ihr euch laden. Ich habe gewisse Ansprüche. Ich möchte meinen Lieblingswein, meinen Pinot Blanc hier trinken oder auch den gelben Muskateller.", der laut seinen Aussagen absolute Weltspitze und von seltener Finesse und Präzision ist. (Heiterkeit bei der FPÖ.) 

Das dürfte ein Thema sein, wo sich der Herr Gusenbauer sehr gut auskennt. So etwas gibt es offensichtlich. Deswegen meine Anregung hier: Vielleicht könnte man eine 18. Insel machen, eine Weininsel. Dort könnten wir sogar Geld einnehmen und er berät dann die Leute. (GR Heinz Hufnagl: Wie wäre es mit einer "Unsere Ehre heißt Treue"-Insel?) - Das ist eine unqualifizierte Zwischenmeldung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich gehe jetzt weiter im Text. Da ist Ihnen nämlich etwas passiert. Das ist nur eine Kleinigkeit, aber man sieht daran, dass ich das aufmerksam studiere. "Die Künstler anderer Sparten werden die Möglichkeit bieten, ihre Werke einer breiten Öffentlichkeit zu präsentieren. Der Nightwalk am Wiener Gürtel ist aus dieser Idee heraus entstanden, hat mittlerweile bereits dreimal stattgefunden." Bitte dies das nächste Mal ausbessern, weil das stand auch in den beiden vormaligen drinnen, dass er schon dreimal stattgefunden hat. (Heiterkeit und Beifall bei der FPÖ.) 

Das ist nur eine kleine Anregung nur. 
So lustig ich das bringe, finde ich es schon irgendwie sehr deprimierend, dass hier 1,6 Millionen EUR ohne jegliche Mühe mit einem ständig gleich lautenden Antrag mehr oder weniger als Parteifinanzierung offen ausgeschüttet werden. Als Opposition kann ich das aufzeigen und dagegen stimmen, was wir auch tun werden, ich kann es aber leider nicht verhindern. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr LUDWIG am Wort, traditionellerweise. Ich erteile es ihm.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen!

Kollege Ebinger hat mich nicht ganz korrekt zitiert, weil ich habe gemeint, es ändert sich nie etwas an der Rednerliste und es ist mir immer ein besonderes Vergnügen, nach dem Kollegen Ebinger zu reden. Das ist mittlerweile jetzt schon einige Jahre so, auch zu diesem Akt, weil es mir immer Anlass gibt, seine Vorstellungen ein wenig zurechtzurücken, vor allem auch deshalb, weil ich mich nicht nur auf vage Vermutungen stütze, sondern mittlerweile auch auf eine Reihe von wissenschaftlichen Erkenntnissen, die es gibt. Denn mittlerweile hat das Donauinselfest bereits wissenschaftliche Einrichtungen und Hochschulen beschäftigt und es gibt eine ganze Reihe von wissenschaftlichen Arbeiten, zum Teil Dissertationen und Diplomarbeiten, die sich mit dem Donauinselfest beschäftigen. (GR Heinz-Christian Strache: Es gibt mittlerweile eine Vorlesungsreihe von Prof Kopietz!) Ich denke, es macht Sinn, sich nicht nur humoristisch mit Fragen, die unsere Stadt betreffen, auseinander zu setzen, sondern auch mit wirklichen wissenschaftlichen Erkenntnissen. (GR Heinz-Christian Strache: Von Prof Kopietz!)

Zum Beispiel hat sich das Marktforschungsinstitut Triconsult auch mit den wirtschaftlichen Auswirkungen des Donauinselfestes beschäftigt, auch der Fachhochschulstudiengang "Marketing und Sales" beispielsweise, und es gibt eine ganze Reihe von Erkenntnissen, die berechnen, wie die Umwegrentabilität des Donauinselfestes sich auch für die Wiener Wirtschaft auswirkt. 

Wenn Sie, Kollege Ebinger, sagen, es hat sich nichts geändert, dann hat sich vor allem eines geändert, nämlich der Umstand, dass die Besucherinnen und Besucher immer mehr geworden sind. Sie berücksichtigen bei Ihren Zahlen nicht, dass es Donauinselfeste gegeben hat, die drei beziehungsweise vier Tage gedauert haben und Sie berücksichtigen dabei auch nicht, dass es eine Reihe von Erweiterungen des Donauinselfestes gegeben hat. Nach der letzten Erhebung, die eine Wirtschaftlichkeitsanalyse vom Donauinselfest des Jahres 2002 mit sich bringt, haben ganz genau 2 540 000 Besuche am Donauinselfest 2002 stattgefunden. 438 000 Personen haben das 19. Wiener Donauinselfest 2002 besucht. Darunter waren rund 308 000 Wienerinnen und Wiener, das sind 70 Prozent, und 130 000 Besucherinnen und Besucher, die von außerhalb gekommen sind. Ich sage das deshalb etwas ausführlicher, Kollege Ebinger, weil das dann auch im Protokoll nachzulesen ist und vielleicht Ihre Rede im nächsten Jahr beeinflussen wird. Das sind Zahlen, die von einem Universitätsinstitut erhoben worden sind, auf die man sich stützen kann und die man auch in der Argumentation verwenden kann. Das heißt, insgesamt haben 669 000 Personen das Donauinselfest absolviert. Auf jeden Besucher sind statistisch gesehen rund eineinhalb Besuche gekommen.

Das für die Wiener Wirtschaft Interessante ist, dass 82 000 auswärtige Personen hauptsächlich wegen dem Donauinselfest nach Wien gekommen sind. 82 000 Personen haben ausschließlich wegen dem Donauinselfest unsere Stadt besucht. (Beifall bei der SPÖ.)
Weitere 34 000 haben Wien deshalb besucht, weil es mit ein Grund war, zu uns in diese Stadt zu kommen. Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer dieser Nächtigungsgäste waren rund 3,1 Übernächtigungen. Das sind, wenn man sich das Nächtigungsaufkommen insgesamt anschaut, 250 000 Übernachtungen, davon 68 000 im Bereich der Wiener Gewerbebetriebe. Ich bin sicher, dass das gerade in einer Zeit, die für die Hotels und für die sonstigen Wiener Gewerbetriebe eine eher ruhige Zeit ist, ein wichtiger Impuls im Bereich des Tourismus ist. 32 000 Übernächtigungen. 96 Prozent all dieser von auswärts zu uns nach Wien Gekommenen haben auch in Wien diese Übernächtigungen durchgeführt. Wenn wir uns jetzt anschauen, Kollege Ebinger, welche Auswirkungen das auf die Gastronomie gehabt hat - auch das gibt es mit ganz konkreten Zahlen, nicht mit Vermutungen aus dem Bauch heraus, sondern an Hand von wissenschaftlichen Daten -, so ist für die Wiener Gastronomie ein Umsatz in der Höhe von 13,7 Millionen EUR erzielt worden. Der Wiener Einzelhandel hat rund 800 000 EUR zusätzlichen Umsatz getätigt.

Wenn man sich jetzt noch die Auswirkungen auf das Wiener Transportgewerbe anschaut, so sind das auch rund 1,1 Millionen EUR. Das heißt, pro Besucherin beziehungsweise pro Besucher des Donauinselfestes sind rund 32 EUR ausgegeben worden. Bei den auswärtigen Gästen war es fast dreimal so viel, waren es 105 EUR pro Person, die während des Aufenthalts in Wien am Donauinselfest und beim Wien-Besuch ausgegeben worden sind. 

Wenn man das alles addiert, ist es ein Gesamtumsatz von 35 Millionen EUR. Davon können 25,8 Mil-lionen EUR als reiner Effekt des Donauinselfestes gewertet werden, wenn man alles zusammenrechnet.

Ich verstehe schon, dass Sie als Vertreter der Opposition das nicht gerne sehen, dass es ein so erfolgreiches Fest gibt. Die Wienerinnen und Wiener sehen das anders. Auch die Besucherinnen und Besucher unserer Stadt sehen das anders. So muss ich doch sagen, dass es neben dem wichtigen kulturpolitischen Impuls auch einen ganz bedeutenden wirtschaftspolitischen Impuls für unsere Stadt darstellt. 

Weil Sie den Kollegen Kopietz angesprochen haben: Es war schon eine kühne Vision, kühne Vision vor 20 Jahren mit einem ganz kleinen Fest - ich war damals dabei - mit ganz wenigen Besucherinnen und Besuchern zu beginnen und auch den Atem zu haben, unterstützt von vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, von Sponsoren, von Medien, aus diesem kleinen Fest das größte Kulturereignis Europas zu machen. Dazu kann man dem Kollegen Kopietz nur gratulieren. Deshalb kann ich Ihre etwas launigen Zwischenrufe überhaupt nicht verstehen. Ich kann dem Kollegen Kopietz nur gratulieren, dass er das 20 Jahre lang durchgehalten hat und wünsche ihm noch viel Kraft für die nächsten Jahre. (Beifall bei der SPÖ.)

In der Tat gibt es wenige Ereignisse in Europa, die freizugängliche Konzerte in dieser Größenordnung anbieten. Es sind 20 Inseln mit 16 Bühnen, 300 ver-schiedene Musikgruppen mit 1 500 Künstlerinnen und Künstlern am Donauinselfest präsent, 400 Stunden Veranstaltungsprogramm, und es arbeiten 42 Vereine mit, um das Donauinselfest zu dem zu machen, womit wir in den Medien und in der öffentlichen Diskussion auch konfrontiert sind. Das Besondere daran - deshalb ist es auch gut, dass die Stadt Wien sich am Donauinselfest beteiligt – ist, dass diese Konzerte frei zugänglich sind. Das ist das Besondere und unterscheidet das Donauinselfest auch von vielen anderen Konzerten, eine freie Zugänglichkeit für die gesamte Wiener Bevölkerung. 

Dass das Donauinselfest so gut funktioniert, hängt auch mit der perfekten Organisation zusammen, mit 4 500 Helferinnen und Helfern, mit 1 000 ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Wenn der Kollege Ebinger fragt, warum da eine große politische Organisation mitwirken muss, dann kann man nur sagen, ohne diese ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter könnte man mit diesem Geld ein so riesiges Fest nicht organisieren. Deshalb ein Dankeschön an die vielen ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich glaube, gerade wenn wir den Sicherheitsbericht diskutieren werden, der demnächst auch Überlegungen in diesem Haus anregen wird, dann sollte man auch nicht unerwähnt lassen, dass trotz der Schwierigkeiten, die es im Bereich der Anzahl der Polizistinnen und Polizisten auf der Straße gibt, die durch die Maßnahmen der Bundesregierung getroffen werden, das Donauinselfest trotz dieser Hunderttausenden Besucherinnen und Besuchern zu einem sicheren Fest gehört, zu einem der sichersten Feste und Veranstaltungen, die es europaweit gibt, dass es keine großen Kontroversen oder Kriminalitätsdelikte gibt, bei einem Fest, das drei beziehungsweise vier Tage dauert und wo 2 500 Besuche stattfinden. Auch das ist ein großartiger Erfolg. 

In diesem Sinne, meine sehr geehrten Damen und Herren, hoffe ich, dass sich dieses 20. Fest in die großartige Tradition der Donauinselfeste, der bisherigen 19 Feste, einreihen wird. Ich bin davon überzeugt, dass dieses 20. Donauinselfest ein weiterer Höhepunkt in der Geschichte dieses größten europäischen Events wird und ersuche deshalb auch um Zustimmung zu diesem vorliegenden Akt. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Mag Ringler gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Eigentlich wollte ich an dieser Stelle sagen, ich verweise auf meine Rede aus dem letzten Jahr. Dort werden Sie feststellen, dass ich gesagt habe, ich verweise auf meine Rede aus dem letzten Jahr. Tatsächlich ist aber heute ein Anruf bei mir eingegangen, der - ich glaube, Sie sollten jetzt alle ein bisschen zuhören - die ganze Sache doch etwas prekärer macht. 

1 613 355 EUR zahlen wir für das wirtschaftspolitisch und kulturpolitisch wichtige Donauinselfest. 473 EUR schuldet ein junger Mann, der einen Verein in Wien hat, der jugendkulturelle Veranstaltungen im 5. Bezirk abhält, der MA 6 für eine Übertretung. Er hat nämlich seine Veranstaltung nicht als Tanzveranstaltung angemeldet. Das kommt in dieser Stadt ziemlich häufig vor. Sie wissen alle, das Thema Vergnügungssteuer ist eines, das wir schon ausführlich diskutiert haben. In diesem Fall handelt es sich, glaube ich, aber um einen etwas prekäreren Fall, denn dieser junge Herr hat nämlich heute den Bescheid zum sofortigen Antritt der Ersatzfreiheitsstrafe bekommen. 473 Euro. 

Der Obmann dieses Vereins ist der Meinung, dass diese Veranstaltung keine Tanzveranstaltung war. Er hat einen Vereinsabend gemacht, wo 70 Leute anwesend waren und als die Polizei kam, hat die Polizei gemeint, da würden gerade 7 Leute tanzen. Es war eine Vereinsveranstaltung, 70 Leute, die Musik spielt. Die Polizei meint, es wird getanzt. Der Herr ist nicht der Meinung, dass an diesem Abend getanzt wurde und er ist auch nicht der Meinung, dass er eine Übertretung vollzogen hätte, weil er diese Veranstaltung nicht als Tanzveranstaltung angemeldet hat. Weil das Ganze schon eineinhalb Jahre her ist, hat er die Rechtsmittel ergriffen, die ihm zur Verfügung stehen. Er hat berufen, er hat auch dem Herrn Bürgermeister einen Brief geschrieben: "Lieber Herr Bürgermeister! Ich glaube, hier liegt ein Versehen vor. Es gibt hier ein Gesetz, das scheint mir nicht mehr sehr zeitgemäß." Er hat all die Rechtsmittel ausgeschöpft, die ihm zu Verfügung stehen. Heute erhält dieser junge Mann die Aufforderung zum sofortigen Antritt der Ersatzfreiheitsstrafe. 473 Euro. 

Fürs Tanzen ins Gefängnis, sehr geehrte Damen und Herren, das passiert in dieser Stadt. Sieben Leute tanzen auf einer Veranstaltung und der Herr geht fürs Tanzen ins Gefängnis. (GR Kurth-Bodo Blind: Ich habe geglaubt, er hat nicht getanzt!) Sehr geehrte Damen und Herren, ich fühle mich an die Fünfziger Jahre erinnert. Irgendjemand hat vorhin sehr bezeichnend "Jail House Rock" gesagt. Daran können Sie sich vielleicht noch aus Ihrer Jugend erinnern. (GR Günther Barnet: Da müsste ich schon 70 Jahre alt sein!)

Sehr geehrte Damen und Herren, ich glaube, dieses Thema ist zwar hin und wieder lustig, aber für den jungen Mann ist das gar nicht lustig. Sofortiger Antritt einer Ersatzfreiheitsstrafe wegen eines Gesetzes, von dem wir alle wissen, dass es nicht zeitgemäß ist. Die Vergnügungssteuer in dieser Stadt schickt junge Menschen ins Gefängnis, weil sie es sich nämlich nicht richten wollen, weil Sie sagen: "Bei dieser Veranstaltung hat niemand getanzt. Ich habe keine Übertretung begangen. Ich gehe nicht bitten und betteln zur Stadt. Und ich zahle auch keinem Beamten ein Bier." 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich würde vorschlagen, wir denken gemeinsam darüber nach, ob die Vergnügungssteuer angesichts dieses doch einigermaßen tragischen Falls noch zeitgemäß ist. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Franz Ekkamp: Alle Steuern abschaffen!)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Nachdem ich nur zum vorliegenden Geschäftsstück sprechen kann, ersuche ich wiederholt um Zustimmung zu dem vorliegenden Geschäftsstück. 

Der Einzelfall, den die Frau Kollegin Ringler vorgebracht hat, wird sicherlich alle Rechtsmittel durchschritten haben und wird demnach auch Recht erhalten haben. Auf das Vergnügungssteuergesetz können wir bei diesem Akt im Moment nicht eingehen.

Ich ersuche Sie daher um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der Grünen, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 21 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Stadtfeste. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Michael LUDWIG, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Salcher. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

So wie sich der Kollege Dr Ludwig offensichtlich im innerparteilichen Wettbewerb der SPÖ durchgesetzt hat (GR Heinz Hufnagl: Der ist beinhart!), wieder zu diesem Thema sprechen zu dürfen, ist es mir innerhalb der Volkspartei gelungen, zwar nicht zum 20. Mal, aber es ist schon interessant, dass auch das Stadtfest sein 20. Jubiläum feiert. Wir haben ein bisschen früher angefangen, aber dafür haben wir ein paar Jahre ausgelassen, damit sozusagen zwei wichtige Initiativen, die beide frei zugänglich sind und die Menschen aus anderen Städten Österreichs, aber auch international im wahrsten Sinne des Wortes nach Wien gelockt haben, im Paarlauf stattfinden. 

Ich werde es nicht ganz so ausführlich wie Dr LUDWIG machen, aber das Stadtfest ist eine ähnliche Erfolgsgeschichte wie das Donauinselfest. Wir haben das letzte Mal 450 000 Menschen in der Stadt gehabt. Ich sage als Innenstadtbewohner ehrlich dazu, ich bin ganz froh, dass es nicht so viele wie beim Donauinselfest sind, weil es sonst ein bisschen eng in der Innenstadt wird. Aber ein urbanes Fest ist etwas anderes als ein Fest, das doch im Wesentlichen im Freien stattfindet.

In diesen 20 Jahren wurde das Stadtfest sozusagen nicht in einer Wiederholung, sondern immer in einer Weiterentwicklung abgehalten. Diese Weiterentwicklung hat in Sprüngen stattgefunden. In den letzten Jahren hat das eine neue Gruppe übernommen, die auch den Hallamasch veranstaltet hat, wo es besonders darum gegangen ist, die Plätze der Innenstadt in dieses Fest einzubeziehen. Ein wichtiges Thema für uns ist auch die kreative Wirtschaft, wo wir versuchen, jungen Künstlern, aber auch Designern, Stadtgestaltern und so weiter die Möglichkeit zu geben, im Rahmen dieses Festes aufzutreten. 300 Künstler haben dort die Möglichkeit, 100 Stunden Unterhaltung, aber auch Inhalte für Jung und Alt in der Wiener Innenstadt anzubieten. 

Ich bin mir sicher, dass der Kollege Ebinger auch in unserem Akt irgendetwas finden könnte, was ihm vielleicht nicht gefällt, aber hier geht es nicht nur um einen Akt, sondern hier geht es 20 Jahre lang um ein wichtiges, man kann schon ruhig sagen geschichtliches Ereignis für die Stadt, das ursprünglich gegründet wurde, um die Innenstadt zu beleben, das auch seine Wirkung gezeigt hat. Ich glaube, es ist mittlerweile ein nicht von der Stadt wegzudenkender Bestandteil. 

Wir können froh und stolz darauf sein, dass es dieses Fest gibt, genauso wie die Bürger und Bürgerinnen, die es jedes Jahr besuchen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Mag Ebinger gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Natürlich geht es an sich nicht um das Fest, sondern es geht immer nur darum, dass eine Partei dort mehr oder weniger unverhohlen als Veranstalter auftritt. Das ist hier klarerweise das Gleiche mit SPÖ und ÖVP. Den Juniorfinanzpartner haben wir jetzt. Es ist also nicht nur so, dass ich jetzt auf die SPÖ losgehe, sondern ich werde auch zur ÖVP das eine oder andere sagen, aber natürlich nur halb so lang, weil es immer um das halbe Budget geht. Aber wir haben hier die gleiche Parteifinanzierung vorliegen, die gleiche Mitfinanzierung von Kulturvereinen, von Kulturveranstaltungen über das ganze Jahr, was einen Wettbewerbsvorteil gegenüber anderen Parteien und auch eine Kaltschnäuzigkeit der Genehmigung darstellt. 

Wir haben kurioserweise die gleiche Erhöhung, denn dieser Sprung, der zufällig mit der Euro-Umstellung kam, hat die ÖVP natürlich genauso getroffen. Das Budget ist von 600 irgendetwas auf 806 000 EUR hinaufgeschnellt. (GR Harry Kopietz: Alles ist gleichzeitig teurer geworden!) Komischerweise gibt es bei den anderen Einsparungen, die es im Kulturbereich gibt, eine Ausweitung der Subvention. Das muss man auch einmal von dieser Warte aus beleuchten. 

Eines muss man der ÖVP schon zu Gute halten. Die Anträge ändern sich nicht bis aufs Wort. Man hat zumindest das Gefühl, hier macht sich jemand Gedanken, nicht jedes Stadtfest ist völlig gleich, sondern es ist wirklich strukturiert anders. Damit eine Kontinuität gewahrt bleibt, hat sich wahrscheinlich die MA 7 gedacht, sie muss mit ihrem Genehmigungsvermerk einspringen, weil e so nicht sein kann, sonst glaubt womöglich jeder, das ist jedes Jahr etwas anderes. Darum haben wir hier die nette Formulierung, die ich aus dem Jahr 2003, also aus der heurigen Genehmigung, zitiere, die genauso in den letzten beiden wortgleich ist. 

Ich möchte darauf hinweisen, dass wir am Samstag das Stadtfest haben, bevor ich das jetzt sage. Ich zitiere: "Im Hinblick auf die möglichst große Flexibilität bei der geplanten Veranstaltung gibt es keine exakte Projektplanung. Der Verein trat wie schon im Vorjahr mit dem Ersuchen um Förderung zu einer Veranstaltung in der Höhe von zusammen 806 700 EUR heran. Die vorgelegten Kalkulationen erscheinen durchaus plausibel und die Vorhaben förderungswürdig." - Ich weiß nicht, wo die ÖVP die Kalkulationen sieht. Ich sehe sie nicht im Akt. Ich sehe hier zwei Zahlen für das Stadtfest, 660 000 EUR und 146 000 EUR. Wenn man das, Herr Kollege Neuhuber, als Kalkulation bezeichnet, dann meine ich, das ist eine Minimalstkalkulation, wenn man so will, aber offensichtlich genügt das für die MA 7, um das Ganze plausibel und förderungswürdig zu finden. 

Prompt kommt das Dankeschön der ÖVP für diese nette, immer gleich bleibende Formulierung, egal, was man sagt. Ich habe auf die Internetseite geschaut. Rein rechtlich gesehen, stimmen wir jetzt, nachdem ich hier gesprochen habe oder nachdem der Kollege Ludwig vielleicht noch etwas gesagt hat, darüber ab, ob es diese Subvention geben wird oder nicht. Aber auf der Homepage "Stadtfest Wien 2003 - eine Kulturinitiative der ÖVP Wien", damit ganz klar ist, dass es schon um eine Parteifinanzierung und nicht um irgendetwas anderes geht, steht: "Vielen Dank an unsere Sponsoren: Förderung durch das Kulturamt der Stadt Wien" neben anderen. Also das haben Sie offenbar schon gewusst.

Wir jedenfalls, wie Sie sich denken können, lehnen das aus den gleichen Gründen wie vorher ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Di Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich denke, es geht nicht primär darum, wie originell Anträge gestaltet sind. Es gibt natürlich immer die Möglichkeit, bessere Anträge zu schreiben, das ist keine Frage. Es geht aber vor allem darum, wie die Veranstaltungen organisiert und durchgeführt werden. So ist beim Stadtfest, wie auch im vorhergehenden Akt auf Grund der Geschichte durchaus ableitbar, dass sich das kommende Stadtfest in die Tradition der bisherigen, sehr erfolgreichen Stadtfeste einfügen wird. 

In der Tat ist es so, dass im vorliegenden Akt eine Reihe von Neuerungen und neuen Aktivitäten drinnen sind, die nicht nur die Einbeziehung der Innenstadt vorsehen, sondern auch neue Themenschwerpunkte, wie beispielsweise kulturelle Aktivitäten jener Menschen, die aus den neuen EU-Ländern zu uns kommen.

Von daher denke ich, dass es durchaus gerechtfertigt ist, diesen Antrag zu unterstützen und ersuche deshalb, diesem vorliegenden Akt zuzustimmen.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Subvention für den Verein Wiener Stadtfeste zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Grünen und der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 23 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Architekturzentrum Wien. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte.

Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Salcher. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte diesen Tagesordnungspunkt dazu verwenden, zu einem Thema einen Antrag einzubringen, das meiner Meinung nach im Augenblick von der Kulturverwaltung und von der Stadtverwaltung ein bisschen stiefmütterlich behandelt wird, nämlich das Thema "Design". Design ist erstens eine österreichische Tradition, weil die wichtigen österreichischen Architekten wie Hoffmann, Moser, Loos und so weiter nicht nur tolle Bauwerke gebaut haben, sondern auch immer wieder versucht haben, für die Alltagskultur eine entsprechende Ästhetik zu Stande zubringen. 

Ich glaube daher, dass man im Bereich Wien als Designstadt wesentlich mehr tun sollte und tun müsste. Von uns wird es mit den Möglichkeiten der Opposition in der nächsten Zeit einige Initiativen geben. Diese erscheinen mir auch dringend notwendig. 

Um das auch formal im Gemeinderat zu unterstützen, erlaube ich mir hier folgenden Antrag einzubringen: 

"Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, Maßnahmen zur Förderung von Wiener und österreichischem Design verstärkt in den Mittelpunkt der Wiener Planungs- und Kulturpolitik zu stellen. Initiativen, insbesondere langfristige Zusammenarbeits- und Förderungsaktivitäten, die in diesem Umfeld entstehen sollen, sollten von der Stadt auch finanziell maßgeblich unterstützt werden."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte nur sagen, dass wir selbst, als wir die Möglichkeit dazu hatten, zum Beispiel mit "Unit F", einer Organisation, die sich im Modebereich positioniert hat, versucht haben, Initiativen zu setzen, dass es durchaus positive Ansätze wie zum Beispiel die "Vienna Products" gibt, dass es uns aber dringend notwendig erscheint, im Bereich des Designs wesentlich mehr zu tun als das bisher der Fall ist. (Beifall bei der ÖVP.
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Themel gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Gerda Themel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Kollegen!

Schade, ich wollte ganz gern die Gelegenheit nutzen, über das Architekturzentrum zu sprechen. Nachdem der Kollege Salcher jetzt lediglich diesen Antrag über Design eingebracht hat, kann ich Sie aber trotzdem über das Architekturzentrum informieren. Ich tue das sehr gerne und bedaure die Gelegenheit für Herrn Dr Salcher, dass er im Kulturausschuss an sich nie darüber geredet hat. Aber es wird sicher noch genügend Möglichkeiten geben.

Wenn wir heute schon über die Subvention für das Architekturzentrum zu beschließen haben, dann fasse ich das ganz kurz zusammen. Das Architekturzentrum gibt es seit elf Jahren. Es hat in diesen elf Jahren klein im Museumsquartier begonnen und sich zu einer international hoch angesehenen Organisation gemausert. 

Im November 2003 wird ein sehr wichtiger Architekturkongress in dieser Stadt stattfinden. Ich bin davon überzeugt, dass auch dieser dazu dienen wird, Wien als eine Stadt der Architektur und eines großen vorhandenen politischen Interesses im Bereich der Architektur zu manifestieren. 

Nicht umsonst hat Herr Morak den Leiter des Architekturzentrums Wien, Herrn Dietmar Steiner, zum Kommissär der letzten Architektur-Biennale in Venedig bestellt. Ich denke, dass auch dies eine ganz gute Gelegenheit war, dieses Architekturzentrum weiterhin zu manifestieren. Herr Morak hat sicher gewusst, was er tut.

In diesem Fall mache ich es wirklich ganz kurz. Ich danke dem Team des Architekturzentrums und würde sagen, stimmen Sie diesem Akt zu, es ist ein guter Akt. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen gleich zur Abstimmung. Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, der Fall und somit angenommen.

Es liegt noch der ÖVP-Antrag von Herrn Dr Salcher betreffend Förderung des Design-Standorts Wien vor. 

Es wurde die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ich bitte auch hier jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist leider abgelehnt. Die SPÖ hat dagegen gestimmt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 24 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Depot - Verein zur Förderung der Diskurskultur in der Gegenwartskunst. 

Hier hat sich Frau Mag Ringler streichen lassen.

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, der Fall und daher angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 25 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Film Fonds. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. 

Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Ringler. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Wiener Film Fonds leistet, glaube ich, seit seiner Gründung tolle Arbeit für Wien. Es freut mich auch sehr, dass der Herr Stadtrat dem Leiter Peter Zawrel seinen Vertrag verlängert hat. Ich glaube, das ist gut für die Stadt.

Nichtsdestotrotz ist einiges im Filmbereich zu tun. Wir alle, die wir aufmerksame Beobachter und Beobachterinnen der österreichischen Szene sind, wissen, dass gerade heute wieder ein wichtiger österreichischer Filmemacher, Virgil Widrich, in Cannes nominiert wurde und dass das sicher einer der tollen Tage des österreichischen Films ist.

Aber - jetzt kommt das Aber - der Film durchlebt derzeit in Österreich auch eine Durststrecke. Diejenigen, die bei der Diagonale in Graz waren, wissen, dass es derzeit schwierig ist, Finanzierungen zu bekommen, dass es immer schwieriger wird, dass die Mittel zu knapp sind und eher knapper werden und dass gerade im Bereich der, sagen wir einmal, einfallsreichen Maßnahmen, steuerlicher Maßnahmen, aber auch Maßnahmen, die den Wirtschaftsstandort Wien betreffen, einiges zu tun wäre. 

Ich möchte an dieser Stelle auch ganz kurz den Herrn Stadtrat an die "Agenda 2006" erinnern. Die "Agenda 2006" ist nicht etwa ein Papier, das die Opposition erdacht hat oder das - unter Anführungszeichen - geldgierige Künstlerinnen und Künstler, die nie genug haben, sich ausgedacht haben, sondern das ist ein Papier, das im Rahmen einer Enquete entstanden ist, die der Herr Stadtrat einberufen hat und in dessen Rahmen ganz konkrete Maßnahmen auf drei Seiten spezifiziert worden sind. Jetzt warten wir, und wir warten schon einige Zeit. Ich erinnere mich, der Herr Stadtrat hat zu Beginn seiner Amtsperiode gesagt: "... und der Film und die neuen Medien ...", passiert ist aber leider sehr wenig, viel zu wenig, nicht nur für uns als Opposition, sondern viel zu wenig auch für das Kulturschaffen im Filmbereich. Ich hoffe sehr, dass der Herr Stadtrat die "Agenda 2006" wieder einmal zur Hand nimmt, sie memoriert, auswendig lernt, sich eine Taskliste schreibt, was alles zu tun ist, diese dann vielleicht unter den Kopfpolster legt und am nächsten Tag auch damit anfängt. Das wäre mein Wunsch, auf dass im Filmbereich einiges weiterginge.
Der Herr Stadtrat schüttelt jetzt den Kopf. Vielleicht ist irgendetwas passiert, was er uns noch nicht gesagt hat. Das kann ja sein. Das würde mich doch freuen. Bitte, lieber Herr Stadtrat, erzähle uns, was alles passiert ist und welche der Punkte auf der "Agenda 2006" wir als erledigt abhaken können. Meines Wissens nach nichts. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und bei StR Dr Peter Marboe.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Unterreiner. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben hier schon sehr oft über den Film diskutiert. Unsere Haltung ist, glaube ich, bekannt. Seit der Gründung 1992 - da sind immerhin schon über zehn Jahre vergangen - sind mehrere Hundert Millionen Schilling ausgegeben worden. Verzeihen Sie mir, wenn ich noch in Schillingen denke. Es müsste jetzt bald eine Milliarde Schilling sein und wir haben noch keinen wirklich großen Erfolg. Mit Erfolg meine ich Publikumszahlen. Sie kennen unsere Bewertung der Kriterien, wann ein Film erfolgreich ist. Während in Deutschland die neu gegründeten Filmfonds innerhalb weniger Jahre ein Millionenpublikum erreicht haben, werden bei uns Filme, die sich in der Zuschauerhöhe von 100 000 befinden, als ganz großer Erfolg gefeiert. 

Nachdem in einer solchen Situation immer Haneke gerufen wird, muss ich sagen, dass Haneke ein Deutscher ist und zum Beispiel die Klavierspielerin eine deutsch-französische Koproduktion war. Auch die Schauspieler waren Franzosen. Wir haben das zwar finanziert, aber es ist nicht als österreichischer Filmerfolg zu werten.

Ich möchte ganz kurz in Erinnerung rufen, was wir an sehr konstruktiver Kritik immer wieder eingebracht haben. Wir haben gesagt, Erfolg beim Publikum ist der Gradmesser. Es kann nicht so sein, dass man ganz einfach die Filmschaffenden mit Geldern belohnt, aber zu wenig darauf achtet, ob auch das Publikum damit zufrieden ist. Dann haben wir immer wieder verlangt, dass Rückflüsse gesichert sein müssen. Ich werde dann später auf Zahlen kommen, die beweisen, dass Verleihverträge da sein müssen und dass das Intendantenprinzip gesichert sein muss. Das heißt, der Intendant ist verantwortlich für den Erfolg. Wir haben bei uns keinen Intendanten. Herr Dr Zawrel ist der Geschäftsführer. Er hält sich an das, was das Kuratorium auswählt und fühlt sich nicht für den Erfolg verantwortlich. Das heißt, die Gelder werden im Interesse der Filmemacher ausgegeben und nicht im Interesse des Publikums. 

Lassen Sie mich ganz kurz, weil das interessant ist, würde ich sagen, ein paar Fakten einbringen, und zwar die Erfolge, die die deutschen Filmfonds in den letzten Jahren hervorgebracht haben, weil das bei uns immer wieder negiert wird. Und zwar wurden jedes Jahr Filme produziert, wo sich ein Millionenpublikum eingefunden hat. Ich fange einmal 1996 an. Da war zum Beispiel, einer der bekannteren Filme "Lola rennt", 2 Millionen, "Comedian Harmonists", 2,3 Millionen. 1997: "Knockin’ On Heaven's Door", 3,5 Millionen, "Rossini", 3,2 Millionen. Ich fahre fort mit 2001: "Schuh des Manitu", 10 Millionen, "Kleiner Eisbär", 2 Millionen, "Mädchen, Mädchen", 1,7 Millionen, "Emil und die Detektive", 1,4 Millionen. 2000: "Anatomie", 2 Millionen, und so weiter. Ich möchte das nur anführen, weil auch wir Filme machen könnten, die weit über die Grenzen hinaus gesehen werden. Der österreichische Film muss nicht an der Grenze enden. Ich habe gerade vorher gesagt, dass die Filme, die immer erwähnt werden, keine typischen österreichischen Filme sind, sondern Co-Produktionen, wo nicht unsere Schauspieler, unsere Produzenten und unsere Leute eingesetzt werden. Ein weiterer Film - das finde ich auch sehr interessant - wäre 2002 "Nirgendwo in Afrika". Der hat sogar einen Oscar als bester ausländischer Film bekommen. Ein Beispiel möchte ich wählen, weil ich das besonders interessant gefunden habe, und zwar 2003 "Good bye Lenin". Der hat bereits 4 Millionen Zuschauer gefunden und - was sehr wichtig ist - hier ist bis jetzt schon ein Einspielergebnis von 23 Millionen EUR erreicht worden. Wir können von solchen Einspielergebnissen nur träumen.

Wir finden es sehr schade, dass bei uns die Filmförderung nicht den richtigen Weg geht. Wir sind, kurz gesagt, dafür, dass Filme fürs Publikum gemacht werden. Publikumserfolg gehört angestrebt. So, wie das jetzt geschieht, ist das ein Fass ohne Boden. Wir werden die Subvention auch diesmal wieder ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Dr Elisabeth Vitouch hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte schön.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Heute war die Rede vom Welttag des Buches. Es ist noch ein anderer netter Tag zu feiern, nämlich der 75. Geburtstag von Shirley Temple. Sie war der Kinderfilmstar in den Dreißiger Jahren, später, übrigens noch vor zehn Jahren, Botschafterin der USA in der Tschechoslowakei. Auch damals wurde der Film schon tot geredet.

Ich denke, dass der österreichische Film weder Krank- noch Gesundredner braucht, denn er ist kein erschöpfter Sportler, der auf der Bahre liegt, sondern ein sehr fiter Sportler, der einfach nur bessere Trainingsbedingungen und Startbedingungen braucht. In diesem Zusammenhang muss man darauf hinweisen, dass der Wiener Film Fonds eine Vielzahl beachtenswerter geförderter Produktionen hervorgebracht hat. Durch professionell geplante Projekte, durch herausragende Leistungen nicht nur des Geschäftsführers und der Jury, sondern auch durch gezielte Verwertung der Filme auf nationaler und internationaler Ebene und dadurch auch der Förderung des österreichischen Filmschaffens. 

Ich möchte jetzt, um alle Fraktionen zufrieden zu stellen, nur ein paar Filme herausnehmen, zum Beispiel "1809 - Andreas Hofer, Freiheit des Adlers" von Xaver Schwarzenberger, eine internationale TV-Gemein-schaftsproduktion, also ganz sicher nichts Unösterreichisches. Aber ich denke auch an "Das andere Ende der Brücke", gemeinsam mit den Chinesen, an die "Comedian Harmonists" von Vilsmeier, "Gebürtiger" von Robert Schindel, "Krambambuli", nochmals Xaver Schwarzenberger, "Nordrand", Barbara Albert, "Schwimmer in der Wüste", Kurt Mayer, und natürlich "Die Klavierspielerin". Damit habe ich jetzt nicht einmal ein Zehntel der geförderten Filme aufgezählt. 

An den Visionen und Rahmenbedingungen, die es erlauben, wie im Sport von einer breiten und kontinuierlich funktionierenden Basis ausgehend international erstklassige Spitzenprodukte herzustellen, mangelt es allerdings nicht in Wien, denn die Stadt Wien verfügt mit dem Film Fonds über ein hocheffizientes Förderungsinstrument, mit dem nachhaltige kulturelle und wirtschaftliche Effekte erzielt werden können. Ich finde, dass eigentlich auf Bundesebene die Filmwirtschaft auf Grund ihrer herausragenden Erfolge gleichberechtigt mit anderen Zukunftsbranchen anerkannt werden müsste und die Rahmenbedingungen geschaffen werden müssten, die in anderen Ländern selbstverständlich sind, die aber bei den blau-schwarzen Raubrittern eigentlich immer nur aus Lippenbekenntnissen bestehen. 

Ich möchte aber nichtsdestotrotz den österreichischen Film, wie gesagt, nicht krank jammern. Ich möchte hier, weil heute auch schon vom Wein die Rede war, darauf hinweisen, dass vor 15 Jahren die österreichischen Winzer gedacht haben, dass sie mit Mainstreamprodukten im Tetrapack die Regale füllen und damit ein Geschäft machen könnten, dass aber diese Produktion, die einer quantitativen Konkurrenz ausgeliefert war, ähnlich wie der österreichische Film gescheitert ist. Inzwischen sind österreichische Weine die Besten der Welt, ein Wirtschaftsfaktor, vor allem auch durch ihre Wirkung als Multiplikator für Umwegrentabilitäten. Ähnlich verhält es sich mit unseren Filmen. Einer quantitativen Konkurrenz wird der österreichische Film genauso wenig standhalten, aber in der qualitativen Konkurrenz gehören wir jetzt schon zu den Besten, nicht nur bei Nominierungen, wie das von der Kollegin Ringler erwähnte Virgil-Widrich-Epos, sondern ich kann verkünden, dass soeben das Observatoire Européenne de l'Audiovisuel des Europarats die Kennzahlen veröffentlicht hat und dabei der Wiener Film Fonds unter die wichtigsten öffentlichen Förderungseinrichtungen Europas eingereiht wird. Es ist auf Grund der Entwicklungskurven und der europäischen Vergleichsdaten klar erkennbar, dass ohne diesen Beitrag der Stadt Wien der österreichische Film und die Produktion des österreichischen Films in Österreich nicht möglich wären. 

Abschließend und ergänzend möchte ich noch einmal darauf hinweisen, dass auch unser Art-House-Konzept voll aufgegangen ist und Ihnen, wie immer, am Ende einen kleinen Filmtipp geben: ab Freitag im Gartenbaukino eine neue Kopie des guten alten Evergreens "Stranger Than Paradise" von Jim Jarmusch. Hingehen, anschauen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Salcher gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Keine Sorge, es wird ganz kurz.

Ich war jetzt nur etwas überrascht bei der Rede von der Frau Kollegin Dr Vitouch, weil es jetzt um das Thema "Film" gegangen ist, aber schon interessant ist, dass die Sozialdemokraten im Augenblick einen sehr starken Bezug zum Thema "Wein" haben, vom Vorsitzenden abwärts, bei interessanten Themenbereichen, wobei ich mich zu der Qualität des österreichischen Weins bekenne. Ich finde es nur interessant, dass das jetzt immer wieder auftaucht. 

Ich wollte aber zum Film noch einen Satz sagen. Ich glaube, die inhaltliche Kritik hat die Frau Kollegin Ringler sehr gut dargelegt. Aber was beschließen wir heute, um einmal auch sehr genau auf einen Akt einzugehen? Es ist schon interessant, Herr Stadtrat, Sie haben in der Öffentlichkeit und im Gemeinderat immer die Filmpolitik des Bundes kritisiert und sich damit sozusagen die Latte sehr hoch gelegt beziehungsweise hat Ihnen Ihr Vorgänger die Latte sehr hoch gelegt. Ihr Vorgänger hat - es war sozusagen kein formaler Akt, aber de facto - der Filmindustrie in Aussicht gestellt, dass es für den Film Fonds Dreijahresverträge geben soll. Dass es dieses Ansinnen gibt, nehme ich an, wird man Ihnen kommuniziert haben, weil die Filmindustrie ist nicht unbedingt als verschwiegen bekannt und in der Lage, ihre Anliegen zu artikulieren. 

Was machen Sie aber? Nicht nur, dass Sie dem Filmfonds keinen Dreijahresvertrag geben, was dort zur Planungssicherheit beitragen würde, nein, Sie reduzieren in Wirklichkeit auf einen Halbjahresvertrag, weil alle, die sich den Akt genau angeschaut haben, werden sehen, dass wir heute dem Film Fonds nicht den vollen Betrag, sondern nur den halben Betrag zuweisen, was ich, ehrlich gesagt, überhaupt nicht verstehen kann. Auch die Argumentation im Ausschuss war mir nicht nachvollziehbar. Es gibt nur zwei Möglichkeiten: Entweder das Geld ist nicht da - was ich mir nicht vorstellen kann -, dann soll man das hier offen sagen. Oder das Geld ist da - wie ich auf Nachfragen gehört habe -, dann erklären Sie bitte, warum der Wiener Film Fonds nicht nur keinen Dreijahresvertrag bekommt, worüber man noch diskutieren kann, sondern warum der Wiener Film Fonds nicht das Jahresbudget bekommt, damit er entsprechend handeln kann. Das würde ich schon ganz vom Herrn Stadtrat wissen, der sich immer zum Sprecher der Filmindustrie macht. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Nur eine kurze Bemerkung zum Herrn Kollegen Salcher: Es steht sehr deutlich da, dass es ein Teilbetrag ist. Die Gepflogenheit, dass wir auch in anderen Kulturbereichen Teilbeträge zahlen, ist nichts Neues. (GR Dr Andreas Salcher: Beim Film Fonds ist es neu!) - Nein, das ist auch nicht der Fall. Es war auch zu Zeiten des Kollegen Marboe beim Film Fonds nicht immer der gesamte Betrag. Ich sehe da keine besondere Änderung gegenüber dem Bisherigen. (StR Dr Peter Marboe: Das stimmt einfach nicht! Es ist immer der gesamte Betrag ausbezahlt worden! Deshalb sind Sie so irritiert! Sie können doch nicht die Unwahrheit sagen!) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, der Fall und daher angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 27 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Rahmenbetrag für die Förderung von Theaterprojekten im Jahr 2003. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Woller, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. 

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler. Frau Magister, darf ich Sie zum Rednerpult bitten. 

Bevor Sie anfangen, wollte ich in Erinnerung rufen, dass wir in zehn Minuten mit unserer Dringlichen Anfrage beginnen müssen. Wenn sich vielleicht die drei Redner die Zeit ein bisschen aufteilen, dann würde sich das vorher noch ausgehen. 

Bitte, Frau Mag Ringler. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bin natürlich der Meinung, dass das Theater in Wien wichtiger ist als die Dringliche Anfrage der FPÖ, aber ich verstehe die Ungeduld und werde mich kurz fassen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, um es kurz zu machen, es gibt den an und für sich nicht ganz unsinnvollen Rahmenbetrag für das Wiener Kulturamt. Mit diesem Rahmenbetrag hat das Kulturamt die Möglichkeit, selbst darüber zu entscheiden, wie ein Betrag, der vorab genehmigt ist, vergeben wird und im Nachhinein diesen zu rechtfertigen. Der vorliegende Rahmenbetrag ist irgendwie seltsam. Es gibt Momente, wo man ein komisches Gefühl hat und nicht so recht weiß, warum. Dann fragt man nach: "Sagen Sie einmal, was steckt hinter diesem Rahmenbetrag? Warum jetzt? Warum diese Summe? Warum so und nicht anders? Und warum keine Auskünfte?" - In diesem Fall ist es so. An und für sich hatten wir mit dem Herrn Mailath-Pokorny eine Vereinbarung getroffen, dass wir Rahmenbeträgen dann wieder zustimmen werden, wenn es Klarheit darüber gibt, wofür sie verwendet werden, wenn klar ist, das geht in den Beirat, der Beirat entscheidet, das bekommt dieser oder jener, oder bestimmte Theaterleute vorgesehen sind, die ein Geld bekommen sollten. In diesem Fall ist mir diese Information einfach zu dürftig. 

Jetzt ist in diesem Antrag allerdings auch ein Geld für zwei Theatergruppen enthalten, von denen wir glauben, dass sie durchaus Geld bekommen sollten. Daher stelle ich jetzt einen Abänderungsantrag, nämlich die zwei Punkte die Wiener Stegreifbühne Tschauner mit 100 000 EUR und das Theater im Spittelberg mit 21 000 EUR aus diesem Rahmenbetrag getrennt abzustimmen und dann den Rahmenbetrag noch einmal eigens abstimmen zu lassen, vermindert um diese 121 000 EUR, denn wir wollen klar machen, das Theater am Spittelberg und auch die Stegreifbühne Tschauner sind uns dieses Geld gerne wert und wir hoffen, dass wir dort noch viele spannende und lustige Theaterabende erleben. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Mag Stefan gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Immer wieder haben wir hier das gleiche Thema zu besprechen. Es sind diese Rahmenbeträge, die vergeben werden. Wir sind auch immer wieder dagegen, denn es hat sich leider zu eindeutig gezeigt, dass es nicht angebracht ist, Rahmenbeträgen einen Vertrauensvorschuss zu geben, die angeblich wegen besonderer Flexibilität erteilt werden und dann nicht mehr nachvollziehbar sind in ihrer Vergabe, die eine Gießkanne auf Hunderte Projekte ausschütten, wo die Kriterien der Vergabe, wie wir auch heute in der Früh gehört haben, ziemlich unklar sind. 

Bei diesem Fall, der vorliegt - wie schon ausgeführt - war es wieder einmal besonders eigenartig. "Es soll ein Rahmenbetrag genehmigt werden, weil", wie es heißt, "die Anzahl der eingereichten Projekte die vorhandenen Mittel sprengt." Das ist schon einmal eine blumige Formulierung für einen Antrag, wo 415 000 EUR genehmigt werden sollen. Dann steht in Klammer: "unter anderem für mehrere Theater". Erst auf Nachfrage in der Ausschusssitzung erfahren wir überhaupt, was hier genehmigt werden soll, zumindest mehrere Zahlen, die konkret bekannt sind. Das ist schon eigenartig. Wenn es einen Akt gibt, der sehr kursorisch ist, also zwei Seiten, wobei eine drei Viertel Seite den Inhalt betrifft, und uns überhaupt nicht vorgelegt wird, wofür das Geld verwendet werden soll - und das sind doch immerhin 5,7 Millionen S, dann missfällt uns das. Wie gesagt konnte erst auf Nachfrage etwas Konkretes genannt werden, was meiner Einschätzung nach ursprünglich überhaupt lediglich eine Absichtserklärung war. 

Also gut, wir nehmen zur Kenntnis, dass das, was jetzt getrennt abgestimmt werden soll, tatsächlich auch stimmt, das heißt 100 000 EUR für die Wiener Stegreifbühne Tschauner und 21 000 EUR für das Theater am Spittelberg. Wir werden dem Antrag daher insofern zustimmen, weil wir hier konkrete Projekte haben, die zu fördern sind und weil wir sie auch inhaltlich für förderungswürdig halten. 

Dem allgemeinen restlichen Betrag stimmen wir aber in gewohnter Weise, wie gesagt, auch im Hinblick darauf, dass sich das Vertrauen hier nicht gerechtfertigt hat, nicht zu. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Zankl gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ganz kurz, damit wir zur Dringlichen Anfrage zurecht kommen, nicht, weil mich die Dringliche so besonders interessiert, sondern ich denke, es ist für die Zeitressource besser. 

Ich möchte meine Vorredner, den Kollegen Stefan und die Frau Kollegin Ringler, auf Widersprüche hinweisen. 

Der Kollege Stefan hat jetzt gesagt, für konkrete Projekte stimmen die Freiheitlichen zu. Ich möchte Sie daran erinnern, dass in der Gemeinderatssitzung am 30. Jänner 2003, wo wir auch einen Akt für Freie Gruppen hatten, wo wir ganz genau wussten, wer das bekommen soll, keine Zustimmung von der Freiheitlichen Partei zu erreichen war. Also es ist ganz egal, ob die Gruppen bekannt sind oder nicht, die Freiheitlichen sind einfach gegen Freie Gruppen. Es ist ganz egal, wie Sie es begründen. Sie brauchen es für mich gar nicht mehr zu begründen. Es ist einfach so, dass Sie dagegen sein wollen. Damit werden wir leben. 

Frau Kollegin Ringler, Sie sind so lange gegen Rahmenbeträge, solange die Freien Gruppen nicht genannt werden. Was wären die Konsequenzen, wenn die SPÖ hier nicht die Mehrheit hätte? (GRin Mag Marie Ringler: Die hat sie aber!) Die anderen Parteien stimmen nicht zu, Sie stimmen auch nicht zu, die Konsequenz wäre, die Freien Gruppen bekommen kein Geld. (GRin Mag Marie Ringler: Also bitte!) Sie rechnen damit, dass wir die Freien Gruppen vertreten, hängen sich an uns hinten an und wollen nur politisches Kleingeld sammeln, weil das kann sonst nicht so sein. Sie haben in der Fragestunde dem Herrn Stadtrat erklärt, dass innovative Projekte zu wenig gefördert werden. Wenn jetzt Geld für ein spontan eingebrachtes Projekt bereitgestellt wird, muss es eine Möglichkeit geben, wenn eine Gruppe kommt, die sagt: "Wir wollen nächstes Monat etwas veranstalten, das ist etwas ganz Tolles, und wir haben kein Geld mehr zur Verfügung, weil wir alles verplant haben." Wenn das nicht innovativ und spontan ist, dann weiß ich es nicht. (GRin Mag Marie Ringler: Innovativ ist nicht spontan, und spontan ist nicht innovativ!)

Ich kann nur immer wieder betonen, dass wir sehr froh sind, wenn wir zusätzlich Geld für die Freien Gruppen in der Stadt bekommen und wir die Möglichkeit haben, jemanden spontan für ein modernes Projekt zu fördern. 

Ich bitte nochmals um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Bevor wir aber über den Akt abstimmen, muss ich über den Antrag abstimmen. Es wurde, wenn Sie sich erinnern können, ein mündlicher Antrag von Frau Mag Ringler in ihrer Rede gestellt. Es ging darum, dass sie für zwei Subventionsempfänger, und zwar für die Tschauner-Bühne mit 100 000 EUR und für das Theater am Spittelberg mit 21 000 EUR, eine getrennte Abstimmung verlangt hat.

Ich frage jetzt, wer diesem Antrag zustimmen will. (GR Kurt Wagner: Frau Vorsitzende! Nach der Geschäftsordnung können Sie keinem mündlichen Antrag zustimmen!) Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist nicht die Mehrheit. Das hat nicht die Mehrheit erlangt. 

Ich muss jetzt den Antrag abstimmen lassen. Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Grünen, der Freiheitlichen und der ÖVP, der Fall und daher angenommen.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den GRen Dr Herbert Madejski und Heike Trammer eingebrachte, an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtete dringliche Anfrage betreffend "ViennaBike" vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde.

Gemäß § 37Abs. 5 der Geschäftsordnung hat auf Verlangen vor der mündlichen Begründung die Verlesung der dringlichen Anfrage zu erfolgen. 

Ich bitte daher die Schriftführerin um die Verlesung der dringlichen Anfrage.

Schriftführerin GRin Brigitte Reinberger: "Das am 8. April 2002 vorgestellte Wiener Gratisstadtrad ViennaBike wurde mit großen Vorschusslorbeeren und noch größerem Medienrummel als urbanes Allheilmittel gegen die Staulawine und die steigenden Emissionswerte Wiens gefeiert. Bereits nach wenigen Wochen machte sich jedoch Ernüchterung breit. Weder der erhoffte Anstieg des Fahrradverkehrs, wie im Wiener Klimaschutzprogramm - KLIP Wien vorgesehen, konnte erreicht werden noch war das System so ausgestattet, dass es sich gegen die typischen Erscheinungsformen des Vandalismus, des Diebstahls und der Devastation hätte durchsetzen können. Nach einigen Wochen mussten schließlich durch den Fahrradschwund auch die restlichen Räder eingezogen werden. 

Zwar wurde ein Neustart im Juli 2002 versucht, nach einigen Tagen zeigte sich jedoch, dass auch mit leicht modifizierter Nutzungsbedingung das System zum Scheitern verurteilt war. Die Fahrräder wurden aus dem Donaukanal gefischt, zum Teil in den Außenbezirken eingesammelt und auch aus den Bundesländern nach Wien gebracht. Sogar im Ausland konnten die Wiener Gratisstadträder aufgefunden werden. 

Infolge dieser Umstände kündigte der Verein ViennaBike im Dezember 2002 den Dreijahresvertrag und trat den Rückzug an. Anfang Jänner 2003 präsentierte StR Schicker als Alternative die GEWISTA als neuen Partner für eine Stadtradaktion im Jahre 2003.

Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemeinsam mit den Mitunterzeichnern gemäß § 36 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien an den Herrn amtsführenden Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr nachfolgende dringliche Anfrage:

1. Welche Kosten sind dem Steuerzahler bis zum heutigen Tag aus der Wiener Gratisradaktion entstanden?

2. Wie hoch war die Subvention für den Verein ViennaBike für das Jahr 2002?

3. Gibt es bereits eine Endabrechnung des Vereines ViennaBike über das gesamte Geschäftsjahr 2002 und wie sieht diese aus?

4. Sind dem Verein ViennaBike bereits Mittel für die gesamte Vertragslaufzeit von drei Jahren, somit auch für die Jahre 2003 und 2004, ausbezahlt worden?

5. Wenn ja, wie hoch sind die gewährten Subventionen für die Jahre 2003 und 2004?

6. Wann wurde der Vertrag zwischen der Stadt Wien und dem Verein ViennaBike geschlossen?

7. Sind Sie bereit, den Vertrag zwischen der Stadt Wien und ViennaBike noch vor dem Neustart des Projektes zur Gänze offen zu legen?

8. Wenn nein, warum nicht?

9. Warum schloss die Stadt Wien den Vertrag mit einem Verein ab und nicht direkt mit der Firma einer der Vereinsgründer?

10. Welche Variante - Vertrag mit einem Verein oder mit einer Firma - ist für die Stadt Wien aus rechtlicher Sicht günstiger und warum?

11. Sind die Tätigkeiten des Vienna Bike-Überwachungsdienstes aus dem laufenden Budget des Vereines gedeckt worden oder war eine zusätzliche Finanzierung durch die Stadt Wien erforderlich?

12. Wenn ja, in welcher Höhe?

13. Wer hat den Sicherheitsdienst des Vereines ViennaBike ausgewählt?

14. Auf wessen Vorschlag wurde dieser Sicherheitsdienst bestellt?

15. Wie viele Fahrradständer befinden sich auf ehemals öffentlichen Parkplätzen?

16. Wer hat die Fahrradständer auf öffentlichen Plätzen in Wien errichtet?

17. Wer bestimmte die Aufstellungsplätze für die Gratisstadträder und nach welchen Kriterien wurden diese ausgewählt?

18. Wie hoch waren die Kosten für die Aufstellung der rund 230 blauen Fahrradständer in Wien?

19. Wer kam für die Kosten dieser Aufstellung auf?

20. Wie hoch waren die anteiligen Kosten der Aufstellung, die

a) von der Stadt Wien und

b) vom Verein ViennaBike 

getragen wurden?

21. Wem gehören diese Fahrradständer beziehungsweise wer hat die Verfügungsgewalt darüber?

22. Wie hoch war der geschätzte Verlust an Parkometerabgaben durch die Errichtung der Radständer auf öffentlichen Parkplätzen in den so genannten Parkpickerl-Bezirken?

23. Wer wird für die Entfernung der nunmehr unbenötigten Fahrradständer aufkommen?

24. Wer wird die Kosten dafür übernehmen?

25. Wie ist der derzeitige Stand des gerichtlichen Verfahrens?

Gemäß § 36 der Geschäftsordnung des Gemeinderates wurde beantragt, dass die Anfrage verlesen und mündlich begründet werden darf und hierauf die Debatte über den Gegenstand stattfindet."

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Für die Begründung der dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs. 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor.

Zur Begründung der dringlichen Anfrage erteile ich nun Herrn GR Dr Madejski das Wort.

(GR Dr Herbert Madejski kommt mit einem ViennaBike zum Rednerpult.)

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe gerade erfahren, dass man das gesetzlich formal nicht tun sollte. Mein Gott, Herr Schuster, es ist ja furchtbar, wenn man da Ihre Blamage hinstellt! (GR Godwin Schuster: Das ist keine Blamage!) Ich habe die Frau Vorsitzende gefragt. Sie ist über ihren Schatten gesprungen und hat mir genehmigt, dass ich dieses Rad hier hinstellen darf. Ich habe es ohnedies nur zu Ihnen und zu den Grünen gestellt, weil es wichtig ist, dass Sie das wieder erkennen, dass Sie sich wieder erkennen. Ich bitte darum, hier ein bisschen Nachsicht zu gewähren, dass ich mit diesem Rad hereingekommen bin. Ich bin ohnedies nicht hereingefahren, sondern habe es geschoben. Ich habe es auch im Schweiße meines Angesichts im Internet erstanden und habe im Dorotheum 210 EUR dafür bezahlt. Also darf ich es wenigstens auch herzeigen. Andere haben es gestohlen, ich habe es wieder zurückgebracht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen einen Pressedienst vom 23. Juli 2002 - also fast ein Jahr alt - vorlesen: "Besser ein Ende mit Schrecken, als Schrecken ohne Ende: Angesichts des neuerlichen Flops der ViennaBike-Aktion forderte heute der Obmann der Wiener Freiheitlichen, Mag Hilmar Kabas, die Beendigung der Aktion in dieser Form. Jetzt gelte es, die an sich gut gemeinte Idee, den Fahrradverkehr in Wien zu fördern beziehungsweise damit die Bevölkerung vom motorisierten Individualverkehr weg zu bewegen, nicht durch eine dilettantische Umsetzung endgültig zu begraben. Schicker und Chorherr mögen die Größe haben, einzugestehen, dass das erste große rot-grüne Projekt ein politischer Bauchfleck war, der den Steuerzahler äußerst teuer gekommen ist und offensichtlich noch immer kommt."

Meine Damen und Herren, das ist am 23. Juli 2002 hier über die Medien gegangen und hat überall die Resonanz, die ihm gebührt, gefunden. Als Antwort hat unser Klubobmann und Parteiobmann eher kurze Sätze bekommen. 

Zum Beispiel hat der Bgm Michael Häupl, der wahrscheinlich eher selten mit dem Fahrrad fährt, gesagt: "Eine wunderbare Idee, die man nicht denunzieren soll." - Nur hat niemand die Idee denunziert, sondern wir haben nur das gesagt, was Sache ist und, wie sich jetzt herausstellt, haben wir auch Recht gehabt.

Oder zum Beispiel der Herr StR Schicker hat am nächsten Tag geantwortet: "Zum einen haben die Freiheitlichen die ViennaBikes im Gemeinderat mitgetragen und jetzt wollen sie schon wieder einen Neustart." - Selbstverständlich! Wir stehen dazu. Wir haben die Idee mitgetragen, lieber Stadtrat! Nur die Durchführung war derartig dilettantisch, worüber wir jetzt noch reden müssen. Das führte à la longue auch, wie man seit heute weiß, zu zwei Konkursen dieser Betreiber.

Oder der Kollege Chorherr hat gesagt: "Es ist alles in Ordnung. Das System funktioniert. Man soll alle in Ruhe weiterarbeiten lassen." - Zum damaligen Zeitpunkt, das war alles am 23., 24., 25. Juli, wo der Herr Kuhn, der Betreiber, schon selbst gesagt hat, dass das System, wenn es so weitergeht, auch im zweiten Anlauf nicht mehr fähig ist, sich selbst zu tragen oder weitergeführt werden kann. 

Meine Damen und Herren, der Herr Kuhn als Betreiber, würde ich sagen, war auch sehr kühn in seinen Aussagen. Kuhn war kühn. Ich darf Ihnen jetzt einige Sachen vorlesen, die er der Öffentlichkeit kundgetan hat und wo er sich, wie man sieht, ununterbrochen widersprochen hat. Das alles innerhalb von 14 Tagen. Ich glaube, Sie haben das nie gelesen, weil wenn Sie das gelesen hätten, hätten Sie an der Ernsthaftigkeit dieses Vereins und an der Ernsthaftigkeit des Herrn Kuhn gezweifelt und schon vorher die Notbremse gezogen, Herr Stadtrat. Es ist alles hier. Ich weiß nicht, warum nie reagiert wurde. 

Der Neustart war am 15. Juli. Am 23. Juli sagt der Herr Kuhn: "Traurige Bilanz, schon 300 Räder entführt. Von 1 200 ausgelieferten Rädern fehlen mindestens 20 Prozent." - also 240 Räder - "Wir beginnen langsam zu resignieren." 

Am 11. September sagt er zur gleichen Situation: "Der Fahrraddiebstahl ist stark rückläufig. Beim ersten Versuch fehlten noch 300 von 1 000 Rädern. Beim Neustart nach dem 15. Juli kamen nur mehr 120 Räder abhanden." - Also was stimmt jetzt? 300, 240 oder 120? 

Sie können wahrscheinlich bis heute keine Antwort geben, ob wir von 1 000 , von 1 200, von 1 450 oder von 1 500 Rädern reden. Ich glaube, das hat nie jemand von der Stadtverwaltung überprüft, wie viele Räder tatsächlich auf dem Laufsteg, wenn man so schön sagen will, existiert haben. 

Die Sherifftruppe, die hier eingeteilt worden ist, die ein eigenes Kapitel zu beleuchten wert wäre, weil es offensichtlich politische, ich will nicht sagen Weisungen, aber Interventionen für eine ganz spezielle Firma gegeben hat - aber das ein anderes Mal - war teuer. Die hat nämlich im Monat - ich sage es auch in ATS, damit man es sich schön vergegenwärtigen kann - 370 000 S oder 27 000 EUR gekostet. Wenn ich mir ausrechne, was die gebracht hat, dann hat jedes zurückgebrachte Rad 2 055 EUR gekostet. Das ist wirklich ein unheimlich gutes wirtschaftliches Ergebnis. Das Ende dieser Firma ist bekannt, meine Damen und Herren. Ich komme noch darauf zurück, wie es zu diesem Ergebnis gekommen ist. Es war vorhersehbar. 

Nur weil Sie uns im Schlepptau von Herrn Chorherr und seinen Radmissionaren acht Prozent Fahrradanteil am Verkehr bis 2010 einreden wollen - was durchaus ein löbliches Ansinnen ist -, nur weil Sie das zwangsweise verfolgen und allen Leuten sagen, sie müssen so lange Räder kaufen, fahren, leihen, was auch immer, bis wir die acht Prozent erfüllen, deswegen haben wir dieses Desaster mit diesem Verein erlebt, wobei das System und das Projekt ViennaBike überhaupt nicht dazu beitragen kann, die acht Prozent zu erfüllen, denn das hat überhaupt nichts mit dem Verkehrsanteil zu tun. Sonst hätten Sie es über ganz Wien ausdehnen müssen und nicht nur auf die Bezirke 1 bis 9. 

Im Übrigen haben wir seit gestern interessante Zahlen betreffend des Radverkehrs in Wien. Der Herr Chorherr hat gestern auch darauf eingewirkt und gefragt. Interessanterweise hat der Radverkehr in Wien zwischen 1991 und 2001 - wenn ich mich jetzt richtig an die Balken erinnere - in Wirklichkeit abgenommen. Nur in einem einzigen Regionalbereich, nämlich in den Bezirken 1 bis 9, hat er von einem Prozent auf vier Prozent zugenommen. Genau in diesem Bereich haben Sie das System ViennaBike eingeführt, wo man sowieso schon zumindest einen absehbaren Erfolg, was den Radverkehr betrifft, hat. Daher wäre es sinnvoller gewesen - was jetzt auch die neuen Betreiber machen -, ein solches System auf ganz Wien auszudehnen. 

Meine Damen und Herren, das Ergebnis dieses Projekts, dieses rot-grünen Schlamassels, ist: Das Ziel ist verfehlt worden, keine Rede davon, dass deswegen mehr Leute mit dem Rad in Wien herumfahren.

Vom Kostenfaktor her lassen Sie mich einige Zahlen nennen, die interessant sind und die Sie wahrscheinlich noch nie gehört haben. Die Stadt hat im ersten Jahr 653 000 EUR investiert. Das sind die Subventionen plus die Aufstellung der Parkplätze für die Räder plus anderer Kosten. Die Sponsoren haben laut Aussage von Herrn Kuhn 400 000 EUR dazugegeben. Das macht insgesamt 1 053 000 EUR. In drei Jahren - das war ja das Ziel von Ihnen und von Herrn Chorherr - wären dann insgesamt 1 350 000 EUR geflossen, die 900 000 EUR plus die Standmieten und die zusätzlichen Sponsoren. Wenn man jetzt einen Schnitt von 1 200 Rädern hernimmt, wobei ich gar nicht weiß, ob es jemals so viele in Wien gegeben hat - ich bin wirklich der Überzeugung, dass das nie jemand ernsthaft geprüft hat, oder der Herr Blaha hat es wirklich geprüft, dann soll er das beantworten, ob er das jemals geprüft hat, ob wirklich so viele Räder gekauft worden sind -, dann wäre jedes Rad in drei Jahren mit 1 270 EUR subventioniert worden. 

Wenn ich das jetzt umlegen würde - der Vergleich hinkt, aber ich mache gerne Vergleiche, um etwas anschaulich zu machen, meine sehr geehrten Damen und Herren -, so gibt es einen Punto. Ich will keine Reklame machen, ich habe weder einen Punto noch etwas Ähnliches. Der Punto ist ein neues, kleines Auto, das mit vier Litern fährt. Es ist umweltfreundlich. Man könnte jetzt sagen, diejenigen, die ein Auto wollen, sollen sich lieber so ein Auto kaufen. Es kostet zirka 10 000 EUR. Wenn ich nun jeden Autofahrer, der sich so ein Auto im Wert von 10 000 EUR kauft, im gleichen Prozentsatz wie Sie Ihr ViennaBike fördern und subventionieren würde, würde das bedeuten, dass jeder, der sich so ein Auto kauft, insgesamt 15 400 EUR dazubekommt, damit er es sich überhaupt kauft. Das nur, um anschaulich zu machen, was für ein Schwachsinn - entschuldigen das Wort - dieses Projekt in Wirklichkeit war. 

Meine Damen und Herren, es geht weiter. Das Ganze schaut wunderbar aus. Man kann sagen: Was sind 300 000 EUR im Jahr? Gefahren sind die Räder 82 Tage. Darin enthalten sind schon die Regentage, das Hochwasser, wo sie sowieso nicht gefahren sind. Da sind sie geschwommen oder waren sonst irgendwo. Sie wissen genau, betriebswirtschaftlich muss man Stückkosten rechnen, wenn man wissen will, was etwas kostet. Wenn ich das Ganze jetzt auf 82 Tage auslege, 7. bis 28. Mai, 15. Juli bis 15. September, wissen Sie, was dabei herauskommt? Dann hat diese gesamte Aktion dem Wiener Steuerzahler pro Tag 7 960 EUR, sprich 110 000 S, gekostet. War es uns das wirklich wert, dass in Wien die Räder gestohlen wurden, die Räder devastiert worden sind, wir gar nicht wissen, wie viele Räder überhaupt da waren und dass wir da investiert haben? 7 960 EUR haben Sie, Herr Stadtrat, mit Ihrem Anhängsel, dem Herrn Chorherr, der Ihnen das Ganze eingeredet hat, wahrscheinlich zu verantworten, und zwar für den Steuerzahler! 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zum Verein. Der Verein ist am 5. März 2002 gegründet worden. Da gibt es eine GesmbH und in Wirklichkeit ist die GesmbH in Konkurs gegangen. Das hat man zwischen den Zeilen herausgehört. Inzwischen wissen wir es alle. Die GesmbH heißt Friedl, Kuhn & Temper GesmbH und ist schon am 30. Jänner 2002 gegründet worden. Das ist deswegen sehr interessant, weil es muss ja einen Sinn haben, eine GesmbH zu gründen, noch dazu, wo die drei Personen Friedl, Kuhn und Temper auch in anderen Firmengeflechten - wie Sie selbst wissen - immer wieder vorkommen. Natürlich hat man die zu einem Zweck gegründet. Man hat sie als Betreiberfirma für diesen Verein gewählt, weil die kann man natürlich besser in Konkurs schicken. In einem Verein ist es so, dass es dort nach österreichischem Recht noch immer die persönliche Haftung gibt. Aber in der GesmbH ist das wesentlich einfacher. Wenn es wirklich Knopf auf Druck geht, kann ich die jederzeit in die Insolvenz oder in Konkurs schicken. 

Meine Damen und Herren, da gibt es noch etwas anderes Interessantes. Da gibt es noch die Friedl Marketing GesmbH. Das ist eine Firma, die nichts anderes als Werbung, Vermittlung und Events - wie das so schön heißt - macht. Dann gibt es die zweite Firma, die New Sports. Die kennt jeder. Jeder Jugendliche hat dort einmal seine ersten Skateboards gekauft, hat irgendetwas gekauft, gar keine Frage. Inzwischen ist diese seit März ebenfalls in Konkurs, habe ich heute erfahren. Jetzt könnte ich mir, wenn ich nachdenke, folgendes Gebilde vorstellen. Sie oder die Herren Kuhn, Temper und Friedl müssen mir erst das Gegenteil beweisen, dass es nicht so gelaufen ist. Ich gründe einen Verein. Der Verein bekommt die Subvention, bekommt die Sponsorgelder. Was macht er damit? Gewinne darf er keine machen. Die Herren dürfen sich auch nichts herausnehmen. Es ist blöd, weil wozu macht man dann das Ganze? Das sind ja keine Menschenfreunde, sondern wahrscheinlich Radfreunde. Also was mache ich? Ich gebe einen Auftrag für Sponsorensuche und habe dazu natürlich eine wunderbare Firma, nämlich die Friedl Marketing GesmbH. Die sucht Sponsoren. Sie sehen am Rad "Krone", "Nokia", "T‑Mobile", was auch immer, wenn es so war. Die wird natürlich den Auftrag zurück an den Verein fakturieren und hat ihre 5, 10, 15, 20 Prozent oder wie viel auch immer, Vermittlungsgebühr kassiert. Dabei muss man wissen, dass die drei Vereinsmitglieder - Sie werden es nicht glauben - Friedl, Kuhn und Temper heißen. Das heißt, die drei sitzen wieder in allen Firmen schön im Ringelspiel. 

Dann bestelle ich Räder, 1 000 oder 800 - ich weiß noch immer nicht, wie viele, aber Sie werden mir das dann beantworten -, über die Firma New Sports. Mag Lorenz, der jetzt in Konkurs gegangen ist, war der Geschäftsführer dort. Das ist auch klar. Die hat einen Großhandel, bekommt einen anderen Preis und fakturiert schon wieder an den Verein. Und wo ist der Gewinn geblieben? Natürlich bei den ersten zwei GesmbHs, wo Friedl, Temper und Kuhn beteiligt sind. Das ist an sich abenteuerlich. Aber es ist gar nicht so abenteuerlich, wenn man wirtschaftlich denkt und wenn man weiß, wie so etwas in der Wirtschaft funktioniert. Mehr möchte ich dazu gar nicht sagen. Mehr werden sich die Gerichte und der Masseverwalter damit beschäftigten. 

Kommen wir zur Versteigerung der Fahrräder. Wer will mich? Das hätte man auch so machen können, aber dieses schöne Fahrrad ist leider kein Hund und keine Katze. Interessanterweise hat auch hier der Herr Kuhn nicht immer die Seriosität besessen oder hat es nicht gewusst, was er jetzt wirklich an den Rädern lukrieren kann. Ich darf Ihnen vorlesen, was er gesagt hat. Und zwar hat er gesagt, er wird 50 000 EUR mit den restlichen 1 200 Rädern bei der Versteigerung lukrieren. Überschlagsmäßig macht das 42 EUR pro Rad. Für jedes Rad 42 EUR, was wir mit Steuergeldern finanziert haben, wo wir schon zuerst gesagt haben, das haben wir mit 1 270 EUR subventioniert. Also bekommt er 42 EUR. Ich glaube das nicht ganz, weil eine Seite später hat er in einem anderen Pressegespräch gesagt, die Versteigerung lässt sich sehr gut an, im Dorotheum und im Internet. Dort habe auch ich es her, denn im Durchschnitt erreichen die Räder 200 EUR. Ich habe mit Gebühren 215 EUR bezahlt. Wenn ich mir überlege, 200 EUR, sind das bei 1 200 Rädern, die er vielleicht noch hat, 240 000 EUR, die er durch die Versteigerung lukrieren könnte. 100 000 EUR hat er Schulden. Das sagt er selbst. Dann hat er noch 50 000 EUR unbezahlte Rechnungen an Ersatzteilen, die eingebaut sind, damit wir uns günstig Räder kaufen können, die die Stadt Wien subventioniert hat. Er hat die Rechnung für die Ersatzteile nicht bezahlt - diese Kosten bleiben auch über -, aber er versteigert wunderbar um 200 EUR so ein Fahrrad. - Denken Sie selber darüber nach, was an Seriosität über den Herrn Kuhn zu sagen ist!

Das Nächste sind die Terminals. Auch hier sind die Ziffern zwischen 210 und 230. Wie viele es genau sind, weiß eigentlich niemand. Eines ist klar, zwischen 50 und 60 sind derartig verkehrsbehindernd, dass sie weg müssen, wenn man nicht mehr dieses System hat. Der Wegriss kostet zirka 35 000 EUR. Das sind Aussagen, die Sie selbst in Ihrem Ressort getätigt haben. Die Frage ist: Wer zahlt das? Wem gehört das? Das kann ich jetzt nicht beantworten, weil Sie nach mir die Fragen beantworten werden. Das werden wir auch rechtlich noch klären, wer das tatsächlich zahlt. 

Interessant ist, dass Sie sagen, der Verein bekommt noch 25 000 EUR Subvention für 2002, die ist ihm noch zu zahlen, die steht ihm zu, egal ob er in Konkurs ist oder nicht, wobei der Verein - das ist das Kluge an der Sache - gar nicht in Konkurs ist, sondern die Friedl, Kuhn und Temper GesmbH als Betreiber dafür, dass die Fahrräder jetzt dastehen. Das heißt, Sie werden dem Verein sicher noch 25 000 EUR restliche Subvention für 2002 überweisen müssen. Nun sagen Sie, das rechnen Sie dagegen mit dem Abriss der Ständer um 35 000 EUR, also bekommen Sie noch etwas. Ich glaube nicht, dass das so sein wird, dass eine Gegenverrechnung möglich sein wird. Auch das werden sicherlich die Gerichte, Masseverwalter oder wer auch immer feststellen. Es wirft nur ein bezeichnendes Licht auf den kompletten Dilettantismus, wie dieses Projekt leider angegangen wurde. 

Im heurigen Februar habe ich im "KURIER" gelesen - Sie werden sich daran erinnern können -, dass Sie und der Herr Kollege Chorherr unisono sagen: "Das Projekt ist wunderbar gelaufen. Es haben sich all unsere Erwartungen erfüllt. Und wir haben einen Werbewert von 2,4 Millionen EUR für die Stadt Wien als Umweltmusterstadt, weil die Leute im Ausland sehen, hier fahren die Leute mit dem rosa oder blauen Fahrrad spazieren." - Herr Stadtrat und Herr Chorherr, wo haben Sie diese 2,4 Millionen EUR ausrechnen lassen? Haben Sie eine Studie gemacht? Ich weiß schon, Sie können den Observer nehmen, es gibt eigene Institute, die im Fernsehen ausrechnen, wie oft man vorkommt und so weiter. Das kann man alles ausrechnen. Ich sage Ihnen, auch wenn die 2,4 Millionen EUR stimmen, der Schaden, den Wien durch die Lächerlichkeit dieses Projekts erlitten hat, ist mindestens auch 2,4 Millionen wert. Daher ist es ein Nullsummenspiel. Der Werbewert für uns war eher negativ als positiv, aber wenn Sie glauben, er war positiv, dann sei es Ihnen unbenommen, dem Kollegen Chorherr ebenfalls.

Da habe ich noch etwas Lustiges aus dem Chatroom. Ich tue mir schon ein bisschen schwer, in meinem Alter mit solchen Sachen umzugehen, aber ich lerne es auch. Daher kann ich mir schon einige Sachen ausdrucken. Das Interessante ist, da gibt es Leute, die haben sofort, nachdem der Konkurs angemeldet wurde und das ganze Projekt flöten gegangen ist, wunderbare Texte hineingeschrieben. Ich weiß nicht, ob Sie die alle gelesen haben. Ich will sie wirklich nicht alle vorlesen, aber einer gefällt mir wirklich. Der geht nämlich auf diesen Konkurs ein. Wer das ist, ist anonym. Das war am 28. März, also vor nicht ganz einem Monat, um 15.15 Uhr. Er hat geschrieben: "Geplant war wohl eine Übernahme der Verbindlichkeiten durch die Stadt und ein Gemeindejob für den Geschäftsführer. Die weiteren 20 Mitarbeiter waren in diesem Spiel sowieso nur die nützlichen Idioten. Dass die Gesellschaftsanteile der GesmbH über Subventionen erlegt wurden, darauf können Sie mit hundertprozentiger Sicherheit einen krachen lassen." - Das ist an sich sehr wienerisch ausgedrückt, aber er hat den Nagel wirklich auf den Kopf getroffen.

Jetzt komme ich nämlich zum Stammkapital. Interessanterweise hat der Verein von dieser GesmbH vor ganz kurzer Zeit 100 Prozent Anteile übernommen und muss jetzt, egal ob Konkurs oder nicht, wie auch immer, weil er eben der Haupteigentümer dieser Gesellschaft ist, zumindest 17 500 EUR, wenn nicht 35 000 EUR, für die Masse nachschießen, weil mir nicht bekannt ist, ob die Anteile der Herren Friedl, Kuhn und Temper, 17 500 EUR, vom Verein abgekauft wurden oder nicht. Das werden Sie wahrscheinlich auch nicht wissen. Man kann das um einen Euro abkaufen. Dann haben Sie halt 17 501 EUR investiert, aber nachschießen müssen Sie es. 

Um eines kommen Sie nicht umhin, Herr Stadtrat, es sind aus Steuermitteln die Gesellschaftsanteile einer Kapitalgesellschaft eingebracht worden. Das kann nicht das Ziel sein und war auch nicht das Ziel der Gründung dieses Vereins oder Ihres Projekts.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was hätte man eigentlich mit dem vielen Geld machen können, das im wahrsten Sinne des Wortes verradelt wurde?

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Dr Madejski, ich muss in Erinnerung rufen, Ihre Redezeit ist eigentlich schon vorüber. 

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Ich habe nur mehr eine Seite. Bei mir ist eine Seite sehr kurz, Frau Vorsitzende. Es ist gleich zu Ende. (GR Mag Christoph Chorherr: Was heißt gleich? 20 Minuten sind 20 Minuten!) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Ein Satz noch, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Heute war man mit einigen Kollegen schon kulanter. 

Sie hätten um den gleichen Betrag, Herr Stadtrat, 10 500 Räder an Wienerinnen und Wiener ohne Folgekosten verteilen können. Die hätten weit durchs Land fahren können. Das heißt, die acht Prozent wären wahrscheinlich schneller erreichbar gewesen, wenn Sie die Räder hergeschenkt hätten. Man hätte hier sogar mit Sponsorgeldern etwas machen können. Die Taxis haben Sponsoren wie "Wiener Blatt" und wie das alles heißt. (GR Mag Christoph Chorherr: Sind Sie jetzt fertig oder nicht?) 

Herr Chorherr, nur nicht nervös werden! Sie kommen selbstverständlich auch noch dran! (GR Mag Christoph Chorherr: 20 Minuten hatten Sie Zeit! Nicht länger!) Ich weiß nicht, womit Sie einreiten. Ich nehme mein Fahrrad und gehe wieder. Aber womit Sie kommen, weiß ich nicht. 

Das Letzte ist wirklich furchtbar. In allen Gemeindebauten Wiens, Herr StR Faymann, das betrifft Sie (GR Mag Christoph Chorherr: 20 Minuten! Aufhören!) - Herr Chorherr, ich bin noch immer lauter als Sie -, sind die Fahrradräume desolat. Das müsste Sie; Herr Chorherr, als Grüner interessieren. Das müsste Sie wirklich aufregen. Warum haben Sie da noch nie eine Anfrage gemacht? 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr GR Madejski, ein Satz war noch gewährt. Ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen.

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Der eine Satz ist ein Schachtelsatz. 

Jetzt sage ich es Ihnen. (GR Günter Kenesei: Das ist ja lachhaft! Na ehrlich!) Man hätte in allen Wiener Gemeindebauten um diesen gleichen Betrag 500 mit Flugdächern versehene Radständer anschaffen können. Damit hätten Sie nämlich die Leute zum Radfahren animiert. Das wäre eine Aufgabe der Stadt Wien und nicht eine Aufgabe, einen desolaten Verein zu fördern! (GR Günter Kenesei: Das ist ein Missbrauch der Vorsitzenden!) - Ich danke. (Beifall bei der FPÖ. - GR Günter Kenesei: Das ist eindeutig ein Missbrauch der Vorsitzenden!) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zur Beantwortung der dringlichen Anfrage hat sich der Herr amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr, Herr Dipl Ing Rudolf Schicker zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Herr Kollege Madejski, Sie können mit diesem Fahrrad auch in der kommenden Woche noch in diesem Raum fahren, ich würde Ihnen aber empfehlen, sich ab 1. Mai mit diesem Fahrrad nicht mehr im Straßenverkehr zu bewegen, weil es nämlich ab 1. Mai nicht mehr der StVO entspricht. (GR Mag Hilmar Kabas: Das auch noch!) Dann brauchen Sie nämlich Rückstrahler an der Seite, hinten und vorne drauf. (StR Johann Herzog: Das ist der Witz des Tages!) Jeder ist selber schuld, wenn er sich ein nicht verkehrstaugliches Gerät kauft beziehungsweise im Internet ersteigert. Das ist sein Problem und nicht meines. (StR Johann Herzog: Das darf doch nicht wahr sein!)

Sehr geehrte Damen und Herren, in der Geschäftsordnung steht, dass ich so viel Zeit zur Beantwortung habe, wie ich zur Beantwortung benötige. Je länger Sie sozusagen die Unterhaltung fortsetzen, desto länger wird das dauern. Aber ich werde versuchen, mich an die Inhalte zu halten.

Das vom Gemeinderat schon 1999 beschlossene Klimaschutzprogramm KLIP führt das Gratisstadtrat als wichtigen Beitrag zur Attraktivierung des Radverkehrs an. Entsprechend der Realisierung des Klimaschutzprogramms wurde die Umsetzung des Projekts "Gratisstadtrat" als eines der 23 rot-grünen Projekte vereinbart: "Gratisstadträder sollen als Ergänzung zum öffentlichen Verkehr dienen und für kurze Strecken unentgeltlich verwendet werden können."

2001 trat der Verein Fahrradklub ViennaBike mit einem Umsetzungskonzept für das Projekt "Gratisstadtrad" an die Stadt Wien heran und ersuchte um Subvention von 1,2 Millionen EUR für die Dauer von drei Jahren. Ein entsprechender Subventionsantrag wurde schließlich Anfang 2002 im Gemeinderat mit den Stimmen von FPÖ, ÖVP, GRÜNEN und SPÖ einstimmig genehmigt. Im April 2002 begann der Verein Fahrradklub ViennaBike mit der Umsetzung des Projekts "Gratisstadtrad". Am Dienstag, den 7. Mai, erfolgte schließlich der offizielle Startschuss für die ViennaBikes. An rund 240 Standorten im 1. Bezirk und den Bezirken 3 bis 9 standen ab diesem Zeitpunkt rund 1 200 ViennaBikes zur Verfügung. Gemäß dem Konzept des Vereins Fahrradklub ViennaBike war für die Entlehnung der ViennaBikes wie bei einem Einkaufswagen nur ein Pfand von 2 EUR notwendig. 

Ende Mai musste der Verein Fahrradklub ViennaBike die Räder wegen Vandalismus und Rückholproblemen wieder einsammeln und stellte die rasche Umstellung auf ein Entlehnsystem mittels SMS-Nachrichten in Aussicht. Nachdem die Umsetzung dieser Idee dem Verein Fahrradklub ViennaBike nicht einmal im Ansatz gelang, wollte er Mitte Juli 2002 die ViennaBikes wieder mit dem bisherigen 2-EUR-Pfandsystem zur Verfügung stellen. Schon damals wurden seitens der Stadt Wien ein klares Verbesserungskonzept und konkrete Perspektiven des Betreibervereins gefordert. Für innovative Technologielösungen zeigte man sich seitens der Stadt Wien dabei absolut offen, sofern diese ausgereift, rasch umsetzbar und finanziell im fixierten Rahmen bleiben. Die ExpertInnen der Stadt Wien haben von Beginn an klare Subventionsvorgaben festgelegt, die der Verein erfüllen musste. Eine Erhöhung des fixen Wiener Beitrags für drei Jahre kam daher nicht in Frage. Für zusätzliche Kosten müsste der Verein weitere Sponsoren finden. 

Mitte Juli konnten sich die WienerInnen dann wieder über die ViennaBikes freuen, ohne SMS-System, dafür mit kleinen Verbesserungen und einem ViennaBike-Infoteam. Der zweite Anlauf funktionierte durchaus erfolgreich, bis die Räder im November zur Winterpause wieder eingezogen wurden. 

Der Verein Fahrradklub ViennaBike hat der Stadt Wien Ende September 2002 für den Start im Jahr 2003 ein neues System mit Schlüsseln, Registrierung und höherem Pfand vorgeschlagen. Allerdings schaffte er es wieder nicht, ein schlüssiges Konzept dazu vorzulegen. Ein wirklich neues Konzept für 2003 und 2004 wäre für eine sichere Zukunft des Projekts "Gratisstadtrad" aber unabdingbar notwendig gewesen.

Am Montag, dem 9. Dezember 2002 fand der regelmäßige Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, kurz Finanzausschuss, statt, eine der letzten Möglichkeiten für den Verein Fahrradklub ViennaBike, dass sein Antrag auf Änderung für diese Subvention durch die Stadt Wien rechtzeitig beschlossen hätte werden können. Dieser Antrag wäre nötig gewesen, damit das vom Verein im September 2002 bereits angekündigte neue Schlüsselsystem von der Stadt Wien 2003 und 2004 subventioniert hätte werden können, denn der ursprüngliche Subventionsantrag galt nur für das im Jahr 2002 eingeführte System mit rund 240 Standorten, 1 200 Rädern und 2 EUR Pfand. SPÖ, ÖVP, FPÖ und GRÜNE hatten diesem Vertrag, ich wiederhole, einstimmig Anfang 2002 im Gemeinderat zugestimmt. Eine Veränderung des Entlehnsystems hätte daher eines neuen Gemeinderatsbeschlusses bedurft. 

Gemäß des genehmigten Subventionsantrags war eine Subvention durch die Stadt Wien für den Verein Fahrradklub ViennaBike in Höhe von 654 056 EUR für das Jahr 2002 vorgesehen. Jeweils rund 300 000 EUR wurden für 2003 und 2004 in Aussicht gestellt. Den Rest der entstehenden Kosten musste der Verein Fahrradklub ViennaBike durch zusätzliche Sponsorgelder bedecken. 

Die Abwicklung der Subventionsauszahlung ging folgendermaßen vor sich: Alle Rechnungen mussten vom Verein Fahrradklub ViennaBike vorgelegt werden, wurden vom ViennaBike-Beauftragten der MA 46 geprüft und erst anschließend von der Stadt Wien als Subvention rückerstattet. Dadurch war für die Stadt Wien stets nachvollziehbar, wofür die Subventionsmittel verwendet worden sind. Für das Infoteam wurde beispielsweise kein Cent an Subvention verwendet. Die Stadt Wien hat schlussendlich 630 288,58 EUR an Subventionen bezahlt und kann sich über 2,4 Millionen EUR an Werbewert für das Thema "Radfahren in Wien" sowie ein extrem positives internationales Echo freuen.

In Folge des Unvermögens des Vereins Fahrradklub ViennaBike, ein zukunftsfähiges Konzept zu liefern, kündigte die Stadt Wien am Montag, den 9. Dezember 2002 daher an, dem Verein Fahrradklub ViennaBike für 2003 und 2004 keine Subventionen mehr zu genehmigen. Parallel dazu teilte der Verein von sich aus mit, dass das Projekt "Gratisstadtrad" von ihm zukünftig nicht mehr umgesetzt werden kann. Das Konzept und die Praxis des alten Betreibers Verein Fahrradklub ViennaBike haben sich 2002 schlussendlich als nicht zukunftsfähig erwiesen. 

Zweifelsohne wurde aber letztes Jahr der Weg für die Zukunft der Wiener Gratisstadträder geebnet. Umgehend begann die Suche nach einem Nachfolgepartner. Interessenten konnten sich bei der MA 46 bewerben. Ein Expertenteam, eingerichtet bei der zuständigen MA 46, begutachtete im Jänner 2003 die Konzepte aller Interessenten. Ende Jänner 2003 stand dann mit dem Werbeunternehmen GEWISTA ein neuer professioneller Partner fest, denn die Fortführung des Projekts "Gratisstadtrad" wird von den Wienerinnen und Wienern auf jeden Fall gewünscht, wie auch mehrere Umfragen bestätigen. Mehr als 80 Prozent der Wienerinnen und Wiener befürworten die Gratisstadträder und wollen diese auch zukünftig. Der Verein Fahrradklub ViennaBike hatte zwei Chancen, konnte den Gratisstadträdern aber offensichtlich keine sichere Zukunft bieten.

Noch nie war Radfahren so medienpräsent wie im Jahr 2002. Gratisstadträder sind daher auch für den kräftigen Anstieg des Wiener Radfahrverkehrs mit verantwortlich. 2002 fuhren vor der Oper 50 Prozent mehr Fahrräder als 1999. Entlang des Rings werden mittlerweile über 17 Prozent des Verkehrs per Fahrrad bewältigt. Auf der Zweierlinie stieg der Radverkehr durch den von mir durchgängig hergestellten Radweg von 30 RadfahrerInnen pro Stunde im Jahr 2000 auf über 160 RadfahrerInnen pro Stunde im Jahr 2002. Dem Ziel, bis 2010 den Radverkehrsanteil auf mindestens acht Prozent zu steigern, sind wir damit deutlich näher gekommen. Zum Erreichen dieses Zieles gehören aber neben vielen anderen Maßnahmen nicht nur der Ausbau des Radnetzes auf 1 000 Kilometer bis 2006, sondern dazu gehören auch die Gratisstadträder. 

Zu Ihren konkreten Anfragen darf ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Frage 1: Im Jahr 2002 wurden ein Subventionsbetrag in Höhe von 630 288,58 EUR überwiesen.

Frage 2: Der für 2002 vom Gemeinderat einstimmig genehmigte Subventionsteil betrug 654 056 EUR. Die unter Frage 1 genannte Summe gelangte bisher zur Anweisung.

Frage 3: Eine Endabrechnung des Vereins Fahrradklub ViennaBike für 2002 wurde bis dato nicht vorgelegt. 

Fragen 4 und 5: Um Missverständnisse zu vermeiden: Die für das Jahr 2002 überwiesene Summe wurde unter Frage 1 genannt. Für die Jahre 2003 und 2004 wurde und wird keine Subvention ausgezahlt.

Fragen 6 bis 8. Es wurde kein Vertrag zwischen der Stadt Wien und dem Verein Fahrradklub ViennaBike geschlossen. Im gegenständlichen Fall handelt es sich um eine Subvention, die anhand des eingereichten Projekts von der zuständigen Magistratsabteilung beurteilt, befürwortet und in der Folge den Organen des Gemeinderats zur Beschlussfassung vorgelegt wurde. Die Subvention wurde sowohl im Ausschuss als auch im Gemeinderat einstimmig beschlossen.

Frage 9: Wie unter den Fragen 6 bis 8 ausgeführt, wurde seitens der Stadt Wien kein Vertrag abgeschlossen. Zwecks Erteilung einer Subvention wurde ein gemeinnütziger Verein gegründet, da das Unternehmen des Vereinsgründers nicht subventionsberechtigt war. 

Frage 10: Im vorliegenden Fall handelt es sich um keinen Liefer- und Leistungsvertrag, sondern um eine Subvention an den Verein Fahrradklub ViennaBike, einen so genannten nichtumsatzsteuerbaren Zuschuss, bei der Zahlungen nicht auf Grund eines Leistungsaustausches erfolgen oder nicht im Zusammenhang mit einem bestimmten Umsatz stehen. Ein nichtumsatzsteuerbarer Zuschuss kann auch dann vorliegen, wenn dadurch der Zuschussempfänger zu einem im öffentlichen Interesse gelegenen volkswirtschaftlich erwünschten Handeln angeregt werden soll, das jedoch gleichzeitig im Interesse des Zuschussempfängers liegen kann. Diese Variante entsprach daher den Intentionen der Stadt. 

Fragen 11 und 12: Die Kosten für die Überwachungsfirma wurden vom Verein Fahrradklub ViennaBike übernommen. Seitens der Stadt wurden dafür keine Subventionen gewährt. 

Fragen 13 und 14: Der Fahrradklub ViennaBike wählte die Firma Securitas aus und beauftragte sie.

Frage 15: An 56 Örtlichkeiten wurden Abstellmöglichkeiten für Fahrräder in der Parkspur errichtet.

Frage 16: Im Auftrag des Vereins wurden die Abstellanlagen von einer privaten Firma aufgestellt. 

Frage 17: Auf Vorschlag des Vereins wurden die Örtlichkeiten verhandelt. Wichtige Kriterien für die Auswahl der Standorte waren eine Entfernung von maximal 800 Metern sowie die Nähe zu Haltestellen des öffentlichen Verkehrs, Schulstandorten oder lokalen Einkaufszentren. 

Frage 18: Die Kosten für den Verein Fahrradklub ViennaBike betrugen 134 027 EUR. 

Frage 19: Die Kosten waren vom Verein Fahrradklub ViennaBike zu tragen und anteilig Bestandteil des Subventionsantrags an die Stadt Wien. 

Frage 20: Die Stadt Wien subventionierte die Aufstellung mit 64 097,44 EUR. Der Verein musste demzufolge 69 929,56 EUR aus anderen Quellen finanzieren. 

Frage 21: Die Fahrradständer sind im Besitz des Vereins Fahrradklub ViennaBike. 

Frage 22: Da im öffentlichen Raum - dazu zählen auch Parkspuren - diverse Einrichtungen wie Baustofflagerungen, Schanigärten aber auch Fahrradabstellanlagen eingerichtet werden können, ist die Ermittlung von Opportunitätskosten nicht angebracht.

Fragen 23 und 24: Gemäß Bescheiden des Berufungssenats der Stadt Wien vom 28. März 2003 wurde dem Verein Fahrradklub ViennaBike der Auftrag erteilt, die auf öffentlichem Grund errichteten Fahrradabstellanlagen für ViennaBike-Fahrräder auf den im Spruch ersichtlichen Fahrbahnen und Gehsteigen zu entfernen. 

Frage 25: Es ist kein gerichtliches Verfahren in Bezug auf den Verein Fahrradklub ViennaBike bekannt. Hingegen wurde über die Firma Friedl, Kuhn und Temper GesmbH, die laut Auskunft des Vereins Fahrradklub ViennaBike mit der wirtschaftlichen Durchführung des Projekts betraut wurde, am 1. April 2003 der Konkurs eröffnet. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke Herr Stadtrat, für die wirklich informative Beantwortung. 

Zur Debatte über die Beantwortung dieser dringlichen Anfrage hat sich Herr GR Barnet zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Ich möchte nur darauf hinweisen, dass die Redezeit jetzt 20 Minuten betragen.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Wenn ich ein schadensfroher Mensch wäre, müsste ich sagen, wer den Schaden hat, hat üblicherweise den Spott. Aber es ist mir nicht zum Lachen, weil mit den 653 000 EUR wäre uns wirklich viel eingefallen. Dennoch bin ich Ihnen für die Anfragebeantwortung und für Ihre Ankündigungen davor insofern dankbar, weil Sie doch nach langem Nachdenken und einmaliger Nachgabe dieses eher flopartige Projekt rot-grüner Zusammenarbeit im Bereich Verkehrsmittel Fahrrad eingestellt haben. Es hat lange genug gedauert. Aber man kann einsichtig werden und kann es verbessern. 

Ich bin Ihnen aber nicht deswegen dankbar, weil ich das Radfahren ablehne. Im Gegenteil. Ich bin selbst auch Radfahrer. Ich kann mir auch den Luxus leisten, drei Fahrräder für unterschiedliche Zwecke zu besitzen. (Raunen bei den GRÜNEN.) Ja, es ist so. Wer arbeitet, kann auch Geld ausgeben. Sport- und Freizeitfahrräder, aber auch ein Verkehrsmittel. Zwar ein altes, klappriges Waffenrad, drei Generationen bewährt, Rücktritt, Bremse, nur ein Gang vorwärts, aber in der Stadt ausreichend, früher auch ein Kultsymbol für Alternative. Man fragt sich eigentlich, warum gerade Linksalternative ein Waffenrad als Kultsymbol hatten? (GRin Dr Sigrid Pilz: Das Hollandrad war das!) Nein, meines ist - ich zeige es Ihnen gerne einmal - wirklich noch ein Steyr Waffenrad. (GR Mag Christoph Chorherr: Sind Sie ein Alternativer?) 

Nein, Kollege Chorherr! Danke für diesen Zwischenruf. Ich möchte Sie nicht über Ihre Parteigeschichte belehren, aber wenn Sie in Ihrer Parteigeschichte nachschauen würden, würden Sie feststellen, dass der Günther Barnet in seiner Jugend mehrere politischen Gruppen ausprobiert hat und Mitbegründer der Grünen und Alternativen Studentenliste an der Universität ist. So alternativ war ich damals gerade noch. Deswegen ist auch das Radfahren eine Leidenschaft für mich. Aber ich verfolge nicht Ihre Verkehrspolitik, denn diese hat sich in diesem Fall nicht bewährt. Man braucht nämlich kein Gratisfahrrad, um Rad zu fahren, wo es einem wirklich ein Anliegen ist. 

Daher möchte ich mich in dieser Rede ein bisschen mit der Frage beschäftigen und auf Sie eingehen. Sie haben die Gelegenheit, nachher zu replizieren, wo eigentlich der verkehrspolitische Zweck der Gratisfahrräder war, ob es nur ein teurer Werbegang war, weil 653 000 EUR im Gegenwert zu 2,4 Millionen Werbewert - ein Faktor vier -  nicht sehr hoch ist, oder ob es eine bestimmte Zielgruppe gegeben hat, die diese Fahrräder eigentlich hätte nutzen sollen, eine politische oder verkehrspolitische Zielgruppe, die tatsächlich den Weg zum Fahrrad findet. 

Ich habe mich ein bisschen mit Ihrer Argumentation beschäftigt, mit einem Artikel in der "Presse", in dem Sie das bunte ViennaBike als Einstiegsdroge bezeichnet haben, um Leute zu motivieren, überhaupt Rad zu fahren. Ich sage Ihnen ehrlich, ich habe die Einstiegsdroge nicht gebraucht. Ich bin auch keiner, der - wie Sie in dem Interview angedeutet haben - das Fahrrad im Keller stehen hat und dann sagt: Da fahren jetzt auch ein paar andere mit dem Fahrrad und ich habe meines immer nur im Keller stehen. Jetzt hole ich es auch heraus." Zeigen Sie mir fünf Floridsdorfer oder fünf Wiener - ich bin ja nicht so, mir ist das völlig egal, ich bin kulant -, die nur deswegen, weil jemand anderer mit einem blauen "Nokia"-Fahrrad fährt, ihr altes Fahrrad wieder aus dem Keller holen, das sie sonst nicht genutzt haben und sagen: "Jetzt fahre ich." Wenn Sie mir fünf Wiener zeigen oder bringen, dann bin ich dankbar. (GR Mag Christoph Chorherr: Dann sind Sie nur dankbar?) Bitte, zeigen Sie jetzt nicht auf. Das klappt nicht mehr. Das klappt wirklich nicht mehr. (GR Mag Christoph Chorherr: Also was dann? Ich bringe Ihnen die fünf Wiener! Aber nur dankbar dafür zu sein ist billig! Fällt Ihnen nicht mehr ein?) Es fällt mir mehr ein. Wenn Sie mich reden lassen, komme ich auch zu dem Punkt. 

Es ist nicht verwunderlich, Herr Kollege Chorherr, dass ab dem Mai mehr Leute Rad fahrend in Wien sichtbar werden. Das hat nichts mit dem Gratisfahrrad zu tun. Das hat einfach mit der Jahreszeit zu tun. Jeder, der wirklich Radfahrer ist, weiß, auf Schnee und Eis ist es kein Spaß, in der Kälte auch nicht. Wenn es wirklich schön ist, holt man im Mai das Fahrrad heraus. Im Mai gibt es nämlich stabile Wetterverhältnisse. Da endet die berühmte Wiener Schisaison, in der die Wiener ständig mit den Schiern unterwegs sind, weswegen wir sogar ein eigenes Gesetz haben. Es beginnt auch die Wassersaison. Der Herr Bürgermeister zeigt es uns jedes Jahr. Er war auch vom Fahrrad so begeistert. Er ist immer auf der Alten Donau präsent und bereitet sich monatelang darauf vor, mit dem Wirtschaftskammerpräsidenten auf der Alten Donau eine Runde im Elektroboot zu fahren. Ein wirklich sportiver Charakter, genauso wie beim Radfahren. Er lebt es uns vor. In Wahrheit ist es das Wetter. Im Mai fangen die Leute zum Radfahren an, aber nicht weil sie ein gratis "Nokia"-Fahrrad sehen, sondern weil halt das Wetter schöner ist und man dann wieder aufs Fahrrad steigt. Man macht sich nicht dreckig. Es ist angenehmer. Man schwitzt nicht so, weil man keine Jacke beim Radfahren anhat. Es ist einfach angenehmer und hat nichts mit den Gratisfahrrädern zu tun. Wenn Sie mir das Gegenteil beweisen, möchte ich mich Ihnen später anschließen. Vorläufig nicht. (GR Mag Christoph Chorherr: Ich will gar nicht, dass Sie sich uns anschließen! Darauf lege ich großen Wert!) - Ich habe Sie zum Glück sowieso verlassen, zumindest für mich zum Glück.

Welchen Zweck soll eigentlich das Rad als Verkehrsmittel haben? Das ist eigentlich die grundsätzliche Frage, Herr Kollege Chorherr. War es nur ein Werbegag oder soll es ein Verkehrsmittel sein, nicht nur ein elitäres Freizeitgerät im Sinne von Herrenreitern, wo man grundsätzlich sportlich sein muss und Zeit und Muse zum Radfahren haben muss? Soll es einen verkehrspolitischen Nutzen haben? 

Diesen verkehrspolitischen Nutzen kann ich beim alten Projekt einfach nicht erkennen, und zwar schon allein deswegen, weil er sich überhaupt nicht mit den Außenbezirken beschäftigt hat. Das Gratisfahrrad gab es nur in der Innenstadt. Das Fahren außerhalb war sogar untersagt. Daher kann es weder ein alternatives noch ein ergänzendes Verkehrsmittel sein. Ich könnte mir schon vorstellen, dass es ein ergänzendes Verkehrsmittel sein könnte, wo man - der Herr Stadtrat hat es vorher angedacht - sagt, es werden kurze Strecken überwunden, um dann mit anderen Verkehrsmitteln, welche Strecken auch immer, fortzusetzen. Ein alternatives Verkehrsmittel kann es sicher nicht sein. Die Stammersdorfer, die jeden Tag bis Erdberg oder Favoriten in die Arbeit fahren, zeigen Sie mir auch, wie viele das sind, Herr Kollege Chorherr! Ich kann sie nicht erkennen. Es ist daher kein alternatives, sondern höchstens ein ergänzendes Verkehrsmittel. 

Daher richtet sich unsere Kritik gegen das alte Konzept. Es war nicht nur mit hohen Kosten verbunden, sondern es waren von Anfang an die Risiken bekannt und man ist trotzdem das Wagnis eingegangen. Das ist für mich eigentlich unverständlich. Es war nahezu fahrlässig. Das werden auch die Gerichte, wie es der Kollege Madejski schon gesagt hat, zu klären haben. 

Vor allem aber war es - ich bleibe dabei - der falsche Raum. Die Innenstadt ist meiner Meinung nach tendenziell der falsche Raum, um verkehrspolitisch jemanden neu davon zu überzeugen, zusätzlich das Fahrrad zu benutzen. Warum? 

Erstens ist die Dichte mit öffentlichen Verkehrsmitteln nirgendwo so hoch wie in den innerstädtischen Bezirken. Daher ist der Grenznutzen tendenziell gering. Die Wahrscheinlichkeit, ein öffentliches Verkehrsmittel zu benutzen, um in angemessener Zeit eine kurze Strecke zu überwinden, ist sehr hoch. Das Fahrrad ist keine Alternative und auch nahezu keine Ergänzung. 

Zweitens gibt es nirgendwo so viele Radfahrer als in der Innenstadt, die man nicht durch zusätzliche Räder motivieren kann. Ich verstehe den Zusammenhang nicht. Daher stellt sich die Frage: Wozu Gratisräder in der Innenstadt? 

Der Herr Stadtrat hat von einem Werbewert von 2,4 Millionen EUR gesprochen, ein Faktor vier gegenüber den Kosten. Wenn ich 653 000 EUR einer Wiener Werbeagentur oder einer PR-Agentur gebe, um mir ein gescheites Konzept zu machen, um die Leute zum Radfahren zu animieren, kommt mehr dabei heraus, auf jeden Fall ein höherer Faktor als vier im Bereich der Werbung. 

Ich bleibe dabei, Kollege Chorherr, ich glaube, es ist Ihnen in Wahrheit um etwas anderes gegangen, nämlich um eine politische Zielgruppe - das mag legitim sein -, um ihre Wähler in den Innenstadtbezirken, denen Sie darlegen wollten, dass dieses nahezu koalitionsfreie Übereinkommen mit der SPÖ einen Sinn hat, dass Sie etwas umsetzen können. Das kann man goutieren, dafür kann man sein, aber den Nutzen, dass deswegen mehr Rad gefahren wird, glaubt Ihnen niemand. Wenn es darum geht, Leute vom Autofahren abzuhalten, um das Fahrrad entweder als Alternative oder als ergänzendes Verkehrsmittel zu nutzen, könnte ich ja noch bei Ihnen sein. Aber dann müsste man das vielleicht etwas anders machen. Dann müsste man sich einiges überlegen. 

Jetzt komme ich zu einer Überlegung, die ich selbst noch nicht völlig zu Ende gedacht habe, wo ich dankbar bin, wenn Sie dazu beitragen würden. Dann müsste man dazu übergehen, es verstärkt in den Außenbezirken zu machen, denn dort sind tendenziell eher die Autofahrer, die in die Innenstadt fahren oder die Stadt durchqueren, weil sie zu ihrem Arbeitsplatz kommen oder ihre sozialen Kontakte aufrecht erhalten wollen. Wenn die Zahlen von StR Schicker, die im Ausschuss präsentiert wurden, nur halbwegs stimmen, dann ist das Gegenteil eingetreten. Dann ist in den Jahren 1999 bis 2001 die allgemeine Fahrradnutzung in den Außenbezirken, insbesondere 21. bis 23., sogar um die Hälfte zurückgegangen. Dann ist das eigentlich negativ. Deshalb müsste man die Gratisräder als ergänzendes Verkehrsmittel eher in die Außenbezirke bringen, um damit die höherwertigen öffentlichen Verkehrsmittel wie Schnell- oder U-Bahn erreichen zu können, und zwar mit einem vernünftigen Verkehrsmittel, nicht mit Autobussen, die nach 21 Uhr lange Intervalle haben, nicht angenommen werden, mit geringer Frequenz an Fahrgästen und die auch sehr teuer sind. Dieses Konzept kann man sich durchaus überlegen. Wenn das die neue Vorstellung ist, dann könnten wir uns vorstellen, uns dem auch anzuschließen, denn das macht Sinn. Wenn ich die Floridsdorfer dazubringe, die noch nicht fertig gebaute U-Bahn, die nur bis zum Spitz geht, dadurch zu nutzen, dass ich Gratisfahrräder bei Straßenbahn- oder ehemaligen Autobushaltestellen hinstelle und sie dazu bringe, die kurze Strecke in Floridsdorf mit dem Fahrrad zu bewältigen und die längeren Strecken in der Stadt mit den höherrangigen öffentlichen Verkehrsmitteln U-Bahn und Schnellbahn zu fahren, dann halte ich das für sinnvoll. Aber das Gratisfahrrad in der Innenstadt, für jemanden, der eigentlich tendenziell schon Fahrräder hat, ist ein sinnloser verkehrspolitischer Nutzen, der extrem teuer war. 

Herr Stadtrat, zum Abschluss, wenn ich gewusst hätte, wie Sie das alles beantworten, hätten wir eigentlich auch die Frage 26 stellen müssen, nämlich: Wieso haben Sie den Ankauf von Fahrrädern mit Mitteln der Stadt Wien zugelassen, die offensichtlich nicht der Straßenverkehrsordnung entsprechen werden? (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Klubobmann Mag Chorherr. Ich bitte ihn zum Rednerpult. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich freue mich ehrlich, dass sogar diejenigen, die von Anfang an signalisiert haben, dass sie das Projekt nicht wollen, und denen diese grundsätzliche Umorientierung des Radverkehrs so wichtig ist, noch am Schluss eine entsprechende Werbung dafür gemacht haben. Es geschieht nicht alle Tage, dass hier ein Fahrrad steht. Schade, dass Sie es wieder weggenommen haben, Herr Madejski. (GR Dr Herbert Madejski: Ich musste es wegnehmen!) Normalerweise redet man hier über die Ausdehnung von Spuren, über neue Brücken, über Garagenförderung, aber viel zu wenig über notwendige Maßnahmen für den Radverkehr. Sogar da hat sich gezeigt, auch die FPÖ trägt dazu bei, dass dieses Projekt seinen Sinn erreicht hat, nämlich Bewusstsein für den Radverkehr zu schaffen. 

Lassen Sie mich, weil ich nicht glaube, dass ich einige von der FPÖ überzeugen werde, noch einmal den Rahmen dessen sagen, was am Anfang dieser Idee stand und was jetzt, wo das ViennaBike hoffentlich verbessert weitergeführt wird, der Sinn dieser Sache ist. Jeder, der sich ein bisschen in der Welt bewegt, speziell in Holland, aber ich bringe auch Hamburg oder München als Beispiele, sieht, dort gibt es eine weitaus ausgeprägtere Radkultur als in Wien. Was meine ich damit? Was ist der Anteil des Radverkehrs? 10 Prozent bis 15 Prozent. 15 Prozent in München. Wenn ich die Zahlen vom StR Schicker von gestern nehme, liegt der Anteil in Wien bei 3 Prozent. Das heißt, in München fahren fünfmal so viele Leute mit dem Rad wie in Wien. 

Ich benutze bewusst den Begriff "Radkultur", weil es um den Schritt im Kopf geht, ob man weiter ein Auto steuert oder einmal auf ein Rad umsteigt. Es ist ganz bewusst im Unterschied zu denen, die es bei der FPÖ nicht begreifen können. Es geht nicht primär darum, dass man Leute, die in Eßling wohnen und im Rathaus arbeiten, dazu bringt, auf das Fahrrad umzusteigen. Es gibt einige Tapfere, die sogar hier im Rathaus wohnen, die das tun. Was ist die Hauptzielgruppe? Die Hauptzielgruppe sind jene Autofahrer und Autofahrerinnen, vor allem Autofahrer, die das Auto für Strecken, die kürzer als fünf Kilometer sind, benützen. Meine Damen und Herren, die Hälfte aller in Wien mit dem Auto zurückgelegten Wege ist kürzer als fünf Kilometer. Da wollen wir einen Anreiz zur Fahrradkultur bieten, es doch einmal auszuprobieren, um jenes Gefühl zu haben, das ich einmal in einem Artikel beschrieben habe. 

Wenn ich in der Früh mit dem Rad fahre, ist mein größter Genuss, wenn es einen großen Stau gibt, weil zum Beispiel vorne ein Müllwagen ist, und man mit dem Fahrrad gemütlich dazwischen vorbei fährt. Im dicken Mercedes habe ich schon Leute, auch Minister im Dienstauto, dort stehen gesehen. Dort vorbeizufahren und ein bisschen zu winken, während die hinter dem Müllwagen warten, das muss man einmal ausprobieren, Herr Madejski. Es ist irgendwie richtig spannend, wenn jemand sagt: "Ich komme zu spät zu einem Termin. Ich habe keinen Parkplatz gefunden. Ich bin eine Viertel Stunde im Kreis herumgefahren.", dem zu sagen: "Keinen Parkplatz gefunden? Selber schuld! Hat es dir jemand angeschafft? Niemand hat es dir angeschafft! Probiere es doch einmal aus!" 

Der Kollege, dessen Namen ich jetzt vergessen habe, mein Vorredner, hat gesagt, ich soll ihm fünf Leute bringen. Es hat ihn der Mut verlassen. Ich hätte ihm fünfzehn gebracht. Was hat er mir versprochen? Er ist mir dankbar. Auf Ihre Dankbarkeit kann ich verzichten. Machen Sie mir ein ordentliches Angebot, für die Verkehrspolitik eine großzügige Spende an einen sinnvollen Verein, was auch immer! Dann bringe ich nicht fünf, sondern dann bringe ich Ihnen fünfzehn. Ich sage Ihnen von wem fünfzehn, von Leuten, die dauernd gelesen haben, "Fahrrad", "ViennaBike", die sich auch geärgert haben, gelegentlich einen leeren Ständer vorzufinden, aber dann haben sie einmal eines gesehen. Dann haben sie eines gesehen, weil es im letzten Jahr gelungen ist, dass über kein kommunalpolitisches Projekt derartig intensiv diskutiert wurde wie über das ViennaBike. Dann haben Leute gesagt: "Hier steht glatt ein Fahrrad. Ich habe ein Fahrrad entdeckt. Jetzt fahre ich damit." Auf einmal probieren viele chronische Autofahrer und chronische Motorradfahrer aus, wie es ist, in der Stadt mit dem Fahrrad zu fahren und sagen: "Das ist eigentlich echt super!"

Wenn sie das nächste Mal wieder kein "ViennaBike" gefunden haben, haben sie gesagt: Da kaufe ich mir doch glatt eines, oder ich nehme mir eines aus dem Keller heraus!

Die Zahlen hat Herr StR Schicker richtig genannt, sie können von meinem Herrn Vorredner nicht in Frage gestellt werden, weil sie natürlich aufs ganze Jahr bezogen sind. Woher kommt es, dass wir auf dem dichtest befahrenen Radweg Wiens, dem Rad-Ring-Rund, 2002 einen Zuwachs von 55 Prozent hatten - nicht, wie er glaubt, gegenüber dem Winter, sondern gegenüber einem gemittelten Vorjahreswert, gegenüber dem Spitzenmonat -, woher kommt das? Er hat richtigerweise auch die Zweierlinie genannt, die zum Beispiel ebenfalls damit zu tun hat, dass man den Mut hat, dort etwas zu bauen, oder die Alserbachstraße: 110 Prozent Zuwachs im Jahr 2002. Woher kommt denn das?

Das kommt daher, dass es das Thema war, dass es also gelungen ist - nicht perfekt und deutlich verbesserungsfähig -, einmal das Rad zu einem Thema zu machen! Wer sich an einige dieser Tage erinnern kann, an diese vielen rosa und blauen Radeln, wie die Leute darauf reagiert haben, wie das diskutiert wurde - das war einfach etwas, was sie nicht nachvollziehen kann: Eine gute Stimmung war da in Wien! Es hat sehr vielen Leuten getaugt, dass es so war, und sie haben auch bedauert, dass es durch Vandalismus leider nicht gelungen ist, dies in der offenen, freien Form weiterzuführen.

Ich sage Ihnen noch etwas, was mich von einer Grundwesensart der FPÖ und von dieser Grundhaltung unterscheidet: Man soll den Mut haben, etwas Wichtiges auszuprobieren, auch auf die Gefahr hin, das eine oder andere nachbessern zu müssen! Wenn man nur Dinge macht, bei denen man im Vorhinein 100-prozentig sicher ist, dass sie funktionieren, kann man überhaupt nichts Neues ausprobieren. Wir stehen dazu, und ich stehe leidenschaftlich zu diesen 600 000 EUR! (GR Heinz Christian Strache: ... Blödsinn einzugestehen!)
Ich werde Sie bei jeder Volksgarage daran erinnern, wenn irgendwo - jetzt mache ich keine regionale Qualitätsbeschreibung zu Außenbezirken - dafür, dass ein paar verhungerte Autos unter der Erde verschwinden - soll sein! -, ein Vielfaches an Steuergeldern verschwendet wird, wie hier mit zweierlei Maß gemessen wird. Und bei solchen Großprojekten wie der Donauquerung gehen uns die Vorstellungen aus, wenn wir über Milliarden Schilling, Milliarden Euro reden; das wird Milliarden Euro kosten, das kann sich keiner mehr vorstellen! Dagegen ist das hier nicht einmal im Promillebereich, es ist ein Nichts. Eigentlich müsste es und soll es auch viel großzügiger sein, die Dotierung des Radverkehrs und auch die Dotierung des Projekts "ViennaBike" war einfach zu gering. Diese 600 000 S sind wunderbar und hervorragend investiertes Geld gewesen, und zwar in die Bewusstmachung: Hallo, Rad fahren ist ein wichtiges Projekt, darüber will die Stadt Wien sprechen!

Ich habe jetzt die Pressemappe nicht mit, aber wir können sie allen, die daran interessiert sind, zukommen lassen, und auch Herr StR Schicker hat dies richtig angesprochen: Von der "New York Times" über "BBC World Service" bis "Le Monde", alle möglichen Zeitungen haben Reportagen über Wien gebracht: Wie ist das, was hier versucht wird? Allein das hätte das Projekt mehr als gerechtfertigt, und es haben viele gesagt, das war ein Beitrag, auf das Rad umzusteigen. Nie war daran gedacht - das sage ich den Skeptikern von der FPÖ -, wir könnten eine Garantie abgeben: Wenn es ein "ViennaBike" gibt, hast du immer ein Radel.

Ich fahre immer wieder mit meinem gelben Radel, das ist das "Postler-Radel", ich fahre mit meinem "Postler-Radel", weil ich immer ein Fahrrad brauche. Ich kann mich nicht darauf verlassen, dass irgendwo eines steht. Wer regelmäßig mit seinem eigenen Rad fahren will, soll sich gefälligst eines kaufen. Dieses Projekt ist etwas wie Zeitungen, die vor Veranstaltungen ausgeteilt werden, Schnupper-Abos, die ausgegeben werden, womit Firmen eines versuchen: Probiere doch das Produkt aus, und wenn es dir gefällt, kaufst du es vielleicht und machst ein Abo! So ist es mit diesem Fahrradkultur-"Switch": Wie ist das, einmal nicht im Stau zu stehen! Wie geschwind kommt man weiter! Wie angenehm ist es, überall ein Radel abstellen zu können!

Womit ich beim nächsten Thema bin: Was soll jetzt mit diesen Abstellanlagen passieren? Da halte ich es für ganz wichtig, dass der größte Teil davon bei seiner Widmung bleibt. Wir haben gerade in diesen Bezirken eine deutliche Unterbesetzung mit ordentlichen Fahrrad-Abstellanlagen. Diese jetzt umzuwidmen und ent-sprechende Voraussetzungen zu schaffen, dass die Leute ihre Radeln abstellen können, wäre super, wenn man daran denkt - ich rechne jetzt kurz im Kopf, Kollege Strobl ist eh nicht da -: Auf einen großen Parkplatz für die Mercedes-S-Klasse, auf den du ein Auto parken kannst, passen ungefähr acht bis zehn Fahrräder. Unter dem Motto Gerechtigkeit: Dort soll man, bitte, nicht acht mögliche Fahrrad-Abstellplätze wegnehmen, damit wieder ein großes Auto parken kann, sondern dort soll man die entsprechenden Voraussetzungen schaffen. Denn in vielen Bereichen ist es das nachgewiesene Hindernis der Nutzung des Radverkehrs, dass du keine ordentlichen Abstellmöglichkeiten hast.

Ich habe nie gesagt - und das war auch von StR Schicker bei diesem Projekt nie die Idee -, dass das "ViennaBike" die Lösung des Radverkehrs in Wien ist. Das ist vielmehr: darüber reden, ausprobieren, und viele flankierende Maßnahmen sind dafür notwendig.

Wie geht es jetzt weiter? Jetzt wurde diese Ausschreibung vorgenommen, und gewählt wurde das GEWISTA-Projekt, dem ich alles Gute wünsche. Trotzdem möchte ich daran auch meine Kritikpunkte anbringen.

Wenn Mitte Mai die ersten Terminals aufgestellt werden, ist es schon sehr blamabel, dass es nicht 150 oder 100 sein werden. Wissen Sie, wie viele im Mai aufgestellt werden? (GR Dr Herbert Madejski: Dreißig!) Nein, es sind nicht dreißig Boxen, sondern drei! (GR Dr Herbert Madejski: Nein, Räder!) Ich habe gefragt, wie viele Terminals - es gibt im Mai maximal drei! Jetzt gestehe ich diesem Projekt zu, dass es technologisch ein sehr ambitioniertes ist, wo es um die Registrierung geht. Das war auch der Vorschlag des Vereins "ViennaBike", da man leider aufgrund des Verhaltens mit dem anonymen Ausleihen nicht weitergemacht hätte. Es wird bis zum Juni 2004 dauern, bis die 80 bis 100 Stationen mit 750 bis 1 200 Rädern aufgestellt sind.

Eigentlich hätte aufgrund der Ausschreibungsbedingungen die GEWISTA ausscheiden müssen. Es war nämlich in der Ausschreibung ganz klar, dass das mit Mai wieder in Betrieb geht - aber nicht mit einem Radel! Ich möchte jetzt nicht das GEWISTA-Projekt schlecht machen, aber es fällt mir nur ein etwas unzutreffender Vergleich ein: Ich habe eine Garantie, dass mein Haus errichtet wird, und zu dem vereinbarten Zeitpunkt steht dort am Rande die Hundehütte, nach dem Motto: "Wir haben eh zu bauen angefangen." Hoffentlich! Es ist jetzt so entschieden, das nehme ich nolens volens zur Kenntnis.

Ich wünsche diesem Projekt, das technologisch sehr ambitioniert ist und bei dem du am Anfang eine Bankomat-Karte brauchst, in der Folge eine Kreditkarte, und in weiterer Folge - was ich zwar sehr begrüße, aber leider gilt das noch nicht am Anfang - kannst du auch als Jugendlicher eine eigene Karte erwerben. Wenn du keine Bankomat-Karte hast, damit du es entlehnen kannst, und mit nur drei Terminals am Anfang ist das schon eine ziemlich matte Sache. Okay, das dauert jetzt seine Zeit.

Tatsache ist, dass hoffentlich bald wieder viele Räder unterwegs sein werden, einerseits diese Testräder - ich nenne sie bewusst Testräder -, aber insbesondere alle diejenigen, die jeden Tag im Stau stehen oder allzu lange auf die Bim warten, und das, was in vielen Städten der Welt funktioniert, wofür wir viel, viel weniger Geld brauchen als für großzügige Straßen- und U-Bahn-Projekte. Damit will ich jetzt nicht gegen die Straßen- und schon gar nicht gegen die U-Bahn-Projekte polemisieren, sondern einfach sagen: Für diese braucht man unglaublich viel Geld und sehr lange Zeit.

Um wirklich etwas für den Radverkehr zu tun, braucht man Mut, braucht man auch - jawohl! - den Mut zur Provokation, braucht man den Mut, etwas Öffentlichkeitswirksames hinzustellen. Auch wir, die wir gewusst haben, dass viel darüber geredet wird, waren überrascht, wie intensiv über das Projekt diskutiert wurde. Es wurde viel darüber diskutiert, wir sind noch lange nicht am Ende des Weges, wir stehen beim Radverkehr irgendwo zwischen 3 und 4 Prozent. Diesen Wert auf 8 Prozent zu erhöhen, ist eine ganz schöne Anstrengung, dafür muss vieles und Wesentliches geändert werden.

Ich sage noch einmal, ich finde es indiskutabel, dass beim Rad-Ring-Rund solche Engstellen wie beim Bristol nicht beseitigt werden, das halte ich wirklich für einen Wahnsinn! Muss es tatsächlich so lange dauern, bis dort jemand zu Schaden kommt, wo auf engstem Weg Zehntausende Fußgänger auf der meistbesuchten Straße rund um den Ring gehen? Schauen Sie sich in der Unfallstatistik an, dass vor allem der Rad-Ring-Rund die größten Unfälle aller Radler hat. Wir haben also noch sehr viel zu tun, und 8 Prozent sind ein erster Schritt, wenn ich daran denke, dass es anderswo 15 Prozent sind.

Aber last not least, das war ein super Projekt, und statt der 600 000 ATS hätte es ruhig noch viel mehr Geld sein können angesichts dessen, was in dieser Stadt auch für den Autoverkehr ausgegeben wird. Letztlich zeigt sich beim Geld, was dir wichtig und was dir unwichtig ist. Dass uns der Radverkehr wichtig ist, hat sich, glaube ich, schon herumgesprochen. Darum werden wir weiter für eine Umorientierung des Verkehrs kämpfen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Als Erstes möchte ich sagen, dass ich sehr froh bin, dass StR Schicker nunmehr eingestanden hat, dass das Projekt "ViennaBike" so, wie es im Vorjahr abgelaufen ist, gescheitert ist. Denn wir haben jetzt ein Jahr darauf warten müssen, bis man zu den Tatsachen zurückkehrt. Wir haben vor kurzer Zeit noch hören müssen, dass das Projekt besonders erfolgreich ist. Es war erst am 30. Jänner, als Kollege VALENTIN - wo ist er?, er ist heute nicht da - erklärt hat: "trotz großer Unkenrufe" ... (GR Franz Ekkamp - in Richtung Schriftführung deutend -: Da sitzt Kollege VALENTIN!) Ah, da ist er!

Er hat also erklärt: "trotz großer Unkenrufe die Stadt und die Verantwortlichen dieser Stadt gerade dieses Projekt mit einem hohen Maß an Erfolg, letztendlich auch medialen Erfolg, was die Annahme dieses Modells durch die Wienerinnen und Wiener betrifft". Das war am 30. Jänner 2003, Herr Kollege VALENTIN. Einen Tag später hat Ihr Stadtrat das Modell vollkommen umgedreht und ein neues Modell gewählt: weg vom Gratis-Stadtrad, weil man draufgekommen ist, dass es so nicht finanzierbar ist; weg von einem Verleihsystem, das lange als falsch erkannt worden ist, wobei die Opposition bereits im Juli das Ende dieses Systems verlangt hat; weg von Unzulänglichkeiten, über die noch im November StR Schicker in einer Beantwortung gesagt hat: Auch der Verein wird in den Jahren 2003 und 2004 weitere Förderungen bekommen.

Das war noch im November, und insofern finde ich es sehr schade, dass man heute an dieser Stelle vom Stadtrat hören musste: An allem ist mehr oder weniger der Verein schuld. Auch der Vorredner von der Freiheitlichen Partei hat hier dem Verein große Versäumnisse vorgeworfen. Ich wage zu bezweifeln, dass das alles am Verein liegt, und ich wage auch zu bezweifeln, dass dies - entsprechend den Ausführungen von StR Schicker in seinem Vortrag - ein gutes System der Leistungsfindung an den Verein "ViennaBike" war. Wie haben Sie es genannt, Herr Stadtrat? Sie haben gemeint, dass im Interesse der Stadt Wien ein solcher nicht umsatzsteuerbarer Zuschuss die richtige Form eines Zuschusses an den Verein "ViennaBike" war. Ich wage zu bezweifeln, dass es richtig ist, einen Vertrag mit einer Firma abzuschließen, bei dem kein Leistungsaustausch funktioniert - wie Sie es gesagt haben. Ist es nicht eine Verfehlung der Stadt selbst, zu sagen: Ich möchte eine bestimmte Leistung haben, aber ich prüfe sie nicht über meinen Vertrag? Und danach so zu tun, als ob ich vollkommen schuldlos wäre?

Ich hätte jedenfalls einem solchen Vertrag - den Sie nicht geschlossen haben - mehr Aufmerksamkeit gegeben, mehr Verantwortungsgefühl gegeben. Ich hätte diesen für wichtiger gehalten, damit Wien sich in der Welt nicht lächerlich macht, dass nicht halb Wien über diesen Versuch lacht, sondern dass noch mehr Wiener diesen Versuch wirklich in Anspruch nehmen, und dass man nicht einen Neustart des Projektes mit einer verbesserten rechtlichen Basis feiert und man danach vom Stadtrat hier hören muss, dass es eigentlich keine ordentliche rechtliche Basis gibt. Das kann es nicht sein.

Ich habe es auch vom Kollegen Chorherr nicht fair gefunden, dass er der Erste war, der dieses rot-grüne Projekt in der Öffentlichkeit besonders gefeiert hat und den zuständigen Stadtrat in der Öffentlichkeitswirksamkeit auf Platz zwei verwiesen hat. Noch weniger fair habe ich es gefunden, dass Kollege Chorherr als ein Betreiber dieses Projekts dann, als es wirklich eng geworden ist und das Projekt nicht wirklich positiv verlaufen ist, nicht mehr in der Öffentlichkeit aufgetreten ist, sondern nur noch der Stadtrat allein sozusagen - wie es auf Wienerisch heißt - die "Krot schlucken" durfte. Das war auch nicht die feine englische Art für dieses Projekt, das ja vom Ansatz her sicherlich ein wichtiges Projekt war. Darin sind wir, alle Parteien hier, uns ja einig, dass wir eine Verbesserung des Modal Splits wollen, wobei der Fußgänger- und auch der Radfahrverkehr entsprechend gesteigert werden müssen. Doch beide Ziele wurden eben nicht erreicht, und das gilt es, glaube ich, einmal festzuhalten.

Damit möchte ich aber mit dem alten System auch schon abschließen. Denn vielleicht ist es gut, dass dieser Punkt heute hier so anberaumt worden ist, damit man es wirklich einmal ad acta legt und sagt: Weg damit, es ist vorbei, es ist nicht gelungen, es ist schlecht gewesen, wir versuchen einen Neustart!

Aber wie war nun dieser Neustart? Zu dem möchte ich jetzt kommen, weil es meiner Ansicht nach wichtiger ist, dass wir uns als Gemeinderäte hier über den Neustart und über die Zukunft unterhalten. Auch Kollege Chorherr hat es schon angeschnitten: Dieses Auswahlverfahren, das hier genannt worden ist, war aus meiner Sicht überhaupt kein Auswahlverfahren. Es gab keine Parameter für die Auswahl dieses neuen Systems. So, wie es keine Auswahl für den "ViennaBike"-Verein gab, so hat es auch jetzt keine wirkliche Auswahl für den neuen Systemträger gegeben. Es gab eine Interessentensuche der MA 46, und die Betreiber, die davon wussten, konnten sich melden, aber es gab keine öffentliche Ausschreibung. Jemand, der nicht den Kontakt zur MA 46 hatte, hatte gar keine Chance, sich zu bewerben.

Es war wirklich ein bisschen komisch, als ich schon im Dezember von Einzelnen Meldungen darüber hörte, dass bereits klar war, wer diesen Auftrag bekommen wird. Das stand im Raum, doch konnte sich niemand wirklich vorstellen, dass man sich das schon ausgemacht hatte. Aber es ist schlussendlich jener Betreiber geworden, der bereits im Dezember hinter den Kulissen gehandelt worden war. Das ist sicherlich auch ein Punkt, den das Kontrollamt noch näher untersuchen wird. Wir haben als Österreichische Volkspartei bereits im Dezember eine Prüfung durch das Kontrollamt verlangt, von diesem wird das alles rechtlich genau geprüft werden.

Aber warum, fragen wir, hat wirklich die GEWISTA diesen Auftrag bekommen? Fachlich allein kann dies nicht bedingt sein. Kollege Chorherr hat schon gesagt, dass es nicht allein darauf ankommt, wie technisch versiert das System ist, sondern es kommt auch darauf an, dass man hätte gewährleisten müssen, dass in dieser Stadt wieder flächendeckend ein Gratis-Fahrrad möglich ist. Das wird es jedoch nicht sein, sondern es wird ein enorm hoher Aufwand nötig sein, mit dem so genannten oder uns dargebrachten Vorteil, dass es die Stadt Wien nichts kostet. Aber man stellt sich da natürlich die Frage: Wer hat Interesse daran, wahrscheinlich Millionen Euro ohne eine Gegenleistung zu investieren? Warum macht das die GEWISTA? Warum investiert sie in Millionenhöhe in ein neues System und verlangt dafür überhaupt nichts? Ich meine, die GEWISTA ist ja keine karitative Organisation. Das kann ich mir nicht anders vorstellen: Sie muss das Geld irgendwo hereinbekommen. Daher macht man sich seine Gedanken und denkt: Wo ist da der Haken?

Bis eines Tages anonyme Schreiben einlangen, unmittelbar, nachdem in Rust ein neuer Zugang der Stadt zu verschiedensten Themen gefunden worden ist, nachdem in Rust bei der Klubklausur der SPÖ vorgetragen worden ist, was alles schon beschlossen worden ist, wie etwa die 6. Donauquerung, wie auch "ViennaBike", wie eine Neuordnung der Geschäftsordnung in der Stadt - das als Regierungsaktion dargestellt, aber es war eine Parteiklausur. Dann wird einem ein Schreiben zugeschickt, in dem drinsteht: "Zur Weiterleitung an die Arbeitsgemeinschaft Kommunikation Intern - Maßnahmenpaket 2003 für den Erledigungszeitraum März bis Juni 2003. Citybike neu: variable Kostendeckung über Nebeneinnahmen, Parallelgespräche erforderlich, Bezirksblatt."

Jetzt weiß ich nicht, wer das geschrieben hat - das ist immer das Problem bei anonymen Zuschriften. Ich will jetzt niemand verdächtigen, und ich weiß auch nicht, ob dieses Schreiben eine Wahrheit hat. Aber es macht nachdenklich, es macht wahnsinnig nachdenklich, wenn man gleichzeitig weiß, dass die GEWISTA für über 800 Plätze in Wien, für Top-Plätze um Baugenehmigungen angesucht hat: für ganz tolle, neue Litfaßsäulen mit hoch auflösenden, ganz neu zu gestaltenden Plakatflächen, wie es sie in Wien noch nie gegeben hat, mit über 5 Meter Größe. Was vor kurzer Zeit von der MA 19 wegen Verschandelung des Stadtbildes noch abgelehnt worden ist!

Jetzt laufen diese Baugenehmigungen, und sie werden wahrscheinlich alle genehmigt werden. Da frage ich mich wieder: Wem nützen diesen Genehmigungen? Andere Plakatunternehmen werden keine Chance mehr haben, diese Plätze zu bekommen, denn sie sind schon einmal vergeben, 800 Top-Plätze, unter anderem auch am Kärntner Ring bei der Oper, mit über 5 Meter großen Litfaßsäulen. Das war früher wirklich eine Verschandelung für die Stadt. Ja, damit lassen sich Werbeeinnahmen machen, große Werbeeinnahmen! Da versteht man auf einmal die Welt, wenn man hier versucht, eins und eins zusammenzuzählen. Mit diesen Werbeeinnahmen werden vielleicht andere Projekte finanziert. 

Blöd ist dabei nur noch, dass dann bei diesen Werbeflächen vielleicht nur ganz bestimmte Auftraggeber vorne stehen werden. Für wen werden diese Werbeflächen fertig sein, nämlich gerade rechtzeitig vor der kommenden Wahl? Zufälligerweise ist ja auch eine Partei zu 30 Prozent indirekt an diesem Betreiber GEWISTA beteiligt, der nun dieses Projekt bekommen hat. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das dauert nicht mehr so lange! Da werden sie noch nicht fertig sein!) Vielleicht werden sie sich noch beeilen, dann werden sie es schon fertig haben. Dann nimmt man eben noch einmal die Kosten in die Hand, um das zu erledigen.

Ich hoffe, dass das alles nicht stimmt, meine Damen und Herren von der Regierungsfraktion! Ich hoffe, dass Sie nicht vorhaben, hier wieder Wettbewerb auszuschalten. Ich hoffe, dass Sie nicht vorhaben, über die Hintertür wieder Parteienwerbung zu machen. (Ruf bei den GRÜNEN: Wie in Niederösterreich!) Ich hoffe, dass das Kontrollamt all das auch untersucht. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Troch. Ich erteile es ihm.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! Mir hat der gemeinsame Auftritt ... (GR Günter Kenesei - darauf hinweisend, dass der Redner vom Platz der Berichterstattung aus spricht -: Falsches Pult!) Ach so, eines hinunter. (Der Redner begibt sich ans Rednerpult. - Heiterkeit.) Von hier aus geht es besser. 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Das kann jedem passieren.

GR Dr Harald Troch (fortsetzend): Mir hat der gemeinsame Auftritt von Herrn Madejski mit dem blauen Fahrrad ganz gut gefallen. Warum? Ich möchte dazu auch eine fragende Überlegung anstellen: Was haben die blauen Fahrräder und die blaue Partei gemeinsam beziehungsweise was trennt sie? - Die blauen Fahrräder sind schon in Konkurs gegangen! (Beifall bei der SPÖ.) Über den politischen Zustand der FPÖ möchte ich mich persönlich gar nicht äußern, das überlasse ich vertrauensvoll den Wählerinnen und Wählern, die weiterhin das Urteil sprechen werden.

Wien ist eine Stadt, in der vieles möglich ist. Wien ist eine offene Stadt, Wien ist offen für kreative, innovative Ideen. Umso mehr werden diese Ideen dazu beitragen, dass Wien seinem Ruf als Umwelt-Musterstadt noch weiter gerecht wird. In diesem Sinn ist auch die Unterstützung für das Gratis-Stadtfahrrad zu sehen, das als Idee einfach gut angekommen ist. Beinhart wird die Stadtverwaltung allerdings dann sein, wenn es um das Wiener Steuergeld, um dessen sinnvolle und nachhaltige Verwendung geht. 

Es gibt einen einstimmigen Beschluss des Gemeinderates zur Idee des Gratis-Stadtfahrrads, und StR Schicker bekennt sich eben zu diesem Beschluss und zu dem Willen zum Gratis-Stadtfahrrad. Als volksnaher und verbindlicher Politiker sagt er auch ganz einfach ja zu den 80 Prozent der Wienerinnen und Wiener, die diesem Projekt positiv gegenüberstehen: Ja zum Gratis-Stadtfahrrad, ja auch dazu, dass das Fahrrad in unserer Stadt zur Normalität wird, zur täglichen Normalität als eines von mehreren Verkehrsmitteln, die in dieser Stadt möglich sind!

Dass die Stadt Wien und dass StR Schicker bei dem Projekt "ViennaBike" schließlich doch auf die Bremse gestiegen sind, ist natürlich so zu sehen, dass einfach die Idee und das Projekt prinzipiell und mittelfristig gerettet werden mussten. Es galt, Qualitätsstandards einzufordern, Qualitätsstandards, die in Wien normal sind und für die diese Stadtverwaltung bekannt ist. 

Ich möchte auch zu einigen meiner Vorredner Stellung nehmen. Zum Kollegen Barnet kann ich betreffend Fahrräder nur sagen, dass diese Fahrräder durchaus okay und zugelassen sind. Die neue Straßenverkehrsordnung tritt erst mit 1. Mai 2003 in Kraft und war nicht schon vorher gültig - wenn ich Sie sozusagen darauf hinweisen darf.

Zum Kollegen Gerstl: Ich habe schon eine Presseaussendung von ihm zu diesem heutigen Thema gelesen, worin er sich wieder einmal als Rechenkünstler betätigt hat. Ich vermute, diese Zahlen hat auch Raiffeisen recherchiert, worauf wir ja heute schon einmal hin-

gewiesen worden sind. Ich finde es schade, dass er hier mit anonymen Schreiben argumentieren muss. Anonyme Schreiben verwendet man gerne dann, wenn einem die politische Argumentation ausgeht. Ich wünsche mir hier eine harte, aber faire Debatte, und das heißt auch: keine persönliche Untergriffe, wie sie gerade in dieser Presseaussendung des Kollegen Gerstl gegenüber dem Stadtrat vorgetragen werden.

Wenn man das Agieren des Stadtrates in dieser Sache charakterisieren will, dann gibt es für mich nur einen Ausdruck, und dieser heißt "hartnäckig". Hartnäckig ist es, wie er zu dieser Sache steht und wie er diese Sache vorantreibt und umsetzen will. Als lächerlich kann man dieses Projekt - selbst im Hinblick darauf, dass es unzufriedenstellend verlaufen ist und daher abgestellt werden musste - überhaupt nicht sehen, sondern es ist für mich ganz einfach ein Pilotprojekt, aus dem viele sehr viel gelernt haben.

In diesem Sinne freue ich mich schon darauf, wie dieses Projekt jetzt in eine zweite Phase, in einen zweiten Durchgang geht. Es ist technisch ausgereift. Es berücksichtigt die Erfahrungen von "ViennaBike", das ist ganz wesentlich, denn diese Vorerfahrungen sind einfach interessant für diese Stadt und für uns alle. Das Nachfolgeprojekt handhabt die Vergabe der Räder nicht mehr anonym. Die erste Stunde ist gratis und soll genau darauf Bezug nehmen, dass, wie uns die Statistik sagt, die Hälfte aller Fahrradwege kürzer als fünf Kilometer sind. Wie es im Klimaschutzprogramm schon vorgegeben wird, kann das Rad als Alternative und vor allem als begleitendes Verkehrsmittel zu den öffentlichen Verkehrsmitteln eingesetzt werden, gerade auch, aber nicht nur im Stadtzentrum. Es ist wirtschaftsfreundlich, es stellt keine Konkurrenz mehr zu den bereits etablierten Fahrradverleihfirmen dar. 

Ich wünsche Herrn StR Schicker weiterhin viel Hartnäckigkeit, damit in dieser Stadt gute Ideen und interessante Projekte vorangetrieben werden und nicht einschlafen müssen oder von einer kleinkarierten Opposition zerredet werden. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren! Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Debatte über die Beantwortung dieser Dringlichen Anfrage ist beendet.

Somit ist auch die öffentliche Sitzung beendet. 

(Schluss um 17.30 Uhr.)

